
6. Binnenmarkt '92: Gegen grenzenlose 
Liberalisierung - demokratische Wirtschafts- 
politik in der EG 

Die Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik legt hiermit erste 
Einschätzungen und Überlegungen zur Europäischen Integration vor. 
Wir halten dies insbesondere deshalb für erforderlich, weil gegenwär- 
tig unter dem Stichwort >Binnenmarkt '92< eine ökonomische Konzen- 
trations- und politische Deregulierungswelle in Gang gebracht worden 
ist, deren Folgen sehr bedrohlich für die meisten Menschen in der 
Europäischen Gemeinschaft (EG) werden können. Diese Entwicklung 
erfordert Kritik und das Aufzeigen von Alternativen. 

Entgegen der herrschenden Binnenmarkteuphorie, die mit dem laut- 
starken, aber unhaltbaren Anspruch auf wissenschaftliche Autorität 
verbreitet wird, sehen wir keinen Grund für die Annahme, daß eine 
Politik der hemmungslosen Liberalisierung das soziale Hauptproblem 
aller EG-Mitgliedsländer, die anhaltende Massenarbeitslosigkeit, lösen 
oder auch nur spürbar mildern kann. Regionale und soziale Polarisie- 
rungen würden sich vielmehr unter einer solchen Politik verschärfen, 
die rechtliche und faktische Situation von Arbeitnehmern und Ver- 
brauchern in vieler Hinsicht verschlechtern; Umweltschutz und öko- 
logischer Umbau würden behindert und kämen noch langsamer voran 
als bisher. 

Demgegenüber fordern wir eine demokratisch legitimierte Integra- 
tionspolitik, die - durch energische Beschäftigungs-, Sozial- und 
Umweltpolitik - die materiellen Voraussetzungen für eine fortschritt- 
liche Zukunft Europas schafft. Deren Eckpunkte sind Frieden, Voll- 
beschäftigung, ökologischer Umbau, soziale Sicherheit, regionaler 
Ausgleich und umfassende demokratische Strukturen, auch in der 
Wirtschaft. Dies alles wird sich nicht aus dem freien Spiel der Kräfte 
des Marktes ergeben, sondern bedarf gezielter politischer Maßnah- 
men, zum Teil gegen die Dynamik der Marktkräfte. 

Konkrete europaweite Einzelprogramme für eine solche Politik 
können wir hier noch nicht vorlegen. Sie müssen in internationaler 
Kooperation entwickelt werden. Klar ist aber, daß der Bundesrepubiik 
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und der in ihr betriebenen Wirtschafts- und Sozialpolitik ein wesent- 
liches Gewicht bei der Entwicklung Europas zukommt. Dies trifft 
auch für eine demokratische Integrationsperspektive zu. Insofern ste- 
hen wir nicht vor der Aufgabe, unsere Vorschläge für eine alternative 
Wirtschaftspolitik in der Bundesrepublik zugunsten EG-bezogener 
Vorschläge zurückzustellen. Erstere stellen vielmehr eine solide Basis 
und einen kräftigen Impuls für eine Weichenstellung in der EG dar, 
die den aktuellen Beschäftigungs-, Umwelt- und sozialen Erfordernis- 
sen entspricht. 

6.1 Die historische Dimension: Fortschrittliche 
Perspektiven - aktuelle Gefahren 

Eine kritische Bewertung der für die neunziger Jahre geplanten Ent- 
wicklung der Europäischen Gemeinschaft sollte die geschichtliche 
Bedeutung der europäischen Einigung an den Anfang stellen. Heute 
wird das friedliche Zusammenleben der Völker Europas mehr und 
mehr als unumkehrbar empfunden. Dabei wird vielfach vergessen, wie 
jung diese Perspektive ist: kaum mehr als vier Jahrzehnte. 

Seit dem ausgehenden Mittelalter waren die europäischen Völker in 
eine Kette von Kriegen getrieben worden. Diese waren zunächst 
Resultat feudalistischer Rivalitäten, später Ergebnis nationalistischer 
Aufsplitterungen, die mit der Entwicklung des Kapitalismus in Europa 
einhergingen. 

Demgegenüber gibt es heute die Chance eines dauerhaften Friedens 
in Europa: Die europäische Gemeinschaft vereinigt viele der Völker, 
die noch in diesem Jahrhundert gegeneinander in den Krieg getrieben 
worden waren. Durch intensive Kooperation mit den anderen kapitali- 
stischen und nichtkapitalistischen Ländern Europas kann die EG den 
europäischen Frieden unumkehrbar machen. Indem sie ihre auf Frie- 
den gerichtete Position zur Vermittlung und zum Ausgleich zwischen 
den Weltmächten einsetzt, kann sie dazu beitragen, den Weltfrieden 
zu sichern. Dazu gehört allerdings die Entschlossenheit, sich nicht in 
neue Konfrontationsstrategien im Rahmen der NATO einbinden zu 
lassen, ebenso wie der Verzicht auf die Formierung eines neuen 
westeuropäischen Militärblocks, der von den Nachbarvölkern als Be- 
drohung und Gefahr empfunden werden müßte. 

Die westeuropäische Integration erfolgt heute vor allem als wirt- 
schaftliche Integration im Interesse der Privatwirtschaft. Ihre demo- 
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kratische, soziale und ökologische Dimension und Perspektive wird 
demgegenüber Weitgehend vernachlässigt. Die wirtschaftlichen Wolil- 
standsgewinne, die mit größeren Wirtschaftsräumen, weitergehender 
Arbeitsteilung, Kooperation und Kostendegressionen verbunden sein 
können, beziehen sich in der Konzeption derer, die den Binnenmarkt 
'92 vorantreiben, fast ausschließlich auf die privaten unternehmen. 
Steigende Beschäftigung und Löhne und Gehälter, mehr soziale 
Sicherheit und Umweltschutz, bessere Versorgung und regionaler 
Ausgleich werden damit iiiclit zugleich gewährleistet. 

Auf die Verwirklichung dieser Ziele muß daher jetzt und in den 
kommenden Jahren besonderer Nachdruck gelegt werden. 

Der Vorrang privatwirtschaftlicher Interessen, der die westeuropäi- 
sche Integration und auch die >Einheitliche Europäische Akte' von 
1987 kennzeichnet, steht in besonderem Gegensatz zu den Anforde- 
rungen an die demokratische Gestaltung der Gesellschaft. Er gefährdet 
vielfach das bereits auf nationalstaatlicher Ebene erreichte Niveau der 
politischen Demokratisierung und steht der Einführung demokrati- 
scher Strukturen in die Wirtschaft entgegen. 

Die Produktionsverhältnisse, die den Imperialismus hervorgebracht 
haben, sind mit der Demokratisierung der politischen Systeme noch 
nicht überwunden. Der wirtschaftliche Bereich blieb der Selbstbestim- 
mung der Völker weitgehend vorenthalten. Die historische Perspek- 
tive einer demokratischen Gesellschaft endet aber nicht mit der Demo- 
kratisierung staatlicher Herrschaft, sondern umfaßt auch die der wirt- 
schaftlichen Macht. Der bisherige Verlauf der westeuropäischen Inte- 
gration vernachlässigt diesen Sachverhalt. 

Eine einseitig an privatwirtschaftlichen Interessen orientierte Inte- 
gration Westeuropas birgt die Gefahr, daß das auf nationalstaatlicher 
Ebene bereits erreichte Niveau demokratischer und sozialer Verliält- 
nisse durch Deregulierung und ,Liberalisierung< wieder ausgehöhlt 
wird. Demokratische Qualitäten der Wirtschafts- und Sozialstaatlich- 
keit, Sicherung von Arbeitnehrnerhnenrechten und wirtschaftspoli- 
tische Optionen für Vollbeschäftigung sowie die Möglichkeiten einer 
dringend erforderlichen ökologischen Politik in Europa sind funda- 
mental bedroht, wenn Kapitalinteressen in der europäischen Witt- 
scliaftspolitik dominieren. 

Die sich abzeichnende Entwicklung zum Binnenmarkt '92 fuhrt zu 
einer weiteren Stärkung der Exekutivorgane der EG, der Kommission 
und des Ministerrates. Nationale Parlamente werden geschwächt, 
ohne daß dem Europäischen Parlament mehr Macht zuwächst. Die so- 
zialen Bewegungen sind noch weitgehend auf den nationalstaatlichen 
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Raum beschränkt, während die kapitalistischen Konzerne weltweit 
operieren. 

Die historische Erfahrung belegt, daß eine relativ autonome Exeku- 
tive zu autoritärer Politik neigt und sich hierbei an den Wünschen und 
Interessen der wirtschaftlich Mächtigsten orientiert. Unter dem ideo- 
logischen Deckmantel realpolitischer Pragmatik richten sich die 
Exekutivorgane nach den von den Wirtscliaftsmächten gesetzten Tat- 
sachen und Einflußnahmen. Damit wird kapitalorientierte Interessen- 
durchsetzung zum Hauptinhalt staatlicher Wirtschaftspolitik. Die 
prinzipiell historisch fortschrittliche Einigung Europas, zu der auch 
der Binnenmarkt gehört, verkommt dann zum Instrument der Macht- 
politik von Unternehmen, die der demokratischen Kontrolle entzogen 
sind. Die einseitige Liberalisierungs- und Deregulierungspolitik der 
Kommission belegt diese Tendenz. 

Zentralismus bringt ferner die Gefahr zu starker Bürokratisierung 
und wachsender Distanz zwischen Exekutive und Bürgern. Das 
Demokratiedefizit der EG muß zum einen durch Ausweitung der 
legislativen Kompetenzen und Kontrollrechte des Europäischen Parla- 
mentes beseitigt werden. Damit wird das Problem der zentralistischen 
administrativen Strukturen aber noch nicht gelöst. Daher ist zum 
anderen eine stärkere Mitwirkung - und stärkere Einflußinöglichkei- 
ten - der Regionen im Prozeß der europäischen Integration als Prozeß 
der Gestaltung Europas erforderlich. 

Die kulturelle Pluralität und die Eigenständigkeit der Regionen und 
Länder Europas stellen einen historischen Wert dar. Ihre Bewahrung 
und Entfaltung gehört zu den fortschrittlichen Perspektiven der euro- 
päischen Einigung. 

Diesen Perspektiven steht die Idee eines europäischen Zentralstaates 
diametral entgegen. Sie werden durch die ökonomistisclie und zentra- 
listische Konzeption von Kommission und Rat der EG bedroht. 
Deren Politik nimmt die historische, kulturelle und mentale Vielfalt in 
Europa nicht ernst. Dies gefährdet die demokratische Qualität des 
sozialen Lebens und die Zukunft Europas als Gemeinschaft freier 
Menschen. 

Die gewinnwirtschaftlichen Interessen haben sich bisher als heraus- 
ragende Antriebskräfte der westeuropäischen Integration erwiesen. 
Dies ist auch bei der >Einheitlichen Europäischen Akte< sowie bei der 
Konzeption und den bislang gestellten Weichen für den Binnenmarkt 
'92 der Fall. Wenn es dabei bleibt, würden damit die prinzipiell fort- 
schrittlichen historischen Perspektiven einer westeuroäischen Integra- 
tion nicht zur Entfaltung kommen, sondern verschüttet werden. 
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Um diesen Perspektiven dennoch zum Durchbruch zu verhelfen, 
müssen die demokratischen Institutionen und Bewegungen Europas 
gestärkt werden: Das betrifft besonders den Ausbau der gewerkschaft- 
lichen Gegenmacht sowie der anderen sozialen Bewegungen, die sich 
in den letzten Jahren entwickelt haben. Ihre stärkere Zusammenarbeit 
auf europäischer Ebene ist erforderlich. Sie bedarf der Unterstützung 
durch ein europäisches Parlament, dessen Kontroll- und Entschei- 
dungsbefugnisse ausgeweitet werden müssen. Insgesamt gilt es, jene 
politischen Kräfte zu stärken, die der demokratischen und emanzipa- 
torischen Tradition der Europäer verpflichtet sind, also ihre Wurzeln 
in den europäischen Volksbewegungen für Frieden, Demokratie und 
soziale Gerechtigkeit haben. Frieden, Vollbeschäftigung, Sozialstaat- 
lichkeit, Umweltschutz und Demokratie sind unabdingbar für sozia- 
len Fortschritt und müssen daher zu den vorrangigen Hauptzielen 
europäischer Politik gemacht werden. 

6.2 Der groge Plan: Binnenmarkt '92 - 
Hintergründe und Stogrichtung 

Europa in den Schlagzeilen 

Die Europäische Gemeinschaft (EG) steht neuerdings ganz oben auf 
der Themenliste der öffentlichen Diskussion. Es gibt kaum eine offi- 
zielle Erklärung der Bundesregierung, in der nicht der Binnenmarkt 
'92 an zentraler Stelle auftaucht, kaum eine Außerung der großen 
Wirtschaftsverbände ohne bedeutsamen Hinweis auf die Herausforde- 
rungen der Jahre nach 1993, denen die bundesdeutsche Wirtschaft sich 
stellen müsse. Wirtschaftspolitische Maßnahmen scheinen nur noch 
der Vsrbereitung des Binnenmarktes zu dienen. Die enorme Fusions- 
welle seit Mitte der 80er Jahre - die zwar außerhalb der EG nicht 
schwächer ist als innerhalb - bedarf weder einer Begründung noch 
einer Rechtfertigung: der Hinweis auf das Schicksalsdatum 31.12. 
1992 genügt in der Regel, um Kritiker, wenn nicht stumm zu machen, 
so doch in die Irrelevanz zu verweisen. Der Binnenmarkt ist gegen- 
wärtig der breite ideologische Schirm, unter dem die Unternehmen 
und die kapitalorientierte Wirtschaftspolitik all das machen, was sie 
seit langem machen - und dies noch mehr als bisher als unausweich- 
lichen Sachzwang hinstellen. 
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Der unmittelbare Hintergrund: die .Einheitliche Europäische Akte< 

Der Ministerrat der EG hatte im Februar 1986 beschlossen, bis Ende 
1992 den gemeinsamen Europäischen Binnenmarkt herzustellen, und 
dicsen BeschlulS einsclilieI3lich des Datums in der >Einheitlichen Euro- 
päischen Akte< (EEA) festgeschrieben. Diese trat - nach einer einiger- 
maßen mühsamen Ratifikationsprozedur - am 1.7.1987 als Anderung 
und Ergänzung des EWG-Vertrages von 1957 in Kraft. Seitdem ist die 
Vollendung des Binnenmarktes gesetzliches Gebot, dieser selbst defi- 
niert als »Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von 
Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital . . . gewährleistet 
wird.« (Art. 8 a EWG-Vertrag) 

Es geht bei der Verwirklichung dieser >vier Freiheiten< nicht um die 
Abschaffung von Zollgrenzen. Diese gibt es bereits seit dem 1.7.1968 
nicht mehr, als die im EWG-Vertrag vorgesehene Zollunion - also die 
Beseitigung der Binnenzölle und die Erhebung gemeinsamer Zölle 
gegenüber Drittländern - von den damals noch sechs Mitgliedsländern 
der EG vorfristig verwirklicht wurde. Es geht vielmehr um die Über- 
windung der zahlreichen »materiellen, technischen und steuerlichen 
Schranken« (Weißbuch der Kommission 1985), die für den Binnen- 
markt nach wie vor bestehen und den Fortschritt des europäischen 
Integrationsprozesses seit Beginn der 70er Jahre haben stocken lassen: 
Dabei handelt es sich nicht nur um bloße bürokratische Grenzkontrol- 
len und -formalitäten oder protektionistische Marktabschottungen 
durch nichttarifäre Handelshemmnisse, sondern auch um unterschied- 
liche nationale Regelungen zum Schutz der Verbraucher, der Gesund- 
heit und der Umwelt, Arbeitsschutzbestimmungen und Mitbestim- 
mungsgesetze sowie steuerliche Bestimmungen. Sie lassen sich nicht 
einfach abschaffen, sondern sollten ursprünglich nach den Bestim- 
mungen des Art. 2 EWGVertr. durch eine »schrittweise Annäherung 
der Wirtschaftspolitik der Mitgliedsstaaten« harmonisiert werden. 
Dabei steilt sich natürlich unvermeidlich das Problem, auf welchem 
Niveau diese Harmonisierung erfolgen soll, die überdies, soweit sie 
das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes betraf, bis 1987 nur ein- 
stimmig möglich sein sollte (Art. 100 EWGVertr.). 

Krise der EG , 

Die Struktu I - und Beschäftigungsprobleme, mit denen die Industrie- 
lander und damit auch die EG im Fall einer allgemeinen Wachstums- 
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abscliwächung konfrontiert sind, waren vorhersehbar. Auf eine vor- 
beugende Koordination der Wirtschaftspolitiken oder gar die Einrich- 
tung eines supranational ansetzenden prozeßpolitisclien Handlungs- 
mechanismus wurde jedoch aus ideologischen Gründen verzichtet. 
Zwar hatte die EWG-Kommission schon im Herbst 1962 in ihrem 
>Memorandum über das Aktionsprogramm der Gemeinschaft für die 
zweite Stufe< ausführlich begründet, warum die Gemeinschaft eine 
integrierte Konjunktur-, Entwicklungs- und Strukturpolitik brauche, 
wenn sie größere Beschäftigungskrisen vermeiden wolle. Der Kom- 
missionsvorschlag sah unter anderem mittelfristige Orientierungen auf 
der Grundlage abgestimmter Entwicklungen der einzelnen Volkswirt- 
schaften und ihrer Fiskalpolitik vor. Dieser damals von Frankreich 
unterstützte Entwurf für eine gemeinsame Makropolitik scheiterte 
jedoch vor allem am bundesdeutschen Widerstand. Inzwischen ist 
jenes wegweisende Dokument weitgehend in Vergessenheit geraten, 
obgleich es gerade für die aktuelle Situation die notwendige Ergänzung 
jeder Politik auf dem Gebiet der Beschäftigungs- und Strukturpolitik 
umreißt. 

Die konjunktur- und beschäftigungspolitische Abstinenz der Kom- 
mission, die Weiterexistenz und sogar Ausweitung >nichttarifärer 
Handelshemmnisse< sowie unterschiedlicher nationaler Schutzvor- 
schriften - dies alles mußte zu großen Schwierigkeiten und Problemen 
für die europäische Integration führen. Sie kumulierten und verdich- 
teten sich Anfang der 80er Jahre zu einem Zustand, der in der poli- 
tischen und wissenschaftlichen Diskussion allgemein als >Krise der 
EG( diagnostiziert wurde. 
- Während in der Zeit des Nachkriegswiederaufbaus und wirt- 

schaftlichen Booms in den 50er und 60er Jahren der Abbau der Han- 
delshemmnisse zügig vonstatten ging, kam er in den krisenhaften 70er 
Jahren abrupt zum Stillstand und wurde teilweise herumgedreht. Die 
Mitgliedsstaaten versuchten angesichts der Krise keine gemeinsame 
koordinierte Gegensteuerung, sondern griffen auf die Mittel nationaler 
Wirtschaftspolitik zurück. Hierdurch vertieften sich die ökonomi- 
schen Unterschiede und politischen Interessengegensätze. 
- Die Lage wurde durch die Beitritte von England, Dänemark und 

Irland (1973) sowie Griechenland (1981) nicht einfacher: Erstmals 
kamen mit Irland und Griechenland Länder in die EG, deren Wirt- 
schaftsstruktur als ganze ausgeprägt anders war als die der Gründungs- 
mitglieder. Die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse in der EG, 
deren Angleichung zu den erklärten Vertragszielen gehört, haben sich 
bis heute einander nicht angenähert. Sie liegen gegenwärtig - nach den 
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weiteren Beitritten Spaniens und Portugals (1986) - weiter auseinander 
als 1957. 
- Das zunächst nur für eine begrenzte Ubergangszeit gedachte Sy- 

stem der europäischen Agrarpolitik mit einer Vielzahl komplizierter 
Marktordnungen und konfliktträchtiger Finanzierungsregeln hat sich 
zu einem unübersehbaren Subventionstopf und einem unkalkulier- 
baren politischen Sprengsatz für die EG verfestigt, an dem sich die 
bestgemeinten Integrationsabsichten brechen. 
- Schließlich haben sich in den 70er Jahren eine Reihe neuartiger 

Probleme - Energieversorgung, Umwelt- und Gesundheitsschutz, 
technologische Sicherheit - schneller entwickelt als die Bereitschaft 
oder Fähigkeit, ihnen mit gemeinsamer europäischer Politik zu begeg- 
nen. Auch in diesen Bereichen dominierten und dominieren national- 
staatliche Politiken, was weiter zur Verfestigung der Heterogenität in 
der E G  beiträgt. 

. . . und Anforderungen a n  Fortschritte der Integration 

Daß es seit Mitte der 80er Jahre trotz dieser manifesten Krisentenden- 
zen zu einer erneuten Belebung der europäischen Integration kam, die 
mittlerweile die Züge ausgesprochener Europa-Euphorie angenom- 
men hat, dürfte vor allem an drei Faktoren liegen: 

Erstens hat die forcierte Modernisierungsstrategie in den USA und 
in Japan dazu geführt, daß Westeuropa als Wirtschaftsblock in einen 
gewissen Rückstand bei der Entwicklung neuer Spitzentechnologien 
geriet. Obgleich mit guten Gründen - vor allem mit Hinweis auf eine 
breite Produktpalette hochwertiger Investitionsgüter - eine generelle 
Wettbewerbsunterlegenheit Westeuropas bezweifelt werden muß, 
führte die - angebliche oder tatsächliche - >technologische Lückec im 
Bereich der Mikroelektronik zu verstärkten Anstrengungen der einzel- 
nen westeuropäischen Regierungen und zu Ansätzen einer Koordina- 
tion zwischen ihnen. Dabei handelte und handelt es sich allerdings 
nicht in erster Linie um die EG-Ebene (auf der z. B. ESPRIT angesetzt 
ist), sondern vor allem um bilaterale und multilaterale (Eureka) staat- 
liche und private F+E-Koordination. Immerhin stellte die High- 
Tech-Herausforderung einen Faktor dar, der den Integrationsbemü- 
hungen wieder Auftrieb gab. Durch die EEA ist folgerichtig ein neues 
Kapitel über die Aktivität der EG auf dem Gebiet der Forschung und 
Entwicklung in den EWG-Vertrag eingefügt worden (Art. 130 f- 
130 q). 
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Zweitens fordern die Expansionsstrategien der Unternehmen eine 
höhere Stufe der internationalen Marktöffnung und Deregulierung; 
beides soll durch die Binnenmarktpolitik gefördert werden. Unter 
dem Eindruck der Krise Mitte der 70er Jahre haben die maßgeblichen 
europäischen Konzerne eine neue Internationalisierungsoffensive 
gestartet und seit Beginn der 80er Jahre einen neuen Zentralisations- 
schub in Gang gesetzt. Nachdem der Prozeß der innereuropäischen 
Handelsverflechtung in den ersten 15 Jahren nach Gründung der 
EWG zügig vorangekommen war, stagniert er seitdem und bedarf 
eines neuen Impulses. Die Beseitigung von nationalstaatlichen inner- 
europäischen Marktzutrittsschranken dürfte ein solcher politischer 
Anstoß sein. Er liegt im Interesse der transnational operierenden 
Konzerne und wird seinerseits den Prozeß weiterer Konzentration 
und >Flurbereinigungen< in der EG beschleunigen. Darüber hinaus 
instrumentalisieren die Unternehmen und Regierungen - insbesondere 
die der Bundesrepublik und Großbritanniens - die europäische Inte- 
gration in erster Linie für eine massive Deregulierungsoffensive: Die 
Schranken, die der ungehemmten Kapitalverwertung zum Schutze der 
ArbeitnehmerInnen, der Umwelt oder der VerbraucherInnen ent- 
gegengestellt worden sind, sollen teilweise beseitigt, teilweise zumin- 
dest weit abgesenkt werden. 

Drittens erwies sich die politisch wie ökonomisch aggressive Glo- 
balstrategie der Reagan-Regierung als zunehmende Herausforderung 
und Gefahr für Westeuropa. Die politische und militärische Konfron- 
tationspolitik gegenüber der Sowjetunion verdeutlichte schlagartig die 
prekäre Rolle Europas als potentielles Schlachtfeld bei einem amerika- 
nisch-sowjetischen militärischen Schlagabtausch - und gleichzeitig die 
faktische Nichtexistenz westeuropäischer Mitspracherechte bei der 
Strategieentwicklung. Die ökonomische Seite dieser Konfrontations- 
Politik gefährdete die - jedenfalls für eine Reihe maßgeblicher west- 
europäischer Konzerne - durchaus substantiellen Wirtschaftsbezie- 
hungen zu den sozialistischen Ländern. Der Konflikt um das Gas- 
Röhren-Geschäft Anfang der 80er Jahre war krasser Ausdruck der 
Interessengegensätze zwischen den USA und Westeuropa - und 
zugleich der Beginn einer westeuropäischen Gegenbewegung. Diese 
hat danach an Dynamik gewonnen - sowohl durch die verstärkten 
innereuropäischen sicherheitspolitischen Diskussionen in der WEU als 
auch durch Bestrebungen der EWG, Europas Gewicht durch bessere 
politische Koordination stärker zur Geltung zu bringen. Diese Orien- 
tierung kommt in dem Teil der EEA zum Ausdruck, der die Europäi- 
sche Politische Zusammenarbeit (EPZ) festschreibt (Art. 30 EEA). 
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Der politische Neuansatz: Politische Union . . . 

Vor dem Hintergrund der skizzierten Schwierigkeiten und der den- 
noch vorwärtstreibenden Faktoren versuchen die europäischen Behör- 
den und hie Regierungen der Mitgliedsländer gegenwärtig, die euro- 
päische Integration vor allem auf zwei Wegen weiter voranzubringen: 

Zum einen wird die Konzeption der politischen Union neu belebt, 
die weit über den wirtschaftlichen Bereich hinausreicht und die euro- 
päische Einigung auch auf dem Gebiet der Außen- und Sicherheitspo- 
litik, der Entwicklungsstrategie, der Kulturpolitik usw. umfaßt. Zwar 
hat die Anfang der 8Oer Jahre erneut begonnene, vom Europäischen 
Parlament aufgegriffene und weitergeführte Bewegung für eine ein- 
heitliche Europäische Verfassung ihr Ziel bei weitem nicht erreicht. 
Immerhin ist jedoch die Europäische Union in der EEA erstmals aus- 
drücklich in einem europäischen Vertragswerk als Ziel festgeschrieben 
worden (Art. 1 EEA). 

. . . Binnenmarkt . . . 

Zum anderen soll die Verwirklichung des Binnenmarktes der wirt- 
schaftlichen Integration eine neue Dynamik verschaffen und damit die 
materiellen Grundlagen der Gesamtintegration festigen. Der entschei- 
dende Vorstoß hierzu kam von der EG-Kommission, die im Juni 1985 
ihr ,Weißbuch zur Vollendung des Binnenmarktes< (Kom (85) 310 
endg.) vorlegte, das vom Ministerrat gebilligt und beschlossen wurde. 
Die Kommission fordert hierin die Beseitigung der bestehenden tech- 
nischen, materiellen und steuerlichen Schranken für den freien 
Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr in der EG. 
Dabei erwartet und verspricht sie als Ergebnis dieses Binnenmarktes 
einen aufierordentlichen Wachstumsschub und einen spürbaren An- 
stieg der Beschäftigung in Europa. Beides soll kurzfristig durch die mit 
der Liberalisierung der Märkte verbundene Senkung der Kosten und 
deren Weitergabe in niedrigeren Preisen sowie längerfristig durch 
Umstrukturierungs- und Anpassungsprozesse der Unternehmen her- 
beigeführt werden. Auf die Solidität dieser Thesen werden wir noch 
zurückkommen (vgl. Abschnitt 6.3). 
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. , . und Deregulierungsschub 

Der entscheidende neue Ansatz der Kommission besteht aber darüber 
hinaus in der Behandlung der zweiten Säule, auf der - neben dem 
Binnenmarkt - nach den Bestimmungen des EWG-Vertrages (Art. 2) 
die Wirtschaftsintegration beruht: der »schrittweisen Annäherung der 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedsstaaten«. Die Angleichung unter- 
schiedlicher nationaler Politikansätze und Rechtsvorschriften hatte 
sich - wegen der vielfach sehr komplexen und umfangreiche Detail- 
kenntnisse erfordernden Materie sowie wegen der bei Vereinlieit- 
lichungsfragen erforderlichen Einstimmigkeit im Ministerrat - in der 
Vergangenheit als außerordentlich schwierig erwiesen. Ihr Mangel war 
zu dem Haupthindernis für Fortschritte der europäischen Integration 
geworden. 

Die Kommission schlägt im Weißbuch vor - und der Rat folgt dem 
weitgehend -, diesen gordischen Knoten mit zwei Hieben zu zer- 
schlagen: 
- Erstens soll die notwendige Angleichung von Rechtsvorschriften 

sich nur noch auf wenige Bereiche - vor allem Gesundheit und 
Sicherheit, Umwelt- und Verbraucherschutz - erstrecken und dort nur 
Mindestanforderungen umfassen (Weißbuch 1985, Textziffer 65). Die 
Harmonisierungsprozedur soll dadurch erleichtert werden, daß das 
Einstimmigkeitsprinzip durch das Prinzip qualifizierter Mehrheit 
ersetzt wird. Dies wurde - außer für die Bereiche Steuern, Freizügig- 
keit und Rechte sowie Interessen der Arbeitnehmer - mit der EEA 
auch durchgesetzt (Art. 100 a EWGVertr.). Damit erhalten die großen 
Länder Bundesrepublik Deutschland, Frankreich, Großbritannien 
und Italien aufgrund ihres höheren Stimmenanteils die Möglichkeit, 
sich über die Interessen der kleineren hinwegzusetzen. 
- Zweitens soll in möglichst vielen Fällen statt des Prinzips der 

Angleichung das der gegenseitigen Anerkennung gelten: Waren, 
Dienstleistungen und Kapital, die in einem Mitgliedsland rechtmäßig 
zugelassen und in Verkehr gebracht worden sind, sollen in allen 
Mitgliedsländern zugelassen sein, ungeachtet der in einigen Ländern 
für deren nationale Produkte geltenden andersartigen Vorschriften 
und Zulassungsbedingungen. »Die Ziele nationaler Rechtsvorschriften 
- wie der Schutz der menschlichen Gesundheit, des menschlichen 
Lebens und der Umwelt - decken sich in den meisten Fällen. Hieraus 
folgt, daß die Vorschriften und Kontrollen, mit denen diese Ziele 
erreicht werden sollen, zwar verschiedene Formen annehmen können, 
im Kern aber auf das gleiche hinauslaufen und daher normalerweise in 
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allen Mitgliedsstaaten anerkannt werden sollten, . . .« (Weißbuch 
1985, Tz. 58). Die EEA ist diesem radikalen Vorschlag in gemäßigterer 
Form insofern gefolgt, als nach Art. 100 b EWGVertr. die Gleichwer- 
tigkeit nationaler Regelungen vom Rat festgestellt werden kann. 

Der politische Kern dieses Vorschlags ist unschwer zu erkennen: 
Mit diesem Vorstoß soll die seit Jahren in den Hauptländern der EG 
vorherrschende neokonservative und marktradikale Orientierung der 
Wirtschaftspolitik zur Doktrin der EG erhoben und damit die im 
EWG-Vertrag vorgesehene gemeinsame politische Steuerung zugun- 
sten der ,Kräfte des Marktes zurückgedrängt werden. An die Stelle 
einer gemeinschaftlichen Regulierung wesentlicher Bereiche der sozia- 
len und ökonomischen Entwicklung Westeuropas soll eine möglichst 
weitgehende Deregulierung treten und da, wo sie nicht ganz vermie- 
den werden kann, die Regulierung auf ein möglichst niedriges Niveau 
abgesenkt werden. Dies hat der damalige Biindeswirtschaftsminister 
und heute für den Binnenmarkt zuständige EG-Kommissar Martin 
Bangemann klar als Chance und Programm erkannt, als er im Februar 
1988 unmittelbar vor dem Brüsseler EG-Gipfel formulierte »Der 
Binnenmarkt wird Deregulierung erzwingen« und diese als »inarkt- 
wirtschaftlichen >Befreiungsscl~lag<« und »internationale Verpflich- 
tung« für die Bundesrepublik bezeichnete (Bulletin Nr. 17 vom 3.2. 
1988, S. 144f.). Der BDI schlug im Dezember 1988 in die gleiche 
Kerbe, indem er als wichtigsten Schritt zur Vorbereitung auf den 
Binnenmarkt die Erledigung umfangreicher Deregulierungsaufgaben 
angab. Und der FDP-Vorsitzende Lambsdorff brachte die Sache auf 
den Punkt, als er in der Bundestagsdebatte vorn 19.1. 1989 feststellte: 
»... der gemeinsame Binnenmarkt ist die große Chance für mehr 
Deregulierung, für mehr Flexibilität und für mehr Markt in der EG.« 
(Das Parlament Nr. 5 vom 27.1. 1989, S. 5) 

Die immanente Dynamik der Liberalisierung des Binnenmarktes 
und der damit zugleich angestoßenen Deregulierungswelle wird sich 
zwangsläufig in zwei Richtungen entfalten: 
- Zum einen wird die volle Liberalisierung des Zugangs zu den 

Märkten innerhalb der EG die vorhandenen und in den letzten Jahren 
erheblich stärker gewordenen Konzentrations- und Zentralisierungs- 
tendenzen weiter verstärken. (Es wurde schon erwähnt, daß es u.a. 
eben diese Tendenzen waren, die die politische Dynamik zur Vollen- 
dung des Binnenmarktes in Bewegung gesetzt haben.) Diese Wirkung 
wird von den Befürwortern des Binnenmarktes durchaus gesehen und 
bewußt gewollt. Nach ihrer Ansicht ist mehr Konzentration notwen- 
dig, damit die kostensenkenden Effekte der Großproduktion realisiert 
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werden können. Zunehmende ökonomische Konzentration führt aber 
auch zur Zusammenballung wirtschaftlicher und politischer Macht 
und zur Gefahr, daß diese Macht gegen die Interessen der Gesellschaft 
- etwa an sauberer Umwelt, demokratischen Verhältnissen, hohem 
Beschäftigungsstand - durchgesetzt und damit mißbraucht wird. Hier- 
gegen wäre eine umfangreiche und energische gemeinschaftliche 
Schutz- und Lenkungspolitik erforderlich. Geplant ist jedoch das 
Gegenteil, nämlich eine Abnahme gesellschaftlicher Regulierung und 
Intervention in die Wirtschaft. 
- Zum anderen bewirkt die Deregulierungswelle die Auslieferung 

bisher - in der Regel aus guten, 2.B. sozialen, beschäftigungs- oder 
regionalpolitischen Gründen - der Regulierung durch den Markt- 
mechanismus entzogener Bereiche an die Kräfte des Marktes. Dies 
führt über kurz oder lang zu ihrer Unterwerfung unter die markt- 
mächtigsten Konzerngruppen und ihre profitorientierten Strategien. 
Dies führt dann ferner dazu, daß auch in den Ländern mit hohem 
Regulierungs- und besserem Schutzniveau dieses gesenkt wird. Denn 
der freie Marktzugang für Waren, Kapital und Dienstleistungen aus 
Ländern mit niedrigerem Schutzniveau wird von den Unternehmen 
des ,Empfängerlandesc als Wettbewerbsverzerrung zu ihren Ungun- 
sten dargestellt (hierzu vgl. unten Teil 6.5.4). Dem von ihnen entfalte- 
ten politischen Deregulierungsdruck wird sich wohl keine Regierung 
lange verschliei3en können, die ihre Grenzen nicht schließen will. 

Es besteht also - wenn Binnenmarkt- und Deregulierungsdynamik 
sich ungehemmt entfalten können - die Gefahr, dai3 erstens die EG in 
zunehmendem Maße zum Europa der Konzerne wird, und daß zwei- 
tens Sicherheitsstandards, Umwelt- und Gesundheitsvorschriften und 
sozialpolitische Errungenschaften in den in dieser Hinsicht fortge- 
schrittensten Ländern - und dazu gehört die Bundesrepublik zweifel- 
los - unter dem Ansturm EG-verordneter Deregulierung zwar nicht 
vollständig liquidiert, aber doch empfindlich abgesenkt werden. 

6.3 Binnenmarkt-Marketing: 
Eine Kritik des Cecchini-Berichtes 

Dem im Weißbuch 1985 beschlossenen Maßnahmenkatalog zur Ver- 
wirklichung des Binnenmarktes fehlte noch die wissenschaftliche 
Begründung. So beauftragte die EG-Kommission im Jahr 1986 eine 
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Forschungsgruppe unter Leitung Paolo Cecchinis, den Wachstums- 
Schub, der sich durch die Verwirklichung des Binnenmarktes ergeben 
soll, mit handfesten Zahlen zu belegen. Ein Lenkungsausschuß be- 
schränkte den Forschungsauftrag auf die Kosteneinsparungen der im 
Rahmen des Weißbuches vorgesehenen Liberalisierungen. Die Frage- 
stellung lautete: Welche Kosten entstehen durch das Fehlen des ge- 
meinsamen Binnenmarktes? Nach den Kosten des Binnenmarktes 
wurde jedoch nicht gefragt. Ergebnis war schliefllich, »was alle am 
europäischen Aufbauwerk Beteiligten immer schon gewußt haben: 
Das Fehlen eines einheitlichen Marktes bedeutet für die europäische 
Industrie überflüssige Ausgaben und vertane Gelegenheiten. << (Cec- 
chini 1988, S. 11) 

Die Ergebnisse der 16-bändigen Studie wurden in eine medienge- 
rechte Kurzfassung gebracht, die nach ihrer Veröffentlichung zu einer 
Flut von euphorischen Schlagzeilen über die angeblichen Segnungen 
des Binnenmarktes führte. Denn neben dem, was alle schon immer 
gewußt haben, wurde schließlich auch das geliefert, was sich alle 
wünschten: rosige Zeiten durch den EG-Binnenmarkt. Teilweise 
seriöse Einzelstudien über einzelne Marktsegmente und Branchen 
verkamen zu tösendem Binnenmarkt-Marketing. 

Die Grundphilosophie: Verbesserung der Produktionsbedingungen 

Die Grundphilosophie der Studie ist die Favorisierung einer angebots- 
orientierten Wirtschaftspolitik. Demnach hat der Staat vorrangig die 
Aufgabe, die Produktion zu fördern. Nach dieser Theorie seien dafür 
die Aufhebung von Kontrollen, Regulierungen und Schutzrechten für 
benachteiligte Personengruppen, die Vernachlässigung des Umwelt- 
schutzes, die Schwächung von Gewerkschaften geeignet, kurz, die 
Ausschaltung von allem, was der gewinnwirtschaftlichen Produktion 
irgendwie hinderlich sein könnte. Das Angebot schaffe sich über 
Preis- und Einkommenseffekte von selbst die Nachfrage. Der be- 
grenzte Forschungsauftrag, lediglich die Verbesserung der Produk- 
tions- und Absatzbedingungen zu untersuchen, entspricht der engen 
Perspektive der herrschenden neoklassischen, angebotsorientierten 
Theorie. Die Kommission verschaffte sich mit der Beschränkung des 
Forschungsauftrages beste Voraussetzungen für eine populistische 
Vermarktung ihrer Politik der Marktöffnung. 

Die Forschungsgruppe ging von folgender Argumentationskette 
aus: Laut Bericht führt der Abbau von Grenzkontrollen zu einer 
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unmittelbaren Verringerung der Kosten für importierende/exportie- 
rende Unternehmen. Ferner führt die gegenseitige Anerkennung von 
technischen Normen zu einer Einsparung an Entwicklungs-, Produk- 
tions- und Lagcrhaltungskosten. Die erste Kernthese lautet dann: 
Wenn marktwirtschaftliclie Bedingungen gegeben sind, d. h. Wettbe- 
werb herrscht, werden diese Kostensenkungen durch Preissenkungen 
weitergegeben. Diese Realaufwertung führt zu einem Anstieg der 
Nachfrage. Der Nachfrageanstieg hat weiterhin Produktivitätssteige- 
rungen wegen der Kostendegression zur Folge. Eine zweite Kern- 
these, die erstaunlicherweise nur in der wenig verbreiteten Langfas- 
sung der Studie erwähnt wird, geht davon aus, daß die Produktivitäts- 
Steigerungen in Form von höheren Löhnen an die Beschäftigten wei- 
tergegeben werden, was wegen der gesunkenen Stückkosten kein Pro- 
blem sein sollte. Ausgegangen wird also von einer produktivitäts- 
orientierten Lohnpolitik. Resultat sind dann weitere Umsatzsteigerun- 
gen. Von dem nun vergrößerten Markt innerhalb der EG profitieren 
die Unternehmen wegen der erneuten Größenvorteile, d. h. sie kön- 
nen mit einer weiteren Verbesserung ihrer Produktivität rechnen und 
ihre Stückkosten senken. Die Kosteneinsparungen sollen wiederum an 
die Verbraucher weitergereicht werden usw. 

Wegen der Personaleinsparungen an den Grenzen, der Entlassungen 
durch verschärften Wettbewerb und der Verbesserung der Produktivi- 
tät soll es zwar in den ersten ein bis zwei Jahren des Integrationspro- 
zesses den Verlust von 500.000 Arbeitsplätzen geben. Danach sollen 
- aufgrund der beschriebenen Wirkungskette, die von einem ,Ange- 
botsschock< durch weggefallene Grenzkontrollen ausgeht - jedoch 
zweieinhalb bis fünfeinhalb Millionen neue Arbeitsplätze entstehen. 
In diesem Szenario gibt es also, zumindest mittelfristig, keine Ver- 
lierer. 

Die Resultate der Studie 

Durch die Verwirklichung des EG-Binnenmarktes wird es laut Cec- 
chini-Bericht einen mittelfristigen, d. h. einen auf sechs Jahre gerech- 
neten, zusätzlichen Wachstumsschub des Bruttoinlandsproduktes von 
Ca. 4,5 % geben. Es soll eine Verringerung der zugrunde gelegten 
Inflationsrate um Ca. 6,l % stattfinden, zudem sollen ca. 1,8 Millionen 
mehr Arbeitsplätze entstehen und der EG-Binnenmarkt eine Verringe- 
rung der öffentlichen Haushaltsdefizite in Höhe von 2,2 % des Brut- 
toinlandsproduktes bewirken. Dabei ist ausdrücklich auf die lange 
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Frist hinzuweisen, in der diese angeblichen Wachstumsprozesse reali- 
siert werden sollen: Die gesetzlichen Voraussetzungen zur Vollendung 
des Binnenmarktes müssen bis zum 31.12.92 abgesclilossen sein. 
Sollte dies gelingen, sind weitere sechs Jahre veranschlagt, die dieser 
einmalige Wachstumsimpuls von 4,5 "/o zur Durchsetzung benötigt, 
jährlich also lediglich rd. 0,6 %. Die euphorischen Zahlen des Cec- 
cliiiii-Berichts beziehen sich folglich in ihren vollen Ausmaßen erst auf 
das Jahr 1999. 

Tabelle 32: Gesamtwzrtschaftliche Folgen der Vollendung des EG- 
Binnenmarktes, mittlere Werte (EG 12) 

Grenz- Offentliches Finanz- Angebots- Gesarnt- 
kontrollen Auftrags- dienstlei; effekte effekt 

wesen stungen 

reales BIP in "/o + 0,4 + 0,5 + 1,5 + 2,l + 4,5 
Inflationsrate in % - 1,0 - 1,4 - 1,4 -2,3 -6,l  
Erwerbstätige in Mio. + 0,2 + 0,35 + 0,4 + 0,85 + 1,8 

Quelle: EG Kommission, Europäisclie Wirtschaft Nr.  35 

Die im Bericht unterstellten direkten Kostensenkungen für den inner- 
gemeinschaftlichen Handel sind unstrittig. Wegen unterschiedlicher 
Mehrwertsteuersätze, Währungsausgleichsabgaben iin Agrarhandel, 
Veterinärkontrolleii, Verkehrskontrollen, der Kontrolle zur Einhal- 
tung von bilateralen Lieferquoten und sonstigen mengenmäßigen Be- 
schränkungen fallen derzeit Kosten an. Der Wegfall dieser Grenzfor- 
malitäten mag auch für Klein- und Mittelbetriebe in Grenznähe ein 
Anreiz sein, am innergemeinschaftlichen Handel teilzunehmen. 

Die EG-weite Ausschreibung von öffentlichen Aufträgen kann auf- 
grund des größeren Wettbewerbs und der Erschwerung von Preisab- 
sprachen zu einer Kostenentlastung führen. Eine wesentliche Konse- 
quenz wird im Bericht allerdings verschwiegen: Die Vergabe öffent- 
licher Aufträge an lokale Unternehmen hat auch einen regionalwirt- 
schaftlich stabilisierenden Effekt, der durch EG-weite Ausschreibung 
verloren geht. 

Die Liberalisierung der Finanzdieiiste soll Kostenvorteile von 
22 Mrd. Ecu bringen. Diese resultieren aus angenommenen Preissen- 
kungen zwischen 21 % in Spanien und 4 % in den Niederlanden. Die 
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niedrigsten Preisniveaus haben die Staaten Irland, Dänemark, Grie- 
chenland und Portugal. Die Ausgangshypothese der Studie ist, daß die 
EG-weit billigsten Anbieter in der Lage sein werden, durch verstärk- 
ten Wettbewerb die Preise für Finanzdienstleistungen bzw. Kreditzin- 
Sen in London, Mailand, Paris und Frankfurt entscheidend zu senken. 
Diese Voraussetzung ist geradezu abenteuerlich. Die peripheren 
Finanz>zentren< haben faktisch keine Marktmacht. Sie sind und wer- 
den nie in der Lage sein, englischen, französischen oder bundesdeut- 
schen Großbanken die Höhe der Kreditzinsen oder die Konditionen 
für die Kreditvergabe zu diktieren. An dieser Steile der Studie zeigt 
sich besonders deutlich die geringe Plausibilität der Kernthesen des 
Cecchini-Berichtes. Die euphorischen Wachstumszahlen, die eine 
Verwirklichung des Binnenmarktes mit sich bringt, wurden mittels 
unwahrscheinlicher Annahmen hochgerechnet. 

Durch den Wegfall der Grenzkontrollen, die Liberalisierung des 
Öffentlichen Auftragswesens und der Finanzdienstleistungen soll es 
nach Aussage des Berichts zu einer Tendenz in Richtung einer Preis- 
konvergenz kommen. Bei den bislang abgeschirmten Sektoren soll sich 
das Preisniveau »auf dem Mittelwert der beiden billigsten Länder 
einpendeln« oder sollen »durch verstärkten Konkurrenzdruck auch 
die bislang niedrigsten Niveaus in der EG noch weiter fallen können.« 
(Cecchini 1988, S. 110) Die Annahme radikaler Preissenkungen durch 
Marktöffnung basiert auf der Modellvorstellung eines vollständigen 
Wettbewerbs in der modernen Version der angreifbaren Märkte 
(contestable markets). Sie 1äßt generell Fragen der geringen Markt- 
macht zwar billiger, aber kleiner Anbieter außer acht, berücksichtigt 
weder unterschiedliche Verbrauchergewohnheiten noch die Möglich- 
keiten der Konzerne zur gezielten Absatzsteigerung durch Werbung 
und andere absatzfördernde Maßnahmen. Dennoch wird dieses Prin- 
zip für alle Maßnahmen zur Verringerung von Marktschranken unter- 
stellt. Dies steht ausdrücklich im Widerspruch zu einer Teilstudie, die 
den zu erwartenden Konzentrationsprozeg untersucht und dabei von 
einem unvollkommenen Wettbewerb ausgeht. 

Mittelfristig führt demnach der verschärfte Wettbewerb zu einer für 
europäische Verhältnisse neuen Dimension von Konzentration. Eine 
höhere Konzentration ist allerdings nicht, wie die Studie unterstellt, 
eine dauerhafte Garantie für marktgerechte Preise, solange die ange- 
strebte Novellierung des EG-Wettbewerbsrechtes für marktbeherr- 
schende Unternehmenszusammenschlüsse alle Türen offen hält. Der 
Cecchini-Bericht selbst kalkuliert mit einer enormen Konzentrations- 
welle und verspricht sich dabei vor allem internationale Wettbewerbs- 
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vorteile durch eine höhere Arbeitsproduktivität. In acht untersuchten 
Industriesektoren führt eine Analyse des Berichts (Cost of Non- 
Europe, Vol. 2, S. 309ff.) zu Ergebnissen, nach denen der Anteil der 
BetriebsschlieGungen von Unternehmen mit marktrelevanter Größe 
bis über 40 % reicht. Politisch unliebsame Ergebnisse einer Teilstudie, 
wie die These, dafi in der Bundesrepublik mittelfristig drei (!) große 
Automobilhersteller wegen des EG-Binnenmarktes nicht überleben 
können (ebenda S. 329), werden in der populistischen Kurzfassung 
verschwiegen. 

Tabelle 33: Anzahl  der z u  erwartenden Betriebsschließungen von 
Unternehmen mit ,repräsentativer Größe( infolge integrierter Märkte 
{EG 12) 

Produkt D I GB Rest in % d. 
EG Unter- 

nehmen 

F 

Pharmaprodukte - 10 - 10 - 10 - 10 - 5 - 11,5 

Büromaschinen + 1  + 1  0 2 - 3 + 1,5 

Automobile - 1  - 3  - 1  - 1  - 1  -50,O 
Schuhe -57  -40  -36  -46  -29  -28.2 

Werkzeugmaschinen - 15 + 3 9  - 10 - 12 -20  - 2,s 

Elek. Haushaltsgeräte - 9 - 14 - 13 - 14 - 8 - 41,l 

Quelle: The Cost of Non-Europe, Vol. 2,  S. 326ff. 

Plädoyer f ü r  eine expansive Wirtschafts- und Finanzpolitik 

»Aus der Untersuchung geht klar hervor, daß die entscheidende 
Voraussetzung für bessere Beschäftigungsperspektiven weniger die 
immer wieder empfohlenen nachfrageorientierten Magnahmen, son- 
dern vor allem Verbesserungen auf der Angebotsseite sind.« (Cecchini 
1988, S. 136) Dies behauptet der Cecchini-Bericht und verweist auf 
eine Tabelle, der allerdings das genaue Gegenteil zu entnehmen ist. 
Mit Hilfe einer konjunkturbelebenden Wirtschafts- und Finanzpolitik 
der EG-Staaten würde sich zwischen 1993 und 1999 das Bruttoin- 
landsprodukt um 7,O % mehr erhöhen, als wenn es den Binnenmarkt 
nicht gäbe. Die Konjunkturbelebung und der vollendete gemeinsame 
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Markt hätten zusätzliche 5 Millionen Arbeitsplätze zur Folge. Die 
Entlastung der öffentlichen Haushalte würde 0,4 % des Bruttoinlands- 
Produktes betragen. 

Tabelle 34: Mittelfristige makroökonomische Auswirkungen unter 
Berücksichtigung flankierender wirtschaftspolitischer MaJnahmen, 
nach Ablauf von 6 Jahren (EG 12) 

Art der Wirtschaftspolitik BIP Verbrau- Arbeits- öffentl. 
in % cherpreise plätze Haus- 

in % (in Mio.1 halte" 
~~ 

ohne Begleitmaßnahmen 4,5 - 6,l 1,8 2,2 
mit Begleitmaßnahmen 
- maximale Konjunktur- 

- Konjunkturbelebung 

- Konjunkturbelebung 

belebung 7,5 - 4,3 5,7 0 

handelsbilanzneutral 6,5 - 4,9 4,4 0,7 

(mittlerer Pfad) 7,O - 4,5 5,O 0,4 

*) in % des BIP 
Quelle: Cecchini-Bericht 1988, S. 134 

Die im Cecchini-Bericht aufgeführten Zahlen zeigen eindeutig, daß 
der Arbeitsplatzeffekt einer nachfrageorientierten Haushaltspolitik 
größere Beschäftigungseffekte hat als die im Bericht so vielgepriesenen 
Verbesserungen der Angebotsbedingungen. Sicherlich ungewollt wird 
der Bericht somit zu einem Beleg für ein Plädoyer einer verstärkt 
nachfrageorientierten Politik, einer Politik gezielter regionaler und 
sektoraler Strukturhilfen unter Einbeziehung ökologisch verträglicher 
Lösungsansätze. Es darf jedoch nicht übersehen werden, da& die u11- 
terstellten Spielräume für eine teilweise Haushaltskonsolidierung und 
eine flankierende Nachfragepolitik nur dann zustandekommen, wenn 
der unterstellte Angebotsschock tatsächlich zum Tragen kommt. Die 
angeblich inflationäre Wirkung einer Haushaltspolitik, die immer 
noch eine Absenkung der Nettokreditaufnahme bewirken würde, muß 
bezweifelt werden. Die im Bericht zugrundegelegte Prämisse, dafi die 
öffentliche Neuverschuldung Ursache für einen hohen Kapitalmarkt- 
Zins ist, widerspricht sowohl theoretischen Erkenntnissen als auch der 
tatsächlichen Entwicklung. In der Bundesrepublik waren in Zeiten 
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geringer Staatsverschuldung die Kapitalmarktzinsen hoch, im umge- 
kehrten Fall niedrig. Es zeigt sich, daß für die Kapitalmarktzinsen eine 
Geldpolitik bestimmend ist, die auf die Stabilisierung des Außenwer- 
tes der DM abzielt. 

Die verschwiegenen Kosten des Binnenmarktes: Beispiel Güterfern- 
verkehr 

In einer Teilstudie des Cecchini-Berichtes über die >Kosten der Nicht- 
Verwirklichung des Binnenmarktes - Beispiel Güterkraftverkehrc wird 
dieser Bereich als Musterbeispiel für Integrationsvorteile dargestellt. 
Mehr Wettbewerb ergibt niedrigere Frachtkosten, besseren Service, 
mehr Innovation, mehr Güterfernverkehr auf der Straße. Eine Ver- 
nachlässigung der Kosten des Binnenmarktes ist gerade in diesem 
Bereich geradezu abenteuerlich. Das im Bericht angeführte positive 
Beispiel der Liberalisierung in den USA blendet alle Nachteile für die 
direkt Betroffenen konsequent aus: weitere Verschlechterung der 
schon jetzt miserablen Arbeitsbedingungen, insbesondere Lohnsen- 
kungen wegen einer Schwächung der Gewerkschaften, außerdem 
schlechterer technischer Zustand der Fahrzeuge, Zunahme des Dro- 
genkonsums und damit verbunden ein Anstieg der Unfalle. Zudem 
wird verschwiegen, daß in den USA nur die staatenüberschreitenden 
Transporte liberalisiert wurden. 

Ferner werden die indirekten Nachteile einer Ausweitung des 
Schwerlastverkehrs auf der Straße nicht einmal erwähnt: ökologische 
Folgeprobleme bleiben vollständig ausgeklammert. Schließlich hat ein 
Sinken der Frachtraten für den innergemeinschaftlichen Güterfernver- 
kehr auf der Straße eine weitere Verlagerung von Transporten von der 
Schiene auf die Straße zur Folge. Die ökologischen Kosten dieses 
Prozesses sind schlicht unbezahlbar. Neben dem notwendigen weite- 
ren Ausbau von Autobahnen und einer Verkürzung der Intervalle für 
teure Fahrbahnreparaturen belasten die LKW-Abgase die Luft und 
führen zu einer weiteren Vergiftung der Tier- und Pflanzenwelt. Bei 
verstärkt zunehmender Umweltverschmutzung und einem katastro- 
phalen Waldsterben ist eine Ignorierung dieser Fragestellung skanda- 
lös. Zur langfristigen Wirkung von Liberalisierungsmaßnahmen emp- 
fiehlt sich außerdem ein Blick auf die vor 10 Jahren liberalisierten US- 
Flugdienste: Nach anfänglich spektakulären Erfolgen von Marktneu- 
lingen sind diese seit zwei Jahren fast vollständig vom Markt ver- 
schwunden und einer beispiellosen Konzentrationswelle gewichen. 
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Die Marktanteile der fünf größten Unternehmen stiegen in den letzten 
drei Jahren von 52 % auf 71 % (vgl. Business Week vom 19.12.88, 
s. 45). 

Mehr Beschäftigung: ein Köder fü r  die Gewerkschaften 

Bezüglich der Beschäftigungseffekte der Liberalisierungsmaßnahmen 
zur Schaffung des Binnenmarktes kommt die Studie zu dem Ergebnis, 
daß in den ersten beiden Jahren der Verwirklichung des EG-Binnen- 
marktes mit negativen Arbeitsplatzeffekten zu rechnen ist. Ab 1995 
sollen dann, bedingt durch den ,Angebotsschock<, die positiven Be- 
schäftigungseffekte überwiegen. Dieser unterstellte, besonders 
beschäftigungswirksame Effekt basiert auf der zu erwartenden strate- 
gischen Reaktion der Firmen angesichts der Vergrößerung des Absatz- 
marktes. Das Zahlenmaterial für den Primäreffekt entstammt diversen 
sektoralen Studien, z. B. über Baustoffe, Telekommunikationsdienste, 
Pharmazeutika usw. Der Sekundäreffekt wird aus den Größenvortei- 
len abgeleitet. Die Steigerung der Nachfrage innerhalb des Binnen- 
marktes wird durch die Reallohnsteigerung wegen verbesserter Ar- 
beitsproduktivität erklärt, die außerhalb des Binnenmarktes zu verbes- 
serter Wettbewerbsfähigkeit führt. Dazu ist kritisch anzumerken, daß 
auf Verteilungsfragen im Kurzbericht nicht eingegangen wird. Der 
vielgepriesene >Angebotsschockc kommt nur zum Tragen, wenn die 
Preissenkungen vollzogen werden und die Produktivitätsgewinne auch 

Tabelle 35: Kumulative Arbeitsplatzeffekte bei Offnung der Märkte 
(in 1 .OOO Beschaytigten) 

1993 1994 1995 1996 1997 1998 

Wegfall der 

Liberalisierung öff. 
Auftragswesen 62 143 192 238 290 356 
Liberalisierung 
der Finanzdienste -245 -65  171 294 361 440 
Angebotseffekte -284 - 86 156 409 647 859 
Gesamteffekt - 533 - 40 522 1.043 1.462 1.866 

Grenzf ormalitäten -67  - 32 33 102 164 211 

Quelle: The Cost of Non-Europe, Vol. 2, S .  609ff. 
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an die Beschäftigten weitergegeben werden. Da nicht ohne weiteres 
damit gerechnet werden kann, daß die gesunkenen Kosten auf die 
Preise durchschlagen und die Produktivitätsgewinne an die Löhne und 
Gehälter weitergegeben werden, ist der unterstellte Beschäftigungs- 
effekt außerordentlich zweifelhaft. 

Mehr Beschäftigung? Der Bericht geht für die Bundesrepublik von 
einer 50-prozentigen Verbilligung für die Kohle aus, für Großbritan- 
nien von einer 25-prozentigen. Dies bedeutet den gewollten Verlust 
aller Arbeitsplätze im Kohlebergbau dieser Staaten. Hier zeigt sich, 
daß der Bericht regionalpolitisch katastrophale Folgen bewußt einkal- 
kuliert und auch als notwendig beschreibt. Neben theoretisch nicht 
fundierten Annahmen arbeitet die Studie also mit politisch nicht 
durchsetzbaren Prämissen und ordnet regionalpolitische Interessen 
vollkommen den vermeintlichen Gesetzen eines angeblich freien 
Marktes unter. Die wenigen Fallstudien, die innerhalb des Berichts zu 
den südeuropäischen Regionen durchgeführt wurden, gehen von einer 
weiteren Verschlechterung der dortigen wirtschaftlichen Situation aus. 
Von Betriebsschließungen wegen Wettbewerbsnachteilen werden 
diese Regionen überdurchschiiittlich betroffen sein. Problematisiert 
wird dies im Cecchini-Bericht nicht. Im Gegenteil: Anpassungsopfer 
werden als notwendig unterstellt. Im übrigen verlegt sich der Bericht 
auf Fensterreden: Durch den Unistrukturierungsprozeß benachteiligte 
Regionen bedürfen der Unterstützung der Gemeinschaft. Wie dies mit 
den äußerst bescheidenen Mitteln der Strukturfonds geschehen soll, 
wird nicht thematisiert. 

Mehr Beschäftigung? Die Studie behauptet, daß sich durch die Libe- 
ralisierung der Finanzmärkte die Preise für Finanzdienstleistungen 
erheblich nach unten bewegen und sich - sofern es sich um bislang 
abgeschirmte Märkte handelt - sogar auf das Niveau unterhalb des 
derzeit billigsten Anbieters einpendeln werden. Daraus abgeleitet wer- 
den positive Beschäftigungseffekte durch Kostenvorteile für die Un- 
ternehmen, die diese Dienstleistungen in Anspruch nehmen. Zu den 
teuersten Anbietern von Finanzdienstleistungen gehören die spani- 
schen Unternehmen. Eine makro-ökonomische Teilstudie über die 
Arbeitsplatzentwicklung aufgrund der Liberalisierung der Finanzdien- 
ste in Spanien zeigt, daß eine Verbilligung der Dienstleistungen im 
Bankensektor dort einen Arbeitsplatzverlust für  21 .OOO Beschäftigte 
zur Folge hat (The Cost of Non-Europe, Vol. 2, S. 613). Ein solcher 
Widerspruch zwischen Hypothese und Untersuchungsergebnis ist 
dem Bericht nicht eine Zeile Kommentar wert. Denn von Wohlfahrts- 
gewinnen durch niedrigere Preise kann hier wohl nicht die Rede sein. 
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Mehr Beschäftigung? Gesichert lassen sich nur die Beschäftigungs- 
Verluste in der Anfangsphase des Binnenmarktes vorhersagen, die 
durch den Wegfall von Arbeitsplätzen an den Grenzen entstehen. Sehr 
wahrscheinlich ist auch eine Tendenz zur Arbeitsplatzvernichtung 
durch verstärkte betriebsinterne Umstrukturierung, grenzüberschrei- 
tende Kooperation, durch vermehrte Rationalisierung sowie durch 
Konzentration. Demgegenüber bedürfen die Annahmen der Studie, 
die mehr Beschäftigung unterstellen, einer expansiven Wirtschafts- 
und Finanzpolitik sowie von den Gewerkschaften durchgesetzter 
Reallohnsteigerungen. Gegen beides laufen derzeit die Unternehmer 
Sturm: Der Präsident des Deutschen Industrie- und Handelstages, 
Hans-Peter Stihl, bezweifelt, ob das erreichte Niveau der sozialen 
Leistungen zu halten ist. Läßt sich auch die Kurzfassung der Studie als 
Argumentationshilfe für Kostensenkungen, sprich Lohnsenkungen, 
von den Unternehmern trefflich nutzen, die seriöseren Untersuchun- 
gen der Langfassung widersprechen dieser Auffassung. 

»Es ist höchst unwahrscheinlich, daß der intellektuelle Input so 
vieler führender Berater, Akademiker, Offiziellen und unabhängiger 
Experten einmütig in die falsche Richtung zeigt.« Mit diesem selbst- 
bewußtem Satz schließen die Verfasser den ersten, zusammenfassen- 
den Band ihrer 16-bändigen Studie. Die Studie war konzipiert, um die 
Auswirkungen des Binnenmarktes zu quantifizieren, sie wurde ge- 
nutzt als medienwirksames Spektakel zur ideologischen Untermaue- 
rung des EG-Binnenmarktes. Erst beim zweiten Hinsehen zeigt sich, 
daß selbst konservative Theoretiker in ihrem euphorischen Wachs- 
tumsmodell auf starke Gewerkschaften und nachfrageorientierte Wirt- 
schaftspolitik angewiesen sind. Diese Argumentationslinien wurden 
für die populistische Kurzfassung gestrichen. Denn dies zu belegen, 
war wahrhaftig nicht im Sinne der Auftraggeber des Cecchini-Berich- 
tes. Vielmehr fügt er sich ein in die Reihe derer, die nach mehr 
Deregulierung, nach dem >freien Spiel der Kräfte< verlangen, ohne sich 
um ökologische, beschäftigungs- und regionalpolitische Belange zu 
kümmern. Der Bericht wirkte, wie er wirken sollte: als medienwirk- 
sames Binnenmarkt-Marketing. 
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6.4 Gegenläufige Tendenzen - Verflechtung und 
Polarisierung - Europa-Daten 

Größter Binnenmarkt - schwächstes Wachstum - höchste Arbeitslosig- 
keit -Die EG im Vergleich zu den USA und Japan 

In den zwölf Ländern der EG leben in der zweiten Hälfte der 80er 
Jahre 323 Millionen Menschen, sehr viel mehr als in den USA (244 
Millionen) und Japan (122 Millionen). Gemessen an der Zahl der 
potentiellen Arbeitskräfte und VerbraucherInnen stellt die EG also 
den größten Block der drei kapitalistischen Zentren dar (vgl. Tab. 36). 

Gemessen an der tatsächlichen Produktion sehen die Verhältnisse 
jedoch anders aus: Das Bruttoinlandsprodukt der EG lag 1986 um 
15 Prozentpunkte unter dem der USA. Der Abstand hatte 1970 noch 
10 Prozentpunkte betragen; er hat sich also seitdem vergrößert. Dies 
liegt zum einen an der höheren Erwerbs- und Beschäftigtenquote, zum 
anderen an der nach wie vor höheren Arbeitsproduktivität in der 
Wirtschaft der USA. 

Im Vergleich zu Japan lag das BIP der EG im Jahre 1970 etwa drei- 
mal so hoch, der Abstand war also etwas größer als der bei der 
Bevölkerungszahl. Er hat sich inzwischen jedoch absolut und relativ 
verringert; d. h. die japanische Wirtschaft ist spürbar schneller 
gewachsen als die westeuropäische. 

Der Wachstumsrückstand der EG hat auch in den letzten beiden 
Jahren angehalten: 1987 und 1988 wuchs das BIP der EG-Länder 
durchschnittlich um jeweils 3,2 %, in den USA lag der entsprechende 
Wert bei 3,7 % und in Japan bei 4,9 %. Vor allem auf dieses ver- 
gleichsweise schwächere Wachstum dürfte die Tatsache zurückzufüh- 
ren sein, daG die Arbeitslosenquote (hier ausgedrückt als Anteil der 
Arbeitslosen an der zivilen Erwerbsbevölkerung) in der EG mit 
11,3 % mehr als doppelt so hoch ist wie in den USA (53  %) und mehr 
als viermal so hoch wie in Japan (2,5 %). 

Okonomische Gewichte und Strukturen innerhalb der EG 

In der EG entfallen auf die 4 großen Länder mit einer Bevölkerung von 
jeweils über 50 Millionen Menschen (Bundesrepublik Deutschland, 
Frankreich, Großbritannien, Italien) 71,4 % der Bevölkerung und 
77,4 % des Sozialproduktes. Auf die fünf mittleren Länder (zwischen 
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Tabelle 36: Grunddaten der EG, der USA und Japuns, 1970 und 1987 

EG 
1970 1987 Veränd. 

in% 

Bevölkerung 
in Mio. 303 323 6,6 
Beschäftigte 
in Mio. 97 102 5,l 
Bruttoinlands- 
Produkt (BIP) 
Mrd. KKS':. 666 4.720 608,7 
BIP/pro Kopf 
1.000 KKS') 2.2 14.6 563,6 

USA 
1970 1987 Veränd. 

in Yo 

205 244 19,O 

80 111 38,8 

738 5.563 653,8 

3.6 22.8 533,3 

Japan 
1970 1987 Veränd. 

in '% 

103 122 18,5 

36 48 33,3 

210 1.998 851,4 

2.0 16.4 720,O 

Verhältnis EG zu USA bzw. Japan in '/o 

EG zu USA EG zu Japan 
1970 1987 1970 1987 

Bevölkerung 148 132 294 265 
Beschäftigte 121 92 269 213 
BIP 90 85 317 236 
BIP/pro Kopf 61 64 110 89 

:F Kaufkraftstandards 
Quelle: Eurostat, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen ESVG, Aggregate 1970- 
1987, Luxemburg i988, S. 36, 40 und 64f.; eigene Berechnungen 

10 und 50 Millionen Einwohner: Spanien, Niederlande, Portugal, 
Griechenland und Belgien) kommen 25,7 Y0 der Menschen und 
20,O % der Wirtschaftsleistung. In den kleinen Ländern Dänemark, 
Irland und Luxemburg wohnen 2,8 'h der Menschen und werden 
2,7 % des EG-Sozialproduktes erwirtschaftet. Diese Größenverhält- 
nisse dürften von wesentlicher Bedeutung für die Bestimmung der 
Macht- und Einflußpositionen in der EG sein. 

Das unterschiedliche gesamtwirtschaftliche Gewicht ist allerdings 
nicht identisch mit den Differenzen beim Lebensstandard, der - sehr 
grob - am BIP pro Kopf gemessen wird. Dieser Wert lag 1988 für 
Luxemburg am höchsten, gefolgt von der Bundesrepublik, Frankreich 
und Dänemark. Die vier ärmsten Länder - Griechenland, Spanien, 
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Portugal und Irland -kamen 1988 auf ein Pro-Kopf-Einkommen, das 
bei gut zwei Dritteln (67,3 %) des EG-Durchschnitts und bei 00,5 740 
des Einkommens der vier reichsten Länder lag (vgl. Tab.37). Der 
Abstand zwischen den ärmsten und reichsten Ländern der heutigen 
EG hatte sich in der Zeit von 1960 bis 1975 deutlich verringert. Mit 
dem Ausbruch der Weltwirtschaftskrise nahm er jedoch wieder zu. Bis 
Mitte der 8Oer Jahre entwickelten sich die Pro-Kopf-Einkommen wie- 
der auseinander. Erst in den letzten drei Jahren gellt der Abstand - 
unter dem Einfluß der günstigen Weltkonjunktur - wieder leicht 
zurück. Er war aber auch iin Jahr 1988 noch gröi3er als 1975. 

Tabelle 37: Unterschiede im BIP pro Kopf in der Gemeinschaft' in 
Kuufkruftstundurds 

1960 1975 1985 1987 1988'; 1989':- 

4 ärmste Länder' gemessen an 
den 4 reichsten Ländern3 0,41 0,64 0,58 0,60 0,61 0,61 
4 ärmste Länder gemessen am 
Durchschnitt EUR 12 0,52 0,71 0,66 0,67 0,67 0,68 
8 reichste Länder gemessen am 
Durchschnitt EUK 12 1,lO 1,06 1,08 1,08 1,08 1,08 
Index des Pro-Kopf-BIP 
zu konstanten Preisen (EUR 12) 100 166 200 210 217 223 

1 Alle Zahlen beziehen sich auf die zwölf heutigen Mitgliedsländer. 
2 Griechenland, Spanien, Irland, Portugal 
3 Die Zusanimensetzung dieser Gruppe verändert sich; sie hängt von den Niveaus des 
Pro-Kopf-BIP im jeweiligen Jahr ab. 
'' Vorausschätziingen der K»mmissionsdieiiststelleii, Septernber/Oktober 1988 
Quelle: EG-Kommission, Jahreswirtscliaftsbericht 1988/89 

Die Unterschiede der materiellen Lebenslage innerhalb der EG werden 
natürlich sehr viel deutlicher sichtbar, wenn man nicht auf den Durch- 
schnitt in einzelnen Ländern, sondern auf Regionen abstellt. Der auf 
einer Kombination von Wirtschaftskraft (BIP) und Arbeitsmarkt (i. w. 
Arbeitslosenquote) beruhende Problernindex der 160 Regionen (EG 
12 = 100) reicht von 30 (Calabrien und Andalusien) bis 171 (Darm-. 
Stadt). Altindustrialisierte Krisenregionen der Bundesrepublik oder 
Frankreichs stehen im Vergleich zu noch überwiegend agrarisch struk- 
turierten Regionen Portugals, Spaniens oder Griechenlands vergleichs- 
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Tabelle 38: Sektorale Struktur des Bruttoinlandsprodukts (zu Marktpreisen) in den Ländern 
der EG 1970 und 1986 (Anteile in %) 

Landwirtschaft Brennstoff, Verarbeiten- Bauindu- 
Forsten, Energiever- des Gewerbe strie 
Fischerei sorgung 

Belgien 1970 3,6 5 2  30,2 797 
1986 272 5,o 21,7 523 

Dänemark 1970 6,3 21,l 10,7 
1986 5,3 295 19,3 6.2 

Bundesrepublik 1970 333 37,l 8,4 

private staatliche 
Dienstlei- Dienstlei- 
stungen stungen 

41,5 11,8 
51,l 14,8 
43,8 16,2 
45,2 21,5 
34,9 11,2 

Griechenland 

Spanien 

Frankreich 

Irland 

Italien 

1986 1,8 
1970 18,2 
1986 16,9 
1970 10,6 
1986 690 
1970 7,o 
1986 3,9 
1970 15,6 
1977 17,4 

1970 8,1 
1986 4,4 

31,7 
19,8 
18,8 
28,5 
23,6 
27,O 
21,6 
26,2 
22,3 
28,8 
23,7 

5,3 43,l 13,6 
8,9 39,O 11,4 
634 37,9 15,8 

973 40,O 7,9 
6,5 47,O 11,l 
7,9 39,4 14,l 
5,3 46,l 17,7 

8,1 32,l 14,O 
7,9 33,3 15,4 
8,3 38,2 11,l 
5,7 48,l 12,8 

Landwirtschaft Brennstoff, Verarbeiten- Bauindu- private staatliche 
Forsten, Energiever- des Gewerbe strie Dienstlei- Dienstlei- 
Fischerei sorgung stungen stungen 

Luxemburg 1970 338 
1986 2,3 

Niederlande 1970 538 
1986 436 

Portugal 1977 11,7 
1983 7,7 

Großbritannien 1970 22 
1986 174 

Europa der 7:: 1970 4,9 
1985 299 

44,3 
27,7 
25,7 
19,l 
25,9 
26,8 
33,9 
24,2 
32,O 
26,O 

62 34,5 8,4 
43 52,9 10,7 
872 41,8 13,8 
533 48,5 12,6 
7,5 40,7 12,o 
733 43,3 12,2 
6,3 38,7 13,2 
5,9 44,8 16,2 
739 38,2 11,9 
5 8  44,O 14,5 

" Belgien, Dänemark, Bundesrepublik, Frankreich, Italien, Niederlande, Großbritannien 
Quelle: Eurostat, National Accounts ESA, Derailed Tables by Branch, Luxemburg 1988, S. 24f.; eigene Berech- 
nungen 
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weise günstig dar. Nur  zwei bundesrepublikailische Regionen - 
Weser-Ems und Oberpfalz - liegen überhaupt unter dein Durch- 
schnittswert für die EG (vgl. hierzu Abschnitt 6.5.2). 

Die Länder der EG unterscheiden sich erheblich in ihrer Wirtschafts- 
Struktur. Diese Unterschiede haben sich mit den Beitritten lrlands 
(1973), Griechenlands (1981) sowie Spaniens und Portugals (1986) 
natürlich noch akzentuiert. 

Während der Anteil der Landwirtschaft an der Bruttowertschöp- 
fung in den alten Gründungsländern sowie in dem klassischen Iiidu- 
strieland GroiSbritannien Mitte der 80er Jahre jeweils unter 5 '/o lag, 
betrug er in Spanien und Portugal zwischen 5 und IO Y", in Irland und 
Griechenland zwischen 10 und 20 %. 

In den meisten Ländern liegt der Anteil der Iiidustrieproduktion iin 
engeren Sinne (vgl. Tab. 38 ,Verarbeitendes Gewerbe<), d. h. ohne 
Brennstoff- und Energieversorgung und ohne Baugewerbe, gegenwär- 
tig zwischen 20 % und 30 %. hTur die Bundesrepublik überschreitet 
diese Spanne mit 31,7 %, nur Dänemark (i9,3 "/o), die Niederlande 
(19,l %) und Griechenland (18,8 %) liegen darunter. Die Bundes- 
republik hat offensichtlich einen Rückstand bei den Dienstleistungen: 
Mit 56,7 % Anteil an der Wertschöpfung liegt sie eher in der Nähe des 
Niveaus von Griechenland (53,7 Y"), Portugal (553  %) und Spanien 
(58,l %) als auf der Höhe der übrigen EG-Gründungsländer (durch- 
schnittlich 63,l %). 

Deutlicher kommen die ökonomischen Strukturunterschiede in der 
Verteilung der Beschäftigten auf die einzelnen Wirtscliaftsbereiche 
zum Ausdruck (vgl. Tab. 39). In Griechenland und Portugal waren 
Mitte der 80er Jahre noch knapp 30 % bzw. 23 % der Beschäftigten in 
der Landwirtschaft tätig, in Spanien, Irland und Italien waren es noch 
zwischen 10 und 20 %. Entsprechend niedrig - nämlich zwischen 
19 % und 26 % - war der Anteil der Industriebeschäftigten. Aller- 
dings: Auch in den hochentwickelten Ländern sind nicht mehr 31s ein 
Viertel der Beschäftigten in der Industrie tätig. Diese Länder zeichnen 
sich durch einen überdurchschnittlich hohen Beschäftigtenanteil iin 
Dienstleistungssektor aus. Er liegt in den kleineren hochentwickelten 
Ländern NL,  B, L und DK am höchsten. Dort arbeiten zwei Drittel 
(65,9 7;) der Beschäftigten im Dienstleistungssektor (19,3 % im staat- 
lichen, 46,6 % im privaten Bereich). Die entsprechenden Anteile be- 
tragen für die klassischen Industrieländer Bundesrepublik, F, GB und 
I 58,6 '/o (staatlich 17,9 %, privat 40,7 %), für die armen Agrarländer 
E, P, GR und IRL 47,s %. 
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Tabelle 39: Beschäftigungsstruktur in den Ländern der EG in % der 
zivilen Erwerbstätigen 2985 

~ ~~ 

Landw. Prod. davon Handel/ Staat gesamte 
Gew. ver. pr.Dienst Dienstl. 

Gew. 

Bundesrepublik 
Frankreich 
Grogbritannien 
Italien 
Spanien 
Niederlande 
Belgien 
Luxemburg 
Dänemark 
Griechenland 
Portugal 
Irland 
EG gesamt 

zum Vergleich: 
USA 
Japan 

5,5 41,O 32,O 3 7 3  
7,6 32,O 23,2 42,6 
2,6 32,3 25,7 43,3 

11,2 33,6 23,2 39,4 
17,6 31,8 22,8 36,3 
4,9 26,5 19,4 52,5 
2,9 29,7 25,4 47,s 
4,2 33,4 24,O 51,l 
6,7 28,l 18,O 35,4 

28,9 27,3 18,9 
23,2 35,3 26,O 
16,O 28,9 19,l 39,O 
8,6 33,7 24,5 40,l 

3,l 28,O 19,5 53,O 
8,s 34,9 25,O 50,O 

16,O 
17,s 
21,s 
15,s 
14,3 
16,l 
19,9 
11,2 
29,s 

16,l 
1 7 3  

15,s 
6 4  

53,5 
60,4 
65,l 
55,2 
50,6 
68,6 
67,4 
62,3 
65,2 
43,s 
413  
55,l 
57,6 

68,s 
56,4 

Quelle: OECD, Historical Statistics 1960-1985 

Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 

Die anhaltend hohe Massenarbeitslosigkeit bleibt in allen Staaten der 
EG die zentrale ökonomische und politische Herausforderung. Die 
Zahl der Arbeitslosen hat sich von 2,8 Millionen im Jahr 1973 auf 
7,l Millionen im Jahr 1979 erhöht und beträgt mittlerweile 15,4 
Millionen. Unter ihnen beträgt der Anteil der Langzeitarbeitslosen 
nunmehr über 50 %. Seit 1985 hat sich die Arbeitslosenquote nur 
unwesentlich verändert. Diese offiziellen Zahlen markieren lediglich 
die Untergrenze der Erwerbslosigkeit, denn die Stille Reserve geht 
nicht in die Berechnung mit ein. Außerdem finden in letzter Zeit 
verstärkt statistische Manipulationen statt, um die offizielle Zahl der 
Arbeitslosen zu senken. Nach einer Untersuchung des Wissenschafts- 
Zentrums Berlin nahm allein Großbritannien seit 1979 17 Veränderun- 
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gen in der Erfassung der Arbeitslosenzahl vor. Die offiziell registrierte 
Arbeitslosigkeit wurde dadurch um 400.000 Personen verringert. 
Diese Zahl entspricht dem Beschäftigungseffekt durch den Einsatz 
arbeitsmarktpolitischer Instrumente während dieses Zeitraumes. 

Die Zunahme der Beschäftigung mit jährlich ca. I % bewegt sich 
seit 1985 auf einem für Europa hohen Niveau. Ein parallel verlaufen- 
der niedrigerer Anstieg des Arbeitsvolumens deutet allerdings darauf 
hin, daß ein großer Teil der neuen Arbeitsplätze Teilzeitarbeitsplätze 
sind. Die EG-Kommission geht davon aus, daß auf diese drei Viertel 
aller neugeschaffenen Arbeitsplätze entfallen. In Spanien, das im Jahr 
1987 innerhalb der E G  den höchsten Anstieg der Beschäftigung 
(i- 3 Yo) verzeichnen konnte, ist dieser Anteil noch höher (EG-Korn- 
mission 1988, S. 39). 

Im Vergleich zu Japan mit 2,6 % und den USA mit 5,5 Y0 liegt die 
Arbeitslosigkeit in der E G  auf sehr hohem Niveau (vgl. Tab. 40). 
Insbesondere in den USA war das stärkere Wachstum des Bruttoin- 
landsproduktes mit einer erhöhten Zunahme der Beschäftigung ver- 
bunden. Ein Wachstum von 3,l Y0 bis 3,9 % zwischen den Jahren 

Tabelle 40: Wirtschaftswacbstum, Besch~~tigungszuwachs und Ar- 
beitslosenquote in der EG, USA und Japan 1985-1989 

1985 1986 1987 1988:' 1989'' 

E G  12 
Bruttoinlandsprodukt 2,5 2,6 2,9 
Beschäftigungszuwachs 0,6 0,s 0,9 
Arbeitslosenquote 11,s 11,9 11,6 11,3 11,O 

3,4 298 
1,1 0,9 

USA 
Bruttoinlandsprodukt 3,1 3,O 3,4 379 2,3 
Beschäftigungszuwachs 2,4 1,7 2,6 2,3 1,6 

7,2 7,O 6,2 5,5 5,5 

4,5 2,4 4,2 596 3,s 
Beschäftigungszuwachs 0,7 0,9 1,0 1 7 0  0,s 

Arbeitslosenquote 

JAPAN 
Bruttoinlandsprodukt 

Arbeitslosenquote 2,6 2,3 2,s 2,5 2,6 
* Schätzungen 
Quelle: EG-Kommission, Jahreswirtschaftsbericht 1988/89, S. viii und 36 
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1985 und 1988 führte zu einem jährlichen Beschäftigungszuwachs von 
mindestens 1,7 %. Die Arbeitslosenquote ging von 7,2 '/o im Jahr 1985 
auf 5,5 '/o in 1988 zurück. Demgegenüber war auch ein vergleichs- 
weise kräftiger Beschäftigungsanstieg innerhalb der EG von 170 pro 
Jahr nicht in der Lage, die Arbeitslosenquote wesentlich ZU verrin- 
gern. Sie sank von 11,s % in 1985 lediglich auf 11,3 YO im Jahr 1988. 

Daß in der EG, verglichen mit anderen Industriestaaten, ein enor- 
mes Arbeitskräftepotential besteht, zeigt nicht nur die hohe Arbeitslo- 
sigkeit, sondern auch ein Vergleich der Erwerbsquoten. Diese betru- 
gen 1988 in den USA 76 %, in Japan 72,5 % und in der E G  lediglich 
64,3 %. Eine Ursache liegt in den regional stark abweichenden Er- 
werbsquoten der Frauen. Während diese in Spanien 1987 nur 37,5 % 
betrug, lag sie in Dänemark bei 76,5 %. In der gesamten EG steht 
einem durchschnittlichen Anstieg der Erwerbsbeteiligung von Frauen 
zvischen 1973 bis 1985 von 45,3 '/o auf 49 % ein Rückgang bei den 
Männern von 87,5 % auf 80 % gegenüber. Per Saldo ist die Er- 
werbsquote innerhalb der EG zwischen 1973 und 1985 von 64,4 YO auf 
63,3 % zurückgegangen (EG-Kommission 1988, S. 37), 1988 aller- 
dings wieder auf 64,3 % gestiegen. 

Da die Struktur der regionalen Arbeitsmärkte erheblich voneinander 
abweicht, sicd globale Daten wenig aussagefähig. Die Arbeitslosen- 
quote differierte 1987 innerhalb der E G  zwischen 1,6 O/O in Luxem- 
burg, 6,2 '/o in Portugal und 20,5 % in Spanien. Trotz sehr großer 
Unterschiede ist der Anteil der Langzeitarbeitslosen in allen Staaten 
der EG auf einem - mit Japan und den USA verglichen - sehr hohen 
Niveau von durchschnittlich über 50 %. In Japan lag dieser Anteil 
1987 bei 19,s %, in den USA nur bei 8,l Y0 (vgl. Tab. 41). 

Vollkommen verschiedene Muster ergeben sich bei der Unterschei- 
dung der Langzeitarbeitslosen nach Geschlechtern. In Ländern mit 
nahezu derselben Arbeitslosenquote, z. B. Großbritannien mit 10,6 YO 
und Frankreich mit 10,s %, ergibt sich folgendes Bild: Während in 
Frankreich der Anteil der langzeitarbeitslosen Frauen im Verhältnis zu 
allen arbeitslosen Frauen mit 47,6 % um 4,7 Prozentpunkte über dem 
vergleichbaren Verhältnis der Männer lag, waren in Großbritannien 
verhältnismäßig mehr Männer als Frauen von Langzeitarbeitslosigkeit 
betroffen. Ihr Anteil lag mit 47,l O/O weit über dem der Frauen 
(32,5 %), und dies trotz der Tatsache, daß die Frauenerwerbsquote in 
Großbritannien mit 62,O % erheblich höher ist als in Frankreich 
(55,s %). Diese starken strukturellen Unterschiede verdeutlichen die 
Notwendigkeit einer regional differenzierten Arbeitsmarktpolitik. In 
diesem Zusammenhang auf die sogenannten Selbstheilungskräfte des 

317 



Marktes zu setzen, heißt, regionales Gefälle innerhalb der EG weiter 
zu verschärfen. Denn es ist wahrscheinlich, daß als Folge der Verwirk- 
lichung des EG-Binnenmarktes »bei einer besseren Verteilung der 
Produktionsfaktoren in der Regel eine gewisse Verlagerung zu den 
dynamischeren Regionen hin erfolgt« (EG-Kommission 1987, S. 48). 

Jahr': 83 84 85 86 

Industrie 101 146 145 211 
Handel - 30 27 40 
Banken - 10 12 22 
Versicher. - 7 5 1 7  

Summe 193 189 290 

Tabelle 41: Arbeitsmarktkennzijjfern - Arbeitslosenquote, Frauen- 
erwerbsquote, Langzeitarbeitslosigkeit 1987 

83 84 85 86 83 84 85 86 

29 44 52 75 25 18 30 17 
- 3 6 5 - 1 0 4 
- 6 4 3 - 2 9 10 
- 7 3 7 - 1 4 4 

60 65 90 22 43 35 

Staat Arbeits- Frauen- Langzeitarbeitslose in % 
losen- erwerbs- der Gesamtarbeitslosen 

quote in % quote 
Erwerbs- 
bevölke- 

rung 
Gesamt Männer Frauen 

Belgien 
BRD 
Spanien 
Frankreich 
Irland 
Italien 
Niederlande 
GB 

USA 
Japan 

12,3 51,3 
8,l 51,s 

20,5 3 7 3  
10,s 55,s 
19,2 51,s 
14,O 43,2 
11,5 41,l 
10,6 62,O 

6,2 66,l 
2,s 57,s 

68,9 
32,O 
56,6 
4 5 3  
44,4 
56,4 
53,2 
42,6 

8,1 
19,s 

63,O 
32,3 
53,1 
42,9 
49,3 
53,9 
55,l 
47,l 

10,o 
25,O 

73,O 
31,6 
62,2 
47,6 
32,l 
62,2 
49,9 
32,5 

5,7 
12,o 

Quelle: EG-Kommission, Jahreswirtschaftsbericht 1988/89; OECD, Employment 
Outiook, September 1988 

Regional sind von den hohen Arbeitslosenquoten vor allem rein 
landwirtschaftlich strukturierte Regionen sowie solche mit rückläufi- 
ger industrieller Entwicklung betroffen. Dies hat zu enormen sozialen, 
ökonomischen und politischen Problemen geführt und die Hand- 
lungsmöglichkeiten zur Erneuerung der regionalen und städtischen 
Strukturen aus eigenen Kräften stark eingeschränkt. 

Wo Kohle, Stahl, Schiffbau und Textilindustrie sind oder waren, 
haben Städte einen Prozeß des Niedergangs erfahren. Diesen gegen- 
über stehen prosperierende Großstädte, in denen die Industriezweige 
der Elektronik und des Fahrzeugbaus sowie große Dienstleistungsun- 
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ternehmen expandierten. Während in Merseyside (Liverpool) und 
Greater Manchester 1986 die Arbeitslosigkeit bei 19,l % bzw. 14,O % 
lag, herrschte in Stuttgart mit 3,3 % nahezu Vollbeschäitigung. Das 
Beispiel der Verschärfung der Disparitäten zwischen urbanen Bal- 
lungszentren innerhalb der E G  zeigt, daß mit einer global ansetzenden 
Politik die Arbeitsmarktprobleme nicht zu lösen sind. Die aktuelle 
finanzielle Ausstattung der nationalen Beiliilfeprograinme und der 
EG-Strukturfonds ist allerdings viel zulgering, um den Handlungsbe- 
darf abzudecken. 

Konzerne in der EG 

Der Cecchini-Bericht hatte darauf hingewiesen, daß zu den wesent- 
lichen Anpassungsprozessen der Unternehmen im frcien Binnenmarkt 
die spürbare Zunahme der Konzentration und Zentralisation, d. h. die 
Abnahme der Unternehmenszahl in wesentlichen Sektoren der Wirt- 
schaft - z. B. dem Automobilbau - gehört. Wir liatteii diese Vermu- 
tung bekräftigt, in unserer Kritik an diesem Bericht jedoch bezweifelt, 
ob diese prognostizierte und begrüßte Zunahme der Unternelimens- 
konzentration tatsächlich zu der von Cecchini unterstellten Verschär- 

Tabelle 42: Mehrheitsbeteiligungen aus dem Kreise der 1 .OOO größten 
Unternehmen der EG, 1983/84 bis 1986/87 

insgesamt 

83 84 85 86 

155 208 227 303 
- 34 33 49 
- I8 25 35 
- 15 12 28 

275 297 415 

'b Die Jahi-eszalilen beziehen sich jeweils auf die Zeit vom 1.7. des angegebenen bis zum 
30.6. des folgenden Jahres 
Quelle: Kommission der EG, Siebzehnter Bericht über die Wettbewerbspolitik, Brüssel 
1988, S. 232 und 240 
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fung des Wettbewerbes und zu einem relevanten Druck auf die Preise 
führen werde. Ohne das Funktionieren dieser Wirkungskette würden 
die positiven Effekte der Liberalisierung allerdings in der Luft hängen. 

Offensichtlich setzt der Prozeß der nationalen, gemeinschaftlichen 
und gemeinschaftsübergreifenden Konzentrationsprozesse jedoch 
nicht erst mit der Vollendung des Binnenmarktes ein, sondern hat 
bereits mit Macht begonnen (vgl. Tab. 42). Die Zahl der industriellen 
Mehrheitsbeteiligungen, an denen die I .OOO größten Unternehmen der 
EG beteiligt waren, hat sich von 155 im Jahre 1983 auf 303 in 1986 
verdoppelt. Der größte Anteil entfiel dabei auf nationale Operationen, 
also Übernahmen innerhalb eines EG-Landes; sie stiegen von 101 auf 
211, das sind 65,2 % bzw. 69,6 % aller Fusionen. Die Zahl der ge- 
meinschaftlichen Operationen stieg von 29 auf 75, ihr Anteil nahm von 
18,7 % auf 2 4 3  % zu. Demgegenüber gingen die von Großunterneh- 
men der Gemeinschaft ausgehenden Mehrheitsbeteiligungen an Unter- 
nehmen außerhalb der EG von 25 auf 17 zurück, ihr Anteil sank also 
von 16,l % auf 5,6 %. Auch im Dienstleistungsbereich, insbesondere 
bei den Banken, finden verstärkt Großunternehmensfusionen statt. 

Angesichts des spätestens seit Mitte der 8Oer Jahre beschleunigten 
Konzentrations- und Zentralisationsprozesses sind die absolute 
Größe, das relative Gewicht und die Strategien der führenden Kon- 
zerne von besonderer Bedeutung für die weitere gesamtwirtschaftliche 
Entwicklung und für die Veränderung oder Befestigung von Domi- 
nanzpositionen in der EG. Ein Blick auf die 100 größten Unternehmen 
(außer Finanzdienstleistungen) der EG kann in dieser Hinsicht grobe 
aktuelle Aufschlüsse und Anhaltspunkte für die Entwicklung geben 
(vgl. Tab. 43). 

Von den 100 größten Unternehmen des Jahres 1987 hatten 35 ihren 
Sitz in der Bundesrepublik, 25 in Großbritannien und 24 in Frank- 
reich. 84 der 100 größten Unternehmen kommen also aus den drei 
führenden Ländern der EG. Jeweils 6 Unternehmen stammen aus Ita- 
lien und den Niederlanden, jeweils zwei aus Spanien und Belgien. Die 
fünf restlichen Länder - Irland, Dänemark, Portugal, Griechenland 
und Luxemburg - ,haben< kein einziges der IOO größten Unterneh- 
men. Insgesamt gibt es also mit gut einem Drittel der 100 Führungsun- 
ternehmen eine deutliche Dominanz bundesdeutscher Konzerne in der 
EG. 

Diese bundesdeutsche Vormacht existiert auch in den meisten Sek- 
toren: Handel, Automobile, Chemie-, Elektroindustrie sowie für den 
Bereich der Mischkonzerne. Sie existiert nicht im Bereich der (Elektri- 
2itäts)Versorgung (wo es eine relative Gleichverteilung zwischen den 

. 

großen Ländern gibt) und - gravierender - bei der Mineralölverarbei- 
tung, wo die Bundesrepublik offensichtlich auf ausländische Versor- 
gung angewiesen ist. 

Tabelle 43: Verteilung der 100 umsatzgrößten Unternehmen (ohne 
Finanzdienstleistungen) der EG nach Hauptsitzländern und Wirt- 
schaftszweigen, 1987 

Hauptsitzland D F GB B I NL SP IRL D K  GR P L Summe 

1 0 4  5 - - 1 1 -  - - - -  Handel 
5 2  1 - 1 - -  - - - - _  Automobile 
4 2  1 1 1 -  - - - - - -  Chemie 
3 3  1 - - 1 - -  - - - -  Elektro 

Mineralölverarb. - 2 2 1 1 1 - - - - - - 

Post,Telekomm. 1 2 1 - - - - - - - - - 
Nahrungsmittel - 1 2 - - 1 - - - - - - 
Bergbau, Rohst. 2 - 2 - - - - - - - - - 
Eisenbahn 1 1  - - - -  - - - _ _ _  
Luftverkehr 1 -  1 - - - - -  - - - -  
Mischkonzerne 5 1 4 - 1 - 1 - - - - - 

1 3  3 - 1 1  - - - - - -  sonstige 

21 
9 
9 
8 
7 
9 
4 
4 
4 
2 
2 

12 
9 

Versorgung 2 3  2 - 1 1  - - - - - -  

100 alleBranchen 35 24 25 2 6 6 2 - - - - - 

Quelle: Handelsblatt vom 27.7.1988, S .  10 

Bundesdeutsche Dominanz besteht auch bei den Banken: Von den 20 
größten Instituten in der EG stammen 7 aus der Bundesrepublik - 
darunter die größte nichtjapanische Bank der Welt, die Deutsche 
Bank. Jeweils vier Institute haben ihren Hauptsitz in Frankreich und 
Großbritannien, drei in den Niederlanden und jeweils eins in Belgien 
und Italien (vgl. Handelsblatt vom 10.8. 1988, S. 7). 
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6.5 Trotz der konservativen Offensive - Spielräunie 
alternativer Politik in Europa 

6.5.1 Vollbeschäftigung für Europa 

Seit mehr als einem Jahrzehnt nimmt die Massenarbeitslosigkeit in der 
Europäischen Gemeinschaft zu. Arbeitslosigkeit zerstört Menschen 
und soziale Strukturen. Arbeitslosigkeit schafft menschenunwürdige 
Lebensverhältnisse. Betroffen sind nicht nur die Arbeitslosen selbst, 
sondern auch ihre Familien und viele Beschäftigte, für die die Arbeits- 
losigkeit der anderen eine ständige Drohung bedeutet. Der Arbeits- 
losigkeit folgt die Angst, und der Angst folgt Verzweiflung, und 
Verzweiflung breiter Gesellschaftsgruppen kann in politische Irratio- 
nalität münden. 

Die Beseitigung der Massenarbeitslosigkeit stellt die vorrangige 
gesellschaftliche Aufgabe ini gegenwärtigen Europa dar. Vollbeschäfti- 
gung hat sowohl aus humanen und politischen Gründen als auch we- 
gen der faktischen Menschenrechtsverletzung, die Arbeitslosigkeit 
darstellt, Vorrang vor anderen wirtschaftspolitischen Zielen, etwa der 
Inflationsbekämpfung. Die gegenwärtig praktizierte einseitige Liber a- 
lisierungspolitik erhöht die Gefahr, dai3 im >vollendeten Binnenmarkt< 
die Arbeitslosigkeit weiter steigt. Dieser Gefahr läßt sich nur durch 
eine gezielte Beschäftigungspolitik begegnen. 

Beschäftigungspolitik kann heute nicht mehr allein auf höheres 
Wachstum setzen. Die wachstumsbedingten Umweltbelastungen und 
die Fragwürdigkeit der Wohlstandsgewinne eines gegenüber der Ver- 
gangenheit qualitativ nur wenig veränderten Wachstums stehen her- 
kömmlicher Wachstumspolitik entgegen. Zudem ist es auch völlig 
unwahrscheinlich, daß selbst massive wachstumspolitische Anstren- 
gungen Vollbeschäftigung zurückbringen werden, weil hinreichend 
hohe Wachstumsraten nicht >machbar< sind. Vollbeschäftigungspolitik 
bedarf daher notwendig der Arbeitszeitverkürzung. Iin gröi3eren 
Wirtschaftsraum der Europäischen Gemeiiischaft wird es für die 
Beschäftigungspolitik darauf ankommen, die spezifischen Bedingun- 
gen der einzelnen Volkswirtschaften und Regionen zu berücksich- 
tigen. In den relativ armen Regionen der EG ist höheres Wachstum 
noch sinnvoll und möglich. in den reichen Kerngebieten wirken 
hingegen Wachstumsgrenzen: Agglomeration hat in vielen Fällen die 
kritische Schwelle überschritten. Es kommt daher auf eine geogra- 
phische Differenzierung der beiden besehäftigungspolitischen Kom- 
ponenten, Wachstum und Arbeitszeitverkürzung, an. Unter Wohl- 
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standsgesichtspunkten sind Einkommenserliöhungen der ärmeren 
Schichten und Regionen effektiver als Arbeitszeitverkürzurigen. Dies 
deckt sich auch mit den dortigen Bedürfnissen. In den wohlhabenden 
Regionen ist die Strategie der Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lolin- 
ausgleich aus zwei Gründen weiteren Einkommenserhöhungen vorzu- 
ziehen. Erstens ist sie das einzig wirksame Mittel gegen Masseiiarbeits- 
losigkeit, zweitens deckt sie sich mit der Präferenz einkommensstarker 
Schichten. 

Die unterschiedlichen Entwicklungsniveaus der Regionen in der EG 
und die daraus resultierende Notwendigkeit, Beschäftigungspolitik 
problerngerecht zu differenzieren, verlangt zwar nach interregionalen 
Ausgleiclismaßnahmen. Dazu zählen eine über die zentralen Fonds 
der EG (Regionalfonds, Sozialfonds, Agrarausgleichsfonds) prak- 
tizierte Verteilungspolitik, der Aufbau eines horizontalen Finanzaus- 
gleichs sowie verstärkte Koordination der makropolitischen Expan- 
sionsmaßnahmen, d. h. vor allem eine Abstimmung der Fiskalpolitik 
der Mitgliedsländer. Aber das Erfordernis gemeinsamen Vorgehens 
entbindet nicht davon, die nationalen Handlungsspielräuine der Wirt- 
schaftspolitik voll zu nutzen. Vor allem die Bundesrepublik verfügt als 
stärkste Volkswirtschaft der EG über einen erheblichen ungenutzten 
Expansionsspielraum. Sie trägt daher aus Gründen ihrer wirtschaft- 
lichen Stärke eine besondere politische und moralische Verantwortung 
dafür, einen wesentlichen Beitrag zur Beseitigung der Massenarbeits- 
losigkeit in der Gemeinschaft - und darüber hinaus - zu leisten. 

n) Gewinner und Verlierer der Integration - Notwendigkeiten eines 
gerechten Ausgleichs 

Die erhofften Vorteile der Vollendung des Binnenmarktes in der EG 
werden mit erheblichem Aufwand propagiert und mit großer wissen- 
schaftlicher Ausstattung unterfüttert. Seit dem Ratsbescliluß über die 
>Einheitliche Europäische Akte( und deren Ratifizierung durch die 
nationalen Parlamente wird die werbende Formel des >Wohlstandsge- 
winnesc durch den einheitlichen Binnenmarkt gemeinscliaftsweit als 
Quasi-Tatsache ausgegeben. Es wird jedoch meist verschwiegen, daß 
durch die weitere Liberalisierung des Handels zum einen neben den 
möglichen Gewinnen auch sichere Verluste zu erwarten sind (Franz- 
ineyer 1987), zum anderen Gewinne und Kosten der Integration in 
zweierlei Hinsicht völlig verschieden verteilt sind. Erstens lassen sich 
die Gewinner regional von den Verlierern abgrenzen. Zu jenen gehö- 
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ren die wettbewerbsfähigen Unternehmen in den derzeit schon hoch 
entwickelten Industrie- und Dienstleistungszentren. Zweitens wird es 
auch innerhalb der Regionen solche geben, die durch die Integration 
profitieren und solche, die dafür bezahlen. Einer einseitigen Aneig- 
nung der Integrationsgewinne auf der Unternehmerseite steht derzeit 
keine ausreichend starke Gewerkschaftsbewegung entgegen. Das 
Unternehmerargument eines Niedriglohnwettbewerbs durch die 
ärmeren EG-Staaten setzt die Gewerkschaften bei ihren Lohnforde- 
rungen einem enormen Legitimationsdruck aus. Die Losung, daß 
höhere Löhne für die >nationale< Wettbewerbsfahigkeit schädlich 
seien, ist wider besseren Wissens bis in weite Teile der Linken hinein 
hoffähig geworden. 

Der integrationsbedingte Umverteilungsprozeß hat zur Folge, daß 
Unternehmen schließen müssen und Arbeitsplätze verlorengehen, daß 
sich der Unterschied zwischen einkommensstarken und einkommens- 
schwachen Regionen weiter vergrößern wird und Gebietskörperschaf- 
ten geringere Steuereinnahmen erzielen. Demgegenüber gehen die 
Optimisten davon aus, daß die quantitativ kaum bezifferbare Summe 
der Kosten, die durch den EG-Binnenmarkt entstehen, von der 
Summe der Integrationsvorteile mehr als kompensiert wird. 

Integrationsbedingte Kosten, die zur Verschärfung regionaler 
Ungleichgewichte beitragen, berechtigen die Verlierer, Ausgleichslei- 
stungen zu erhalten. Sollten die Integrationsgewinne tatsächlich die 
Kosten übersteigen, so werfen die Kompensationsleistungen keine 
Finanzierungsprobleme auf. Im Wege steht einem solchen Ausgleich 
der dafür politisch notwendige Wille. Wäre dieser vorhanden, ließen 
sich auch die technischen Details, die bei der Verteilung der Integra- 
tionsgewinne entstehen, lösen. Die bislang vereinbarte Erhöhung 
der EG-Strukturfonds ist im Vergleich zur arbeitsmarktpolitisch 
notwendigen Aufstockung dieser Fonds eher symbolisch als viel- 
versprechend. 

Es ist fraglich, ob die Fondslösung qualitativ den richtigen Ansatz- 
punkt darstellt, das wichtigste sozialökonomische Problem der EG, 
die Massenarbeitslosigkeit, zu lösen. Die Schaffung des Binnenmark- 
tes müf3te bereits jetzt von einer parallel laufenden Beschäftigungspoli- 
tik begleitet sein, und nicht von nationalen Deregulierungspolitiken. 
Die Aufhebung von ArbeitnehmerInnenschutzrechten wirkt, ob in 
Spanien, Großbritannien oder in der Bundesrepublik, in Richtung 
einer weiteren Zunahme des Einkommensgefälles innerhalb der Regio- 
nen, zusätzlich verschärft die Integrationspolitik diesen Trend zwi- 
schen den Regionen. 
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Es besteht kein Zweifel, daß ohne beschäftigungspolitische Absiche- 
rung die ,Vollendung des Binnenmarktes< in der ersten Phase einen 
erheblichen Abbau von Arbeitsplätzen zur Folge hat. Dies ist selbst in 
den ansonsten überschwenglichen Integrationsplädoyers, wie etwa 
dem Cecchini-Bericht, nachlesbar. Allerdings gehörten diese Negativ- 
punkte bisher nicht zu den popularisierten Informationen der wissen- 
schaftlichen Integrationsliteratur. Herausgestellt werden vielmehr die 
auf unsicheren Grundlagen bauenden Prognosen über ein mittelfristi- 
ges Arbeitsplatzwachstum von bis zu fünf Millionen neuen Arbeits- 
plätzen. 

b)  Notwendige Bedingung für  Wohlstandswirkungen des Binnen- 
marktes: umfassende Beschäftigungspolitik 

Diese optimistischen Beschäftigungsprognosen sind - ohne daß dies in 
der Öffentlichkeit hervorgehoben wird - jedoch an die Bedingung 
geknüpft, daß die Regierungen der EG-Länder umfangreiche Beschäf- 
tigungsprogramme auflegen. Auch die mit dem Binnenmarkt erwar- 
tete Verbesserung der öffentlichen Finanzen wird wiederum an die 
Voraussetzung gebunden, daß der mit dem Liberalisierungsprozeß 
eintretende >Angebotsschock< auch zu Wachstum führt. Dabei handelt 
es sich jedoch nicht um einen automatischen Prozeß. Denn die Libera- 
lisierungsmaßnahmen führen zwar zu Kostensenkungen, d. h. es tre- 
ten Rationalisierungseffekte ein, aber dies bedeutet nur, daß ein 
zusätzliches Wachstumspotential entsteht. Mögliches Wachstum ist 
aber nicht dasselbe wie tatsächliches Wachstum. Auf diesen wesent- 
lichen Unterschied und die damit zusammenhängende Wachstums- 
und Beschäftigungsproblematik wurde U. a. im Padoa-Schioppa- 
Bericht (1988) hingewiesen: 

»Der Prozeß der Marktöffnung wird dank vermehrter Effizienz in 
der Ressourcenallokation einen Schritt nach vorn hinsichtlich Produk- 
tivität und Wirtschaftsleistung ermöglichen. Dieser über mehrere 
Jahre verteilte Prozeß bedingt für eine Reihe von Jahren eine höhere 
jährliche potentielle Wachstumsrate. Im Prinzip muß dieser Produk- 
tivitäts- und Leistungszuwachs von dem mittelfristigen Wachstum, 
das zum Abbau der Arbeitslosigkeit notwendig ist, getrennt werden, 
weil die Vollendung des Binnenmarktes in erster Linie die Produktivi- 
tät und weniger die Beschäftigung begünstigt.« 

Die Gefahr, daß integvationsbedingt ein deutlicher Anstieg der 
bereits bestehenden Massenarbeitslosigkeit in der EG eintritt, wird 
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von den im Auftrag der EG-Kommission erarbeiteten Studien zwar 
nicht besonders hervorgehoben, aber trotz zurückhaltender Formulie- 
rungen sind solche Befürchtungen nicht zu übersehen. Deshalb ge- 
langte die von Padoa-Schioppa geleitete Arbeitsgruppe auch zu der 
eindeutigen Empfehlung, die Liberalisierungspolitik mit einem Expan- 
sionsprogramm makroökonomisch zu begleiten (Padoa-Schioppa 
1988, S. 108): 

,.Die über das Binnenmarktprogramm realisierbare Produktivitäts- 
und Leistungssteigerung sollte deshalb ergänzend zu der durch das 
derzeitige Arbeitslosenniveau wünschenswert und möglich gemachten 
Wachstumsbeschleunigung hinzutreten. Unter Zugrundelegung der 
3,5-Prozent-Wachstumsrate der makroökonomischen Strategie der 
Gemeinschaft könnte das Binnenmarktprogramm für ein paar Jahre 
vielleicht ein weiteres halbes Prozent jährlich beisteuern, womit eine 
globale Wachstumsrate von 4 Y0 denkbar wäre. Ein solches Ergebnis 
würde die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen innerhalb der Ge- 
meinschaft völlig verändern und könnte nur als Folge einer an der 
Angebotsseite ansetzenden entschlossenen Politik auf allen Güter- und 
Faktormärkten auf einzelstaatlicher und/oder Gemeinschaftsebene mit 
entsprechender Unterstützung seitens expansionsorientierter makro- 
ökonomischer Maßnahmen eintreten. << 

Liberalisierungspolitik ohne gezielte Wachstums- und Beschäfti- 
gungspolitik wird nicht nur zu einem deutlichen Ansteigen der Ar- 
beitslosenzahlen, sondern möglicherweise zu einer mittelfristigen 
Wachstumsabscliwächung führen. Sobald nämlich die integrationsbe- 
dingten Rationalisierungseffekte wirksam werden und die integra- 
tionsbedingte Welle von Rationalisierungsinvestitionen ausgelaufen 
ist, macht sich - bei erhöhter Massenarbeitslosigkeit - der seit Jahren 
anhaltende Nachfragemangel verstärkt bemerkbar. Die damit eintre- 
tende Krisenverschärfung belastet den zwischenzweiglichen Struktur- 
Wandel, d. h. die Ablösung von Schrumpfungs- durch Wachstumssek- 
toren stockt, und der Prozei3 der arbeitsplatzschaffenden Erweite- 
rungsinvestitionen kommt nicht in Gang. Damit würde eine Situation 
eintreten, in der eine potentiell hochproduktive europäische Wirtschaft 
aufgrund fehlender Nachfrage Überkapazitäten erheblichen Ausmaßes 
aufweist. Das integrationsbedingte Wachstumspotential würde nicht 
realisiert. Selbst die potentiellen Integrationsgewinner vermögen dann 
nicht die Vorteile des liberalisierten Euromarktes voll zu ernten. 
Damit entfällt auch die Möglichkeit, einen Teil der Gewinne zugun- 
sten des Verlustausgleichs an die Integratioilsverlierer zurückzuvertei- 
len. Im Hinblick auf die bisher völlig einseitige und durch übersteiger- 
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ten Optimismus bestimmte Information der europäischen Öffentlich- 
keit über die Integrationsvorteile ist es dringend geboten, die Kosten 
der Liberalisierungspolitik zu erkennen und die Diskussion auf eine 
umfassende Informationsbasis zu stellen. 

Häufig wird als Beleg für die Wachstumseffekte von Integrations- 
magnahmen auf die Entwicklung während der ersten Phase der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nach 1958 verwiesen. Die damaligen 
weltwirtschaftlichen Bedingungen lassen sich jedoch mit der gegen- 
wärtigen Krisensituation nicht vergleichen. Anfang der sechziger Jahre 
befanden sich die Weltwirtschaft und Westeuropa noch in der Phase 
der ,Nachkriegsprosperität<. Seit Mitte der siebziger Jahre haben sich 
die Wachstumsbedingungen fundamental verschlechtert. Insbeson- 
derte weist Westeuropa im Vergleich zu Japan und den USA seit Ende 
der siebziger Jahre ein deutlich schwächeres Wachstum und sehr viel 
höhere Arbeitslosigkeit auf. Diese Entwicklung ist nicht etwa einem 
Mangel an Liberalisierung bzw. angebotspolitischen Maßnahmen ge- 
schuldet, sondern trat im Gegenteil durch die einseitige Angebots- 
Orientierung der Wirtschaftspolitik ein. Nicht zufällig stiegen die 
Arbeitslosenraten in Großbritannien nach Beginn der forcierten 
,Angebotsstrategie< der konservativen Regierung auf das Niveau der 
Weltwirtschaftskrise der dreißiger Jahre. 

Demokratische Wirtschaftspolitik im Interesse der großen Mehr- 
heit, der Arbeitslosen und der sozial Benachteiligten ist von einem 
konservativen Wirtschaftsliberalismus nicht zu erwarten. Dennoch 
wird die beschäftigungspolitische Diskussion in den meisten europäi- 
schen Ländern gegenwärtig von Thesen konservativer Angebotstheo- 
retiker dominiert. Es gelang diesen Gruppierungen, die beschäfti- 
gungspolitische Verantwortung der staatlichen Wirtschaftspolitik mit 
der Behauptung abzuweisen, das Beschäftigungsniveau werde maß- 
geblich von der Lohnpolitik der Tarifparteien bestimmt. Diese Dok- 
trin hat sich mittlerweile auch die EG-Kommission zu eigen gemacht. 
Es gelte, dem Kapital eine Renditegarantie zu geben, indem die 
Beschäftigten Lohnzurückhaltung üben und den Flexibilisierungsfor- 
derungen der Unternehmer - etwa bei der Wochenendarbeit - ent- 
gegenkommen. Diese >Garantie< eines Renditezuwachses, erzwungen 
über mehr Wettbewerb in einem vollendeten Binnenmarkt, speist die 
Hoffnung auf Beschäftigungswachstum. Dies bedeutet jedoch eine 
Kapitulation vor der Unternehmerstrategie der aggressiven Export- 
Orientierung, einer Strategie, die die Einkommensunterschiede zwi- 
schen den Regionen weiter vergrößern und letztendlich zeigen wird, 
daß nicht die niedrigsten Löhne der südeuropäischen Länder zu 
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Standortvorteilen werden, sondern die nochmals erhöhte Arbeitspro- 
duktivität in den Metropolen. 

Die Doktrin beschäftigungspolitischer Enthaltsamkeit ist mittler- 
weile auch Bestandteil der Politik einiger sozialdemokratischer Par- 
teien in Europa. Mit dem Hinweis auf die internationalen Wirtschafts- 
Verflechtungen und auf die Intensivierung des Wettbewerbs wird die 
Keynessche Option für Vollbeschäftigung verworfen. Keynessche 
Politik sei angeblich national beschränkt und habe in der international 
verflochteten Volkswirtschaft keine Chance mehr. 

Dieser Konservatismus spiegelt die Resignation vor der politischen 
Macht der Privatwirtschaft wider. Er ist blind gegenüber der fakti- 
schen internationalen Kooperation der Unternehmen, nimmt die inter- 
nationale Abstimmung von Wirtschafts- und Finanzpolitik nicht als not- 
wendige Chance für eine nachfrageorientierte Beschäftigungspolitik 
wahr. Die historische Notwendigkeit, Europas ArbeitnehmerInnen für 
einen solidarischen Kampf für die Verbesserung ihrer Lebensbedingun- 
gen zu mobilisieren, wird von einer solchen Politik torpediert. 

c) Die Außenwirtschaftsposition der Bundesrepublik in der EG und die 
mnsolidarischec Wirtschaftspolitik der Bundesrepublik 

Der Ausfuhrüberschuß der Bundesrepublik Deutschland hat von 1985 
bis 1988 um 54,6 Mrd. DM zugenommen, was einer Steigerung von 
74,5 % entspricht. Im gleichen Zeitraum nahm der bundesdeutsche 
Ausfuhrüberschuß mit den EG-Ländern jedoch überproportional zu, 
nämlich um 155,7%. Auf den ersten Blick könnte dieses starke 
Wachstum des bundesdeutschen Exportüberschusses mit den EG- 
Ländern als Zeichen einer wachsenden Binnenintegration gewertet 
werden. Dies ist jedoch nicht zutreffend, denn die außerordentliche 
Steigerung des bundesdeutschen Außenbeitrages beruht nur zum Teil 
auf einem entsprechenden Exportwachstum. Gleichzeitig hat nämlich 
der Rückgang des Einfuhrwertes der Bundesrepublik zum Export- 
überschui3 beigetragen (vgl. Tab. 44). Eine wichtige Ursache dieser 
Entwicklung ist die Veränderung der terms of trade zugunsten der 
Bundesrepublik (U. a. Rohölpreisverfall, Dollarabwertung 1985/87). 
Unabhängig von den jeweiligen Ursachen des Rückgangs der bundes- 
deutschen Importwerte und des parallelen Anstiegs der Exportüber- 
Schüsse sind damit entsprechende Defizitzunahmen in den Leistungs- 
bilanzen anderer Länder verbunden. Die internationalen Handelsun- 
gleichgewichte nehmen zu. 
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Es läßt sich feststellen, daß mit der seit 1985 interventionistisch 
bewirkten Dollarabwertung (Louvre- Abkommen) eine langsame Ver- 
änderung der Handelsströme eingeleitet wurde. Die Bundesrepublik 
verminderte ihre Ausfuhr in die USA von 1985 bis 1988 um 17,8 %; 
aber entgegen den Erwartungen, die mit der Dollar-Abwertung ver- 
knüpft wurden, stieg nicht etwa die bundesdeutsche Einfuhr aus den 
USA, sondern sie sank 1985/88 ebenfalls um 1 0 % .  Somit blieb der 
Ausfuhrüberschuß gegenüber den USA mit 16,6 Mrd. D M  noch 
immer auf einem hohen Niveau. 

Die Umlenkung des bundesdeutschen Außenhandels auf die EG- 
Länder wäre nicht problematisch, wenn parallel dazu eine proportio- 
nal höhere Absorption von europäischen Waren in der Bundesrepu- 
blik erfolgt wäre; dies ist - wie erwähnt - jedoch nicht eingetreten. 
Gegenüber Großbritannien nahm die Ausfuhr stark zu, aber der Ein- 
fuhrwert verminderte sich um 18,i %. Ähnlich sieht die bundesdeut- 
sche Außenwirtschaftsbeziehung zu den Niederlanden aus; die Aus- 
fuhr stieg um 6,4 %, aber die Einfuhr reduzierte sich um 22 %, so dai3 
der ,traditionelle< Einfuhrüberschuß gegenüber den Niederlanden fak- 
tisch verschwunden ist. Sowohl im Falle Großbritanniens sowie dem 
der Niederlande profitierte die Bundesrepublik von der Dollarabwer- 
tung, die die Öleinfuhren aus diesen Ländern drastisch verbilligte. 

Die skizzierte Entwicklung, die der Bundesrepublik höhere Aus- 
fuhrüberschüsse bescherte, stellt de facto eine Störung des Binnen- 
marktes dar. Denn wenn das wichtigste Land der EG seine EG- 
Einfuhrwerte über eine Mehrjahresperiode reduziert, so bedeutet dies 
eine erhebliche strukturelle Belastung der internationalen Arbeitstei- 
lung. Die von der bundesdeutschen Einfuhrschwäche belasteten 
Volkswirtschaften erfahren Wachstums- und Beschäftigungseinbußen, 
die unmittelbar auf die unzureichende Absorption der Bundesrepublik 
zurückzuführen sind. Auf kurze Sicht kann der Nachfragerückgang 
bei den Exporten eines (EG-)Landes nicht durch stärkere Binnen- 
marktnachfrage ausgeglichen werden. 

Als sich seit 1983/84 die Konjunktur der westlichen Industrieländer 
unter dem Einflug der US-amerikanischen Fiskalpolitik (Defizite) zu 
beleben begann, zeigte die europäische Gemeinschaft die schwächsten 
Wachstums- und Beschäftigungsdaten. In einer Studie des Centre for 
European Policy Studies wurde damals schon eine nachfrageorientierte 
Expansionspolitik angemahnt. Tatsächlich verfolgten die meisten 
westeuropäischen Regierungen die entgegengesetzte (Angebots-)Stra- 
tegie. Im Hinblick auf Wachstum und Beschäftigung hat diese Politik 
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weitgehend versagt. Die erwartete Regeneration kapitalistischer Dyna- 
mik ist ausgeblieben; statt dessen ist zwar die politische Macht des 
europäischen Kapitals gewachsen, aber dieser ,Erfolg< wird sich auf 
mittlere Sicht als kontraproduktiv erweisen. Denn die politisch hinge- 
nommene, ja politisch erzeugte Wachstumsschwäche und Arbeitslo- 
sigkeit verhindern eine optimale Modernisierung und Aufstockung des 
Kapitalstocks in Europa. Die potentiellen Gewinne aus der Liberali- 
sierungsstrategie werden sich kaum realisieren lassen, so daß letztlich 
die Kosten der ,Vollendung des Gemeinsamen Marktes überwiegen. 
Damit dürfte jedoch die künstlich geschürte Begeisterung für das 
freihändlerische Europa in Aversion umschlagen. 

Die bundesdcutsche Regierung trägt für die geschilderten Fehlent- 
wicklungen die Hauptschuld, und zwar in zweifacher Hinsicht: Sie 
versäumte erstens, die binnenwirtschaftlichen Expansionsniöglichkei- 
ten rechtzeitig zu nutzen und damit der eigenen Wirtschaft mehr 
Wachstum sowie verbesserte Bedingungen zur strukturellen Anpas- 
sung zu verschaffen; zudem werden durch die Schrumpfung des Ein- 
fuhrwertes der Bundesrepublik den übrigen Ländern außenwirtschaft- 
lich bedingte Wachstumsein bußen zugemutet. In dem wirtschaftlich 
eng verflochtenen Eiiropa schlägt die Wachstumsschwäche des Aus- 
landes selbstverstäi~dlich wieder auf die bundesdeutsclie Wirtschaft 
zurück. Zweitens gab die Bundesrepublik ein Beispiel wirtschaftspoli- 
tischer Entmutigung. Anstatt iin Rahmen der EG auf eine koordinierte 
Expansionsstrategie liinzuwirken, zog sich die Bundesregierung auf 
die egoistische, aber letztlich selbstzerstörerische Position der ,beggar- 
niy-neighbour-Politik( zurück: Anhaltende Exportanstrengungen bei 
sinkenden Einfuhren führen zu verstärktem Export bundesdeutscher 
Arbeitslosigkeit in das Ausland. Damit wirkt die bundesdeutsche 
Wirtschaftspolitik als Störmoment im Integrationsprozeß. Dieser 
Sachverhalt wiegt um so schwerer, als die bundesdeutsche Industrie, 
speziell die international operierenden Großunternehmen, zu den 
eindeutigen Gewinnern der Liberalisierungspolitik gehören wird. 

Es ist erstaunlich, daß die übrigen EG-Länder bisher keine kriti- 
schere Haltung der Bundesrepublik gegenüber einnehmen. Dies läßt 
sich wohl nur durch die ebenfalls äui3erst konservativ geprägte Wirt- 
schaftsideologie der dortigen Regierungen erklären. Wenn sich diese 
Entwicklung jedoch fortsetzt, wird die Situation nach der vollständi- 
gen Liberalisierung in der EG brisante haiidels- und währungspoli- 
tische Konflikte hervorrufen. 

Die über Jahre anhaltende wirtschaftspolitische Diskriminierung der 
Nachfrageseite - eine Ausnahme bildet nur das Jalir 1988, als die 
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Fiskalpolitik >keynesianischc operierte - beginnt nun, auch negative 
außenwirtschaftliche Rückwirkungen für die Bundesrepublik zu zeiti- 
gen. Da die Bundesregierung eine europäische Expansionspolitik fak- 
tisch verhinderte und nur die eigene Exportstärke ins Auge faßte, 
wurden Wachstumsspielräume des Auslandes nicht genutzt, so daß 
das Ausland auch nur in sinkendem Maße für bundesdeutsche Exporte 
aufnahmefähig ist. Die Renditeposition des deutschen - auslän- 
dischen - Kapitals wird sich auch bei erneuter Wachstumsabschwä- 
chung und steigender Arbeitslosigkeit nicht notwendig verschlechtern, 
wenn und weil erhebliche Gewinnanteile aus Zinserträgen stammen. 
Die hohe Arbeitslosigkeit begünstigt zudem Umverteilungsprozesse 
zu Lasten der Arbeitseinkommen. Mit sinkenden Lohnquoten läßt 
sich dann trotz schwacher Konjunktur die Sachkapitalrendite halten; 
allerdings nicht auf Dauer. Denn Gewinne, die nicht investiert, also 
nachfragewirksam werden, fließen auch nicht als Gewinne an die 
Unternehmen zurück. Die sich zirkulär verstärkende Nachfrage- 
schwäche entzieht schließlich den Unternehmen die rentabilitäts- 
sichernden Absatzmöglichkeiten. Diese Entwicklung verläuft parallel 
zu der Liberalisierungspolitik der EG, die erhebliche Rationalisie- 
rungs- bzw. Kostensenkungseffekte bewirken soll und tatsächlich 
herbeiführen wird. Kostensenkungen sind aber wiederum Ausgaben- 
Senkungen. Ohne kompensierende Nachfragesteigerung mündet der 
Prozeß in noch höherer Arbeitslosigkeit. Statt der mittelfristig von den 
Europa-Begeisterten versprochenen zusätzlichen fünf Millionen Ar- 
beitsplätze könnte es zu einem weiteren Abbau von Arbeitsplätzen in 
jener Größenordnung kommen. 

d )  BeschLZftigungspoiitik in Europa ist möglich 

In der wirtschaftspolitischen Diskussion werden die binnenwirtschaft- 
lichen Expansionsmöglichkeiten und die Bedeutung der inländischen 
Absorption auch für die Ausfuhr und die europäische Integration 
nicht angemessen beachtet. Es dominieren eher resignative Einschät- 
zungen, daß sich keine nationale Vollbeschäftigungspolitik mehr prak- 
tizieren lasse. Partielle Hindernisse, wie etwa ein hohes RealZins- 
niveau, zinsinduzierte Kapitalexporte, vermeintliches >Absickern< von 
binnenwirtschaftlichen Expansionseffekten über Importzunalimen, 
werden übersteigert und trüben den Blick auf die faktischen Möglich- 
keiten einer nationalen und einer international koordinierten Beschäf- 
tigungs- und Wachstumspolitik. Daher auch die Überraschung, daß es 
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nach dem Börsenkrach vom Oktober 1987 der konservativ-liberalen 
Politik gelungen ist, über binnenwirtschaftliche Expansionsmaßnah- 
men (höhere Haushaltsdefizite, zentralbankpolitische Wechselkurssta- 
bilisierung U. a.), also durch interventionistische Maßnahmen, die 
Konjunktur nicht nur zu stabilisieren, sondern sogar leicht zu beleben. 
Im Jahr 1988 wurde faktisch international koordinierte keynesianische 
Politik betrieben; der Erfolg war wiederum beachtlich. 

Die Resignation im Hinblick auf eine international abgestimmte 
Wirtschaftspolitik geht einher mit der Unfähigkeit, die auch bei ande- 
ren Anlässen faktisch betriebene Kooperation im internationalen 
Bereich noch wahrzunehmen: Entgegen monetaristischen Verbalbe- 
kundungen kooperieren die westlichen Zentralbanken spätestens seit 
1985 (Louvre-Vereinbarung). Nicht mehr das Geldmengenwachstum 
steht im Vordergrund, sondern die Wechselkurssteuerung. 
- Der Dollarkurs wäre von sich selbst überlassenen Marktkräften 

weit unter den bisherigen Trend gestoßen worden. Die zentralbank- 
politischen Interventionen haben die Doliarabwertung gebremst und 
damit einen wesentlichen Beitrag dazu geleistet, da6 die Außenhan- 
delsströme zwischen den westlichen Industrieländern nicht abrupt 
zerrissen wurden. 
- Interventionistisch war auch die zumindest temporäre Abkehr 

von der Konsolidierungspolitik der öffentlichen Haushalte. Die 
erstaunliche Wachstumsbelebung der japanischen Wirtschaft im Jahr 
1988 trat ebenfalls als Resultat staatlicher Expansionsmaßnahmen auf 
nachfragepolitischer Grundlage ein. 

Die wirtschaftspolitischen Institutionen reagieren also sehr wohl mit 
international koordinierter interventionistischer Stabilisierungspolitik, 
wenn sie es für opportun erachten, d. h. wenn die >Sachzwänge< stark 
genug sind, um Expansionsmaßnahmen notwendig erscheinen zu las- 
sen. Deshalb ist Vollbeschäftigung in Europa letztlich eine Frage des 
politischen Drucks, der auf die Regierungen und die Organe der EG 
ausgeübt wird. 

Dieser notwendige politische Druck kann nur durch Mobilisierung 
der Öffentlichkeit, durch Orientierungsvorgaben, wie der Weg zur 
Vollbeschäftigung verläuft und durch mehr Widerstand gegen die 
>Durchmarschpolitiki des europäischen Kapitals erzeugt werden. Des- 
halb sind die Resignationsstrategien nicht nur von der Sache her falsch, 
sondern auch politisch irreführend. 
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Die Beschäftigungskrise erfordert Beschäftigungspolitik 

In der Bundesrepublik wurde und wird demgegenüber nach wie vor 
die völlig abwegige Vorstellung popularisiert, eine binnenwirtschaft- 
liche Expansionspolitik müsse an den außenwirtschaftlichen Schran- 
ken scheitern. Dies ist jedoch eine Fehldiagnose, die insbesondere von 
jenen Kräften verbreitet wird, deren wirtschaftspolitische Rolle dem 
von Unternehmerseite beschriebenen Textbuch entnommen zu sein 
scheint. Die extrem hohe Arbeitslosigkeit in der EG baute sich uber 
mehr als ein Jahrzehnt hinweg auf. Nachdem die Wachstumskräfte der 
Nachkriegsperiode ausgelaufen waren, ging die Phase des >Vollbe- 
schäftigungskapitalismus< zu Ende. Die Tatsache jedoch, daß über 
einen relativ langen Zeitraum hinweg ein hohes Beschäftigungsniveau 
gehalten werden konnte, belegt die prinzipielle Möglichkeit, Vollbe- 
schäftigung zu gewährleisten. Hierzu sind allerdings beschäftigungs- 
politische Interventionen erforderlich, deren Ausmaß den system- 
immanenten Krisenfaktoren entsprechen muß. Vollbeschäftigung zu 
schaffen, ist eine politische Aufgabe. 

Die europäische Wachstumsschwäche läßt sich allgemein als Mangel 
an Erweiterungsinvestitionen charakterisieren. Die über viele Jahre 
unzureichenden Erweiterungsinvestitionen haben inzwischen zu 
einem strukturellen Arbeitsplatzdefizit geführt. 

Im Verhältnis zur Zahl der Erwerbspersonen gibt es zu wenig 
Beschäftigungsmöglichkeiten. Diese Diskrepanz stellt die Folge der 
über einen längeren Zeitraum hinweg vernachlässigten Nachfrage dar. 
Infolge der Nachfragelücke fehlten die Anreize, um kapazitätsbil- 
dende, arbeitsplatzschaffende Investitionen vorzunehmen. U m  das 
Arbeitsplatzdefizit zu beseitigen, bedarf es somit eines mittelfristigen 
Wachstums der arbeitsplatzschaffenden Investitionen. Sie werden 
jedoch nur in Gang kommen, wenn die Investoren mit dauerhaft bes- 
seren Absatz- bzw. Nachfrageentwicklungen rechnen können. 

Die Verbesserung der Absatzaussichten wird sich nicht quasi auto- 
matisch im Verlauf der europäischen Liberalisierungspolitik einstellen. 
Vielmehr sind hierzu gezielte wirtschaftspolitische Expansionsmaß- 
nahmen erforderlich. Auch wenn die Produktion zeitweilig an Kapazi- 
tätsgrenzen stößt, wie es sich 1988 in verschiedenen Bereichen ab- 
zeichnete, läßt diese für Erweiterungsmaßnahmen an sich günstige 
Situation nur dann eine Ausweitung der arbeitsplatzschaffenden 
Akkumulation erwarten, wenn die Unternehmen mit dauerhaft ver- 
besserten Absatzchancen rechnen. Im Hinblick auf die immer noch 
relativ geringen Wachstumsraten und die signalisierte Rückkehr der 
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Finanzpolitik zum Konsolidierungskurs sowie die üblichen Überreak- 
tionen der Zentralbankpolitik auf leichten Inflationsdruck werden sich 
die Absatzeiwartungen jedoch eher wieder verschlechtern. Hierbei ist 
auch zu beachten, daß die hohe Kapazitätsauslastung im Jahre 1988 
primär die Stagnation des Produktionspotentials während der vergan- 
genen investitionsschwachen Jahre widerspiegelt und nicht etwa einem 
außerordentlichen Nachfrageboom zu verdanken ist. 

Nationale Verantwortung für die Beschäftigung in Europa 

Wie bereits dargelegt wurde, muß eine längerfristig angelegte Beschäf- 
tigungspolitik sowohl Wachstumsförderungs- als auch Maßnahmen 
der Arbeitszeitverkürzung umfassen. Wachstumspolitik hat sich mit 
Blick auf Umwelt und Wohlstandseffekte von den bisherigen Wachs- 
tumsschwerpunkten zu lösen. Eine neue Qualität ist notwendig. Dies 
heißt konkret, daß Wachstum primär auf Umweltschutz und die unge- 
deckten Bedarfsbereiche der materiellen und sozialen Infrastruktur 
ausgerichtet werden muß. Diese strukturelle Neuorientierung ver- 
langt, daß zukunftsorientierte Wachstumspolitik eng mit strukturpoli- 
tischen Lenkungsmaßnahmen verbunden sein muß. 

Die strukturpolitischen Vorgaben seitens der Brüsseler >Zentrale<, 
d. h. von Kommission und Rat, müssen dezentral umgesetzt werden. 
Dies bedeutet, daß nach wie vor auf der nationalstaatlichen und auf der 
regionalen Ebene Strukturpolitik betrieben werden muß. Die zentra- 
len Fonds der EG (Regional-, Sozial- und Agrarausrichtungsfonds) 
fungieren in diesem Zusammenhang vor allem als Instrumente der 
Uinlenkung von Finanzmitteln auf die schwächeren Länder und 
Regionen. Es wäre jedoch verfehlt, die dezentralen strukturpolitischen 
Aktivitäten zugunsten zentralistischer Pauschalpolitik wesentlich zu 
beschneiden oder gar völlig zu unterbinden. 

Ungeachtet der erforderlichen Fortsetzung und europaweiten Aus- 
dehnung von Maßnahmen der Arbeitszeitverkürzung bestehen gegen- 
wärtig so hohe unausgeschöpfte Wachstumsspielräume - gemessen am 
ungenützten Produktions- bzw. Arbeitskräftepotential - in der EG, 
daß eine erhebliche Steigerung der beschäftigungswirksamen Nach- 
frage notwendig ist. 

Expansionspolitik in der EG wird nicht von Brüssel aus betrieben, 
sondern sie ist auch künftig Expansionspolitik der einzelnen Länder. 
Das Schwergewicht liegt also nach wie vor bei der Finanzpolitik der 
Mitgliedsstaaten. Selbstverständlich sollte versucht werden, fiskalpoli- 
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tische Expansionsmaßnahmen innerhalb der EG abzustimmen bzw. 
zu koordinieren. Jedoch kann dies weder bedeuten, daß die einzelnen 
Länder nicht auch quasi im >Alleingang< die ihnen verfügbaren Expan- 
sionsspielräume ausschöpfen, noch darf gar die außenwirtschaftliche 
Verflechtung als Vorwand benutzt werden, daß sich ein Land seiner 
Verpflichtungen entzieht, die ihm mögliche nationale Beschäftigungs- 
Politik zu realisieren. Der vermeintlich gescheiterte Versuch der fran- 
zösischen Regierung, 1981 nachfrageorientierte Beschäftigungspolitik 
in Gang zu bringen, war insofern für die EG insgesamt recht erfolg- 
reich, als von den französischen Maßnahmen erhebliche Expansions- 
effekte ausgingen. Für Frankreich stellte sich allerdings das Problem, 
daß die Regierung aus politischen Gründen darauf verzichtete, 
die französische Währung rechtzeitig abzuwerten und damit einen 
größeren Teil der beschäftigungswirksamen Nachfrageimpulse in 
den nationalen Grenzen wirken zu lassen. Vor allem aber wurde 
der französische Expansionsversuch durch die gleichzeitig von der 
sozialliberalen Bundesregierung praktizierte Deflationspolitik konter- 
kariert. Anstatt die französische Initiative aufzugreifen und gemein- 
sam mit der zweitstärksten Volkswirtschaft der EG gegen das 
Nachfragedefizit anzugehen, betrieb die Bundesregierung unter 
dem Etikett der >Haushaltskonsolidierung< eine klassische beggar- 
my-neighbour-Deflationsstrategie; ein Politikkonzept, gegen 
das Keynes schon in den zwanziger Jahren vehement polemisiert 
hatte. 

Schlüsselrolle und Verantwortung der Bundesrepublik 

Die Möglichkeiten einer national ansetzenden, dann international 
ausgreifenden Expansionspolitik finden in der Bundesrepublik gün- 
stige Voraussetzungen. Denn sie steht nicht unter den Restriktionen 
einer defizitären Leistungsbilanz, sondern muß im Gegenteil ihre 
Aufnahme von Waren aus dem Ausland erhöhen, um die Leistungs- 
bilanzüberschüsse zu verringern. Dieser Weg zum außenwirtschaft- 
lichen Gleichgewicht führt auch zu mehr Wachstum in den Nachbar- 
ländern. Die politische und ökonomische Position der Bundesrepublik 
gibt ihr den Schlüssel für Wachstum und Vollbeschäftigung in Europa 
in die Hand. Bisher ist sie der damit verbundenen Verantwortung 
nicht gerecht geworden. Die Beschäftigungspolitik in der EG kann 
zwar nicht ausschließlich von der Bundesrepublik getragen werden, 
aber von ihr muß der Hauptbeitrag geleistet werden. 
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Im Unterschied zur breiten Propagierung angebotspolitischer The- 
sen und der propagandistischen Demontage keynesianischer Politik 
gelangten verschiedene international zusammengesetzte Experten- 
gruppen zu dem Ergebnis, daß Nachfragepolitik nicht nur eine wirk- 
same, sondern die einzige Möglichkeit darstellt, Vollbeschäftigung in 
Europa zurückzugewinnen. Unter dem Titel >Die Herausforderung 
für Europa< (Nordic Trade Unions 1986) erschien im Sommer 1986 
eine von westeuropäischen Gewerkschaften erarbeitete Analyse zu den 
Möglichkeiten einer kooperativen Beschäftigungspolitik in West- 
europa. Mehrere Studien einer Arbeitsgruppe des Kentre for Euro- 
pean Policy Studiesc (Blanchard U. a. 1986) empfehlen seit Jahren 
nachfragepolitische Expansionsmahahmen. Bemerkenswert ist auch 
die Feststellung der Autoren, daß »es keine Anhaltspunkte dafür gibt, 
daß Arbeitslosigkeit generell und ohne Ausnahme oder gar vor- 
herrschend ein Reallohnproblem darstellt« (Blanchard U. a. 1986, s. 2). 

Gefordert wird für Westeuropa ein >koordiniertes<, zwischen den 
Mitgliedsländern der EG abgestimmtes Expansionsprogramm. Dies 
heißt aber nicht, daß alle Länder gleiche Expansionsbeiträge zu leisten 
hätten. Vielmehr wird jenen Volkswirtschaften die Hauptrolle zuge- 
wiesen, die aufgrund ihrer günstigen Leistungsbilanzsituation, ihres 
hohen unausgeschöpften Produktionspotentials (Arbeitslosigkeit, 
Kapazitäten und Investitionskraft) und der entsprechend hohen 
steuerlichen Leistungsfähigkeit der Wirtschaft eine ,Lokomotivfunk- 
tion< für die EG übernehmen können. An erster Stelle ist selbstver- 
ständlich die Bundesrepublik zu nennen. 

6.5.2 Für den Ausgleich der Lebensverhältnisse - Regional- 
Politik in der EG 

Zwischen den zwölf Staaten der EG bestehen erhebliche Unterschiede 
in den Einkommens- und Lebensverhältnissen. Sie wurden durch die 
Süderweiterung noch massiv vergrößert. Mit dem Beitritt Spaniens, 
Portugals und Griechenlands stieg die Einwohnerzahl der EG um 
18 %, die Zahl der Arbeitslosen nahm um 30 % zu. Gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt pro Kopf hat sich die Anzahl der weniger 
entwickelten Regionen verdoppelt. Von den 160 Regionen der EG 
befinden sich die gesamten Staatsgebiete Portugals und Griechenlands 
unter den ärmsten 21 Regionen. Von den spanischen Regionen erreicht 
nicht eine den EG-Durchschnittsbetrag des Bruttoinlandsproduktes 
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pro Kopf. Im Gegensatz zum Cecchini-Bericht sieht der von Padoa- 
Schippa die Gefahr der Verschärfung regionaler Disparitäten durch 
den EG-Binnenmarkt. »Wie die Wirtschaftsgeschichte und die Wirt- 
schaftstheorie lehrt, ist es äußerst zweifelhaft, ob sich in einem Umfeld 
zunehmender Öffnung der Märkte Ideen von der ,unsichtbaren Hand< 
ohne weiteres auf die regionalwirtschaftliche Realität extrapolieren 
lassen« (Padoa-Schioppa 1987, S. 91 f.). 

In der EG herrscht, wie auch innerhalb der Einzelstaaten, ein 
regional stark divergierender Wachstumstypus vor. In der Bundes- 
republik führt dieser bereits seit über einem Jahrzehnt zu einer Kon- 
zentration des Wachstums in einigen süddeutschen Regionen, wäh- 
rend periphere Regionen im Süden und der nordwestdeutsche Raum 
sowohl geringere Wachstumsraten haben, als auch von höherer Ar- 
beitslosigkeit betroffen sind. Nach einer Phase der Verringerung des 
Regionalgefalles innerhalb der EG bis Anfang der siebziger Jahre 
existiert seit 1974 ein stabiler Trend zur Vergrößerung regionaler 
Disparitäten, Auch der EG-Beitritt der Mittelmeerländer führte nicht 
zu einer Trendumkehr. Dies unterstreicht die These, daß integrierte 
Märkte nicht zu einem Ausgleich regionaler Ungleichgewichte führen. 

Welcher Wachstumsschub in den ärmeren Staaten dauerhaft not- 
wendig wäre, um ein weiteres Auseinanderdriften zu verhindern, zeigt 
folgendes Beispiel. Ausgehend von einem Bruttoinlandsprodukt pro 
Kopf (nach Kaufkraftparitäten) von 12.741 US-$ in der Bundesrepu- 
blik und von 8.065 US-$ in Spanien im Jahr 1957 ist bei einem 
Wachstum von 3,5 % in der Bundesrepublik Deutschland in Spanien 
ein Wachstum von 5,5 "/o notwendig, um den Einkommensabstand 
zwischen beiden Volkswirtschaften von 4.676 US-$ nicht zu vergrö- 
ßern. Dies mag in dem einen oder anderen Jahr möglich sein, dauer- 
haft ist die Aufrechterhaltung einer solchen Differenz jedoch unwahr- 
scheinlich. Für Griechenland und Portugal müßte sie aufgrund der 
stärkeren Einkommensunterschiede noch höher liegen. Dies ist eine 
ganz und gar unrealistische Annahme. 

Die Tendenz zur Vergrößerung der regionalen Disparitäten unter- 
streicht die Notwendigkeit einer verstärkten EG-Regional- und Struk- 
turpolitik. Die mittlerweile erfolgte Neuordnung dieser Politik ist 
Resultat der beabsichtigten Vollendung des Binnenmarktes 1992 und 
Bestandteil des EWG-Vertrages. Die geplante reale Verdoppelung der 
Fonds (in Preisen von 1987) für strukturelle Interventionen von 14,5 
Mrd. DM (1987) auf 29 Mrd. DM (1989), ihre Ausrichtung an festge- 
legten Zielen und die Konzentration der Mittel auf die benachteiligten 
Regionen waren der Preis, den die reichen Mitgliedsstaaten für die 
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Offnung der Märkte der weniger wettbewerbsfähigen zu entrichten 
hatten. 

Mit der Ratifizierung der ,Einheitlichen Europäischen Aktec (EEA) 
wurden in den EWG-Vertrag die Artikel 130 a-e eingefügt, mit denen 
ein Gesamtkonzept für die gemeinschaftliche Strukturpolitik festgelegt 
wird. Neu an diesen Artikeln ist, daß den Regionen in der EG erstmals 
eigenes politisches Gewicht zugestanden wird: Der geforderte »wirt- 
schaftliche und soziale Zusammenhang« wird über die Formel der an- 
gestrebten »harmonische(n) Entwicklung der Gemeinschaft als Gan- 
zes« (EWGVertr. Art. 130 a) nicht auf Staaten, sondern auf Regionen 
bezogen. Es gelte, »den Abstand zwischen den verschiedenen Regio- 
nen und den Rückstand der am stärksten benachteiligten Gebiete zu 
verringern« (EWGVertr. Art. 130 a). 

Erreicht werden Soll dies durch eine Reform der drei Strukturfonds: 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft - Abteilung Ausrichtung (EAGFL), des Europäischen Sozial- 
fonds (ESF) und des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung 
(EFRE). Das Volumen dieser drei Fonds wird bis 1992 auf jährlich ca. 
29 Mrd. DM erhöht, davon sollen ca. 20 Mrd. DM in die ärmsten Re- 
gionen fließen. Am 25.6.1988 wurde vom Rat die >Rahmenverord- 
nung< der Strukturfonds angenommen. Zu dieser wurden eine >hori- 
zontale< Durchfülirungsverordnung und für jeden der Strukturfonds je 
eine ,vertikale< Anwendungsverordnung verabschiedet. 

Diese Reform bringt einschneidende, wenn auch noch nicht konkret 
überschaubare Änderungen mit sich. Künftig werden die Fonds zur 
Erreichung von fünf vorgegebenen Zielen eingesetzt: 
Ziel 1 : Förderung der Regionen mit Entwicklungsrückstand 
Ziel 2: Umstellung der Regionen mit rückläufiger industrieller Ent- 
wicklung 
Ziel 3: Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit 
Ziel 4: Eingliederung der Jugendlichen in das Erwerbsleben 
Ziel 5: a) Anpassung der Agrarstrukturen 

b) Entwicklung des ländlichen Raumes 
Am weitesten vorangeschritten ist die Neuorientierung des EFRE, 

des für die Regionalentwicklung wichtigsten Fonds. Sein Volumen lag 
1987 bei 7 Mrd. DM, bis 1992 soll es auf ca. 14 Mrd. DM steigen. 1988 
war der Fonds mit 7,6 Mrd.DM ausgestattet, 1989 bereits mit 
9,3 Mrd. DM. Auch die Mittel des EG-Sozialfonds wurden in diesem 
Jahr erhöht: um 1,l Mrd. DM auf 7,O Mrd. DM. 

Neben der Beschränkung auf die 0. g. Ziele findet künftig eine Kon- 
zentration der Mittelvergabe statt. Ca. 80 % der Haushaltsmittel 
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werden dem Ziel i zugeordnet. Sie fließen nach Griechenland, Portu- 
gal, Irland, Süditalien, in Teile Spaniens, in wenige Regionen Süd- 
frankreichs und Großbritanniens. Fünf Staaten (Dänemark, Belgien, 
Luxemburg, die Niederlande und die Bundesrepublik) erhalten keine 
Mittel. Die für das Ziel 2 in Betracht kommenden Regionen waren, bis 
auf West-Berlin, Anfang 1989 noch nicht festgelegt. 

85 '$0 der Gesamtmittel der EFRE sollen für einen Zeitraum von 
fünf Jahren auf die Mitgliedsstaaten nach einem bestimmten Schlüssel 
aufgeteilt werden. Derzeit ist noch nicht klar, ob die Ziel-1-Regionen 
durch die Zuweisung von 80 '/o der Mittel ihr Kontingent bereits aus- 
geschöpft haben, oder ob sie an den restlichen 20 %, die sich auf die 
anderen Ziele verteilen, teilhaben werden. In jedem Fall bleibt als 
Resultat eine starke Konzentration der Mittel auf benachteiligte Regio- 
nen. Dies muß positiv bewertet werden. Die bisherigen EFRE-Mittel 
hatten in Portugal einen Anteil von 6,l YO an den gesamten Bruttoan- 
lageinvestitionen. Mit der Verdoppelung des Fonds und der Konzen- 
tration dieser Mittel wird sich dieser Anteil erheblich erhöhen. Für 
eine einschneidende Anderung der rückständigen Wirtschaftsstruktur 
reicht dies allerdings noch immer nicht aus. 

Die Verdoppelung der Strukturfonds auf Druck der südeuropäi- 
schen Staaten ist ein erster Schritt zum Abbau regionaler Disparitäten. 
Die geplante Zunahme des Anteils der Mittel für ,Strukturelle Inter- 
ventionen< im EG-Haushalt von 16 YO im Jahr 1987 auf 25 YO im Jahr 
1992 verdeutlicht eine neue Schwerpunktsetzung der EG-Politik. Die 
Umschichtung geht zu Lasten des Garantiefonds der Landwirtschaft, 
der bis 1992 nur noch mit 2,5 % jährlich ansteigen soll. Dennoch 
bleibt festzuhalten, daß die Ausstattung der Strukturfonds angesichts 
von über 15 Millionen Arbeitslosen in der EG um ein Vielfaches zu 
niedrig ist. Sie sind auch kein Ersatz für einen noch zu entwickelnden 
horizontalen Finanzausgleich zwischen den EG-Staaten. 

Die Konzentration der Mittel des EFRE, die künftig zu 80 '/o in 
stark benachteiligte Regionen fließen werden, ermöglicht zumindest 
quantitative Auswirkungen in diesen Regionen. Der Ausbau der Pro- 
grammförderung auf 20 % des Gesamtvolumens ist neben dem geplan- 
ten ,Gemeinschaftlichen Förderkonzept< ein möglicher Anfang ge- 
meinschaftsweiter Koordinierung von Regionalpolitik. Es wird sich in 
der Praxis zeigen, ob das ,Gemeinschaftliche Förderkonzept< mehr als 
nur eine Addition bislang bestehender nationaler Interessen ist. 

Eine Abstimmung darf allerdings nicht zu einer Einschränkung der 
Möglichkeiten nationalstaatlicher Regionalpolitik führen. Dies ist 
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jedoch in den letzten Jahren bereits der Fall gewesen. Faktisch hat das 
Beihilfeverbot des EWG-Vertrages zu einer Konzentration nationaler 
Strukturpolitik in der Bundesrepublik geführt. Dies war verbunden 
mit einer Schwächung autonomer Entscheidungsbefugnisse in bezug 
auf die Regionalpolitik. Auf Druck der EG wurde die Fördergebiets- 
kulisse und die Intensität der Förderung im Rahmen der Gemein- 
schaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur< ver- 
ringert. So mußten I987 bei der Fördergebietsabgrenzung 9 Regionen 
in der Bundesrepublik gestrichen werden. In der weiteren Entwick- 
lung darf es in keinem Fall dazu kommen, daß die Art. 92-94 des 
EWG-Vertrages (Regelungen über staatliche Beihilfen) eine höhere 
Wertigkeit erhalten als das Postulat der »Einheitlichkeit der Lebens- 
Verhältnisse« im Art. 72 Abs. 2 des Grundgesetzes. Trotz der restrik- 
tiven Auslegung durch die EG-Kommission wäre es verfrüht, das Bei- 
hilfeverbot bereits heute als ein wesentliches Hindernis für national- 
staatliche Regionalpolitik anzuführen. Der Ende letzten Jahres 
beschlossene Strukturhilfefonds (vgl. Teil 4.2) zeigt, daß der Rahmen 
nationaler Spielräume noch bei weitem nicht ausgenutzt ist. 

Die finanziellen Auswirkungen der Neuausrichtung der EG-Struk- 
turfonds sind für die Bundesrepublik relativ gering. Von den nahezu 
40 Mrd. DM, die zwischen 1975 und 1987 in Programmen, Vorhaben 
und Studien des EFRE gebunden wurden, erhielt sie ganze 4 %, das 
waren 1,6 Mrd. DM. Dieser Anteil wird sich auch nicht wesentlich 
verändern. Bei einem EFRE-Volumen von 14 Mrd. DM im Jahr 1992 
liegt der Anteil, den die Bundesrepublik zu erwarten hat, bei lediglich 
560 Mio. DM. Dies ist im Vergleich mit dem Länderfinanzausgleich, 
den Bundesergänzungszuweisungen und dem Strukturhilfefonds mit 
einem Gesamtvolumen von knapp 8 Mrd. DM wenig. 

Qualitativ an Bedeutung könnte der EFRE künftig gewinnen, da 
fast alle in die Bundesrepublik fließenden Mittel der Programmpla- 
nung zugeordnet sind und gezielt in Ziel-2-Regionen mit rückläufiger 
industrieller Entwicklung fließen. Allerdings findet die inhaltliche 
Bestimmung in der Bundesrepublik weiterhin nur auf Länderebene 
statt, und läuft in der Praxis meist auf eine Aufstockung regionalwirt- 
schaftlicher Beihilfen hinaus. Diese zielen meistens undifferenziert auf 
bloßes Wirtschaftswachstum und legen keinen Schwerpunkt auf eine 
ökologische Umorientierung der Produktion oder auf eine Schaffung 
regionaler Wirtschaftskreisläufe. Diese Tatsache steht einer qualitativ 
positiven Wirkung der EFRE-Mittel entgegen. 

Die Zweifel an einer ökologisch ausgerichteten Verwendung der 
Fonds sind auch durch Widersprüche innerhalb der EG-Verordnun- 
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gen begründet: Schreibt die Rahmenverordnung (VO Nr. 2052/88) in 
Art. 3 Abs. 1 vor, daß sich der EFRE insbesondere an der Unterstüt- 
zung für produktive Investitionen beteiligt, wird dies in der vertikalen 
Anwendungsverordnung mit der Schaffung oder Erhaltung von Ar- 
beitsplätzen gekoppelt. Außerdem werden in dieser Verordnung sol- 
che Investitionen als zuschußfahig ausgewiesen, die dem Umwelt- 
schutz dienen sollen, soweit sie mit wirtschaftlichen Aktivitäten ver- 
bunden sind. Daß diese Zielsetzung eingehalten wird, ist aus zwei 
Gründen fraglich. Erstens besitzt die EG kein effektives Instrumen- 
tarium zur Kontrolle der bereitgestellten Gelder. Zweitens taucht der 
Umweltschutz nicht als Bedingung der Mittelvergabe in der Rahmen- 
Verordnung auf, d. h. die Antragsteller können darauf nicht bindend 
verpflichtet werden. Im Konfliktfall werden sie sich auf den Teil der 
Verordnung berufen, der ihnen paßt. Deshalb sollte die mit der 
Reform des EFRE in die Wege geleitete Ausweitung der finanziellen 
Spielräume regionaler Wirtschaftspolitik begleitet werden durch einen 
politischen Druck, der darauf zielt, diese staatlich kontrollierbaren 
Finanzmittel für eine ökologische Neuorientierung der Produktion 
einzusetzen. Ohne einen solchen Druck ist die künftige Verwendung 
dieser zusätzlichen Mittel im Sinne des Umweltschutzes und zur 
Schaffung regionaler Kreisläufe unwahrscheinlich. Die dezentrale 
Bestimmung über die Verwendung der Mittel in den Regionen ermög- 
licht eine politische Auseinandersetzung vor Or t  über die inhaltliche 
Gestaltung der Investitionen. Sie ist eine Chance zur aktiven Einfluß- 
nahme im Sinne einer qualitativen Umorientierung der Regionalpoli- 
tik. Bedingung ist allerdings, daß sich die Aufgabe der EG-Bürokratie 
im wesentlichen auf die Fondsverwaltung beschränkt und die Regio- 
nen über das EG-Parlament eine stärkere Einflußnahme auf die Ziel- 
setzung der Strukturfonds nehmen können. 

6.5.3 Gegen die Vormacht der Deutschen Bundesbank - 
Koordinierung der Geld- und Währungspolitik 

Grundzüge des Europäischen Währungssystems 

Im April 1972 vereinbarten die damaligen EG-Mitgliedsländer, ihre 
Währungen gegenüber dem Dollar in einer gewissen Bandbreite zu 
halten. Innerhalb der EG bedeutete dies ein System fester Wechsel- 
kurse (Währungsschlange). Dieses Prinzip erwies sich schnell als nicht 
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haltbar, da die Wirtschaftsentwicklung in den EG-Ländern zu unter- 
schiedlich war. Insbesondere die Staaten mit Leistungsbilanzdefiziten 
waren nicht mehr in der Lage, die Importe durch entsprechende Ab- 
wertung ihrer nationalen Währungen zu verteuern bzw. ihre Exporte 
zu verbilligen. Die Folge war, daß Länder mit Exportüberschüssen 
erheblich profitieren. 

Nach dem Scheitern der Währungsschlange wurde im März 1979 ein 
zweiter Versuch unternommen, durch Koordinierung der Geld- und 
Währungspolitik einerseits eine stärkere Unabhängigkeit vom Dollar, 
andererseits die Voraussetzungen für eine Konvergenz der wirtschaft- 
lichen Entwicklung innerhalb der Gemeinschaft zu erreichen. Grund- 
lage dafür ist ein System mit festen Wechselkursen unter Zulassung 
einer begrenzten Schwankungsbreite. Mitglieder im Europäischen 
Währungssystem (EWS) sind alle EG-Länder bis auf Spanien und 
Portugal. Großbritannien und Griechenland beteiligen sich allerdings 
nicht am Interventionssystem. Bezugsgröße der am EWS beteiligten 
Währungen ist der ECU (European Currence Unit). Die materielle 
Basis des ECU liegt in 20 % der Gold- und Dollarreserven der Mit- 
gliedsländer, die jede Zentralbank beim Europäischen Fonds für wäh- 
rungspolitische Zusammenarbeit (EFWZ) hinterlegt hat. 

Für alle am EWS beteiligten Währungen werden Leitkurse in ECU 
festgelegt. Sie sind über bilaterale Leitkurse durch ein Paritätengitter 
miteinander verbunden. Die Tageskurse müssen innerhalb einer Band- 
breite von +/- 2,25 % liegen. Eine Ausnahme bildet die italienische 
Lira, die derzeit noch eine Schwankungsbreite von +/- 6 % hat. Die 
iin ECU-Korb enthaltenen Währungen werden nach der Wirtschafts- 
kraft des betreffenden Landes gewichtet. Die DM als dominante Wäh- 
rung hat zur Zeit ein Korbgewicht von 34,9 %. Weicht ein bestimmter 
Wechselkurs, 2.B. der Franc/DM-Kurs, ca. 75 % vom Leitkurs ab, 
beginnen die Zentralbanken mit intramarginalen Interventionen aktiv 
zu werden. Gerät der Kurs außerhalb der zugelassenen Schwankungs- 
breite, so sind die beiden betroffenen Zentralbanken Verpflichtet, 
durch Devisenmarktinterventionen in unbegrenzter Höhe dafür zu 
sorgen, daß sich der Kurs wieder innerhalb der vorgegebenen Marge 
einpendelt. Die Zentralbank der Währung, die den unteren Interven- 
tionspunkt erreicht hat, verkauft die starke Währung, während umge- 
kehrt die Zentralbank der starken Währung Devisen der schwachen 
Währung aufkauft. 

Die für solche Operationen übliche sehr kurzfristige Finanzierung 
wird als Kassa-Kauf bzw. Verkauf zwischen den Zentralbanken gegen 
Verrechnung auf den ECU-Konten, die beim EFWZ geführt werden, 
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abgewickelt. Zu diesem Zweck stellen sich die Zentralbanken über den 
EFWZ im Rahmen der sehr kurzfristigen Finanzierung gegenseitig 
Devisenreserven zur Verfügung, die von der Schuldner-Zentralbank 
innerhalb von 45 Tagen nach Ende des Interventionsmonats zurück- 
gezahlt werden müssen. Rabei ist die Gläubiger-Zentralbank 
gehalten, bis zu 50 % des ausstehenden Betrages in E C U  entgegen- 
zunehmen. 

Tritt dauerhaft der Zwang zur Intervention durch die Zentralbanken 
ein, z. B. wegen unterschiedlicher Inflationsraten oder großer Lei- 
stungsbilanzunterschiede, wird eine Neuanpassung der Leitkurse, ein 
sogenanntes Realignment, notwendig (zuletzt am 12.1.1987). Bislang 
gab es 11 Realignments, bei denen die D M  - die siebenmal daran be- 
teiligt war - jedesmal aufgewertet wurde. 

Uber die sehr kurzfristige Finanzierung hinaus gibt es noch zwei 
weitere Finanzierungsmöglichkeiten im EWS: den kurzfristigen Wäh- 
rungsbeistand zur Überbrückung vorübergehender Zahlungsbilanz- 
Schwierigkeiten sowie den mittelfristigen Beistand, einen auf zwei bis 
fünf Jahre befristeten Kredit. Da  diese Finanzierungen an Auflagen, 
die durch den Ministerrat erlassen werden, gebunden sind, wurde der 
mittelfristige Beistand bislang erst einmal in Anspruch genommen. 
Offensichtlich verschulden sich die Zentralbanken lieber auf den 
Euro-Geldmärkten, als sich den wirtschaftspolitischen Auflagen der 
Gemeinschaft auszusetzen. 

Erfahrungen mit dem E WS 

Der Grundgedanke des EWS besteht darin, über eine weitgehende 
Fixierung der Wechselkurse und der deshalb notwendigen Harmoni- 
sierung der Geldpolitik einen Druck auf die Angleichung der Wirt- 
schaftspolitik auszuüben. Hinsichtlich der Konvergenz der Inflations- 
raten war dieses System erfolgreich. War 1980 die Differenz zwischen 
der höchsten Inflationsrate und der niedrigsten innerhalb des EWS bei 
13,6 %, lag sie 1988 nur noch bei 4,O %. Gleichzeitig hat sich jedoch 
der Überschuß des Außenhandelssaldos der Bundesrepublik gegen- 
über den übrigen EWS-Staaten erheblich vergrößert (vgl. Teil 6.5.1). 
Insofern hat das EWS erfolgreich funktioniert, als die Ziele einer 
größeren Preis- und Währungsstabilität sowie eine stärkere Abstim- 
mung der Geldpolitik teilweise verwirklicht wurden. Allerdings 
erfolgte dies um den Preis einer Abkehr von einem Einsatz der Geld- 
Politik als Mittel einer aktiven Beschäftigungspolitik. 
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Bei näherer Betrachtung zeigen sich noch weitere Gründe, die die 
&abilisierungserfolge< des EWS relativieren. So ist der US-Dollar 
noch immer die wichtigste Währung der Welt, obwohl die USA mitt- 
lerweile ein erhebliches Handelsbilanzdefizit haben und eine Netto- 
schuldnernation geworden sind. Die Gründe liegen in der nach wie 
vor gegebenen politischen und militärischen Führungsrolle der USA 
sowie in der Tatsache, daß US-amerikanische Banken mit dem dorti- 
gen Geldmarkt als Basis die rasante Entwicklung des internationalen 
Kreditwesens dominieren. Die DM entwickelte sich mittlerweile zur 
zweitwichtigsten Anlage- und Reservewährung. Um den Außenwert 
der D M  zu stabilisieren und um Kapitalabflüsse zu verhindern, rea- 
giert die Bundesbank auf Veränderungen in der amerikanischen Zins- 
Politik mit dem Ziel, die Zinssatzdifferenz zwischen den USA und der 
Bundesrepublik klein zu halten. Steigende US-Zinsen haben also 
normalerweise steigende Zinsen in der Bundesrepublik zur Folge. Dies 
wiederum zwingt die übrigen EWS-Länder ebenfalls zu Zinsanhebun- 
gen. Die Präferenz der Bundesbank, den Außenwert der DM zu 
stabilisieren, geht wegen der Anhebung des Zinsniveaus und der meist 
eng gehaltenen Geldmengenausweitung zu Lasten einer nationalen 
und einer europäischen beschäftigungsorientierten Geldpolitik. 

Die übrigen EWS-Länder sind gezwungen, sich an die deutsche 
Zinstendenz anzupassen oder wegen der Hinnahme von Zinsdifferen- 
Zen der Gefahr von Kapitalabflüssen zu unterliegen. Letzteres hat ein 
Absinken des jeweiligen bilateralen Kurses im Verhältnis zur DM zur 
Folge und zwingt die Länder mit schwachen Währungen, den Leitkurs 
durch Verkauf der starken Währung, in diesem Fall der DM, zu 
halten. Damit ist ein Verlust von Devisenreserven verbunden, das 
schwächt die betroffene Zentralbank bei künftigen Interventionen. 
Die von den USA ausgehende Zinserhöhungswelle vom August 1988 
wurde über die Reaktion der Bundesbank gegen den ausdrücklichen 
Willen Frankreichs in das EWS transportiert. Auch wegen der im 
Verhältnis zur Bundesrepublik geringeren Wirtschaftskraft sind 
besonders Italien und Frankreich stets gezwungen, durch ein höheres 
Zinsniveau Kapitalabflüsse zu vermeiden und die Währungsparitäten 
zu halten. 

Dieser Mechanismus, der die Länder mit schwachen Währungen zu 
einer restriktiven Geldpolitik zwingt und somit den wachstumshem- 
menden Kurs der Bundesbank in ihren Ländern verschärft, führte über 
die letzten Jahre zu einem bedeutend schwächeren Wachstum derjeni- 
gen Länder innerhalb der EG, die am Wechselkursmechanismus teil- 
nehmen. So fiel das Wachstum der inländischen Nachfrage in den ain 
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Wechselkursmechanismus beteiligten Länder zwischen 1985 und 1988 
um 1 Prozentpunkt bis 3,25 Prozentpunkte niedriger aus als in den 
Staaten, die nicht an diesem Mechanismus beteiligt sind. 

Die Bundesbank ist durch das hohe Korbgewicht der DM im ECU 
und durch ihre enormen Devisenreserven in der Lage, bei den notwen- 
digen Anpassungen der Leitkurse die DM tendenziell unterbewertet 
zu halten. Dies ermöglicht den bundesdeutschen Exporteuren einen 
Wettbewerbsvorteil innerhalb der EWS-Zone und ist eine Ursache für 
den ständig steigenden Handelsbilanzüberschuß der Bundesrepublik. 

Entwicklungrmöglicbkeiten im E WS 

Innerhalb des EWS genießt nur die Bundesrepublik Deutschland 
relative geld- und währungspolitische Autonomie, während die übri- 
gen Länder ihre Geldpolitik weniger nach binnenwirtschaftlichen 
Erfordernissen gestalten können, als vielmehr nach währungspoli- 
tischen Vorgaben der Bundesrepublik ausrichten müssen. Ein Teil der 
Partnerländer nimmt dies stillschweigend hin, andere - wie vor, allem 
Frankreich und Italien - versuchen, durch Kapitalverkehrskontrollen 
noch ein wenig Spielraum zu behalten. Mit der Liberalisierung des 
Kapitalverkehrs innerhalb der EG werden diese Möglichkeiten jedoch 
bald nicht mehr vorhanden sein. 

Wegen der widersprüchlichen Interessen der Mitgliedsländer ist es 
nicht verwunderlich, daß an die Weiterentwicklung des EWS unter- 
schiedliche Erwartungen geknüpft werden. Dabei konzentriert sich 
die aktuelle Auseinandersetzung einerseits auf die Gründung einer 
Europäischen Zentralbank und die Weiterentwicklung des ECU, an- 
dererseits auf die weitere Liberalisierung des Kapitalverkehrs. 

Die Positionen der Bundesbank und der Bundesregierung sind liier- 
bei ebenso klar wie integrationshemmend. Sie setzen auf eine Fortfüh- 
rung der ,Stabilitätspolitik<, wie die Ausrichtung der Politik am 
Außenwert der DM publikumswirksam genannt wird, wobei die DM 
und die Geldpolitik der Bundesbank der Anker irn EWS bleiben 
müßten. Das vergleichsweise niedrige Wirtschaitswachstum der übri- 
gen EWS-Länder wird von Bundesbank und Bundesregierung auf 
deren stabilitätspolitische Inkonsequenz zurückgeführt. Die bereits 
beschlossene Deregulierung des Kapitalverkelirs, dessen vollständige 
Liberalisierung, ermöglicht der Bundesbank in noch größerem Maße, 
den anderen EWS-Staaten ihre Geldpolitik aufzuerlegen - zum Nut- 
zen der Anleger in der Bundesrepublik und zum Nutzen der bundes- 
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deutschen Exportindustrie - zu Lasten einer beschäftigungsorientier- 
ten Politik in der Bundesrepublik und in der EG sowie zu Lasten der 
politischen Autonomie. 

Erst wenn alle westeuropäischen Währungen so hart wie die DM 
seien, die Bundesbank also währungspolitisclie Konvergenz im EWS 
erzwungen hätte, wäre nach dieser Logik eine Europäische Zentral- 
bank möglich, die dann, ebenso wie die Bundesbank, über geldpoli- 
tische Autonomie verfügen und lediglich der Wahrung der Geldwert- 
Stabilität verpflichtet sein müßte. 

Diese Position der stärksten Wirtschaftsmacht in der EG ignoriert 
völlig die unterschiedlichen ökonomischen, sozialen und politisch- 
institutionellen Strukturen der einzelnen EWS-Länder. Um gegenüber 
Drittwährungen die Härte der DM zu erreichen, ist auf realwirtschaft- 
licher Ebene zumindest eine ausgeglichene Leistungsbilanz notwen- 
dig. Die von der Bundesbank aufgezwungene Politik ermöglicht 
jedoch genau dies nicht: Die DM bleibt tendenziell unterbewertet, so 
daß ein Außenhandelsausgleich innerhalb der EG unmöglich bleibt. 
Die Alternative für die anderen Länder wäre eine Drosselung der 
Importe durch Einkoinmensbegrenzung. Eine solche Mat3nahme träfe 
jedoch deren heiinische Wirtschaft stärker als die der Bundesrepublik. 
Allerdings hätte auch für diese ein Rückgang der Exporte in andere 
EWS-Staaten negative wirtschaftliche Folgen. Erst stabilisieren, dann 
in einer Europäischen Notenbank integrieren - diese bundesdeutsche 
Politik hat nicht die Stabilisierung der Partnerstaaten iin Auge, son- 
dern Ziel dieser Politik ist es, über eine Unterbewertung der DM 
steigende Marktanteile für bundesdeutsche Unternehmen zu sichern 
sowie die DM für ausländische Anleger attraktiv zu halten. Weiterhin 
zeigt sich mit dieser Wechselkurspolitik die einseitige Orientierung der 
Deutschen Bundesbank an der binnenländischen Inflationsbekämp- 
fung zu Lasten einer aktiven Beschäftigungspolitik. 

Demgegenüber erscheinen uns die hierzulande wenig diskutierten 
französischen und italienischen Vorschläge zur künftigen Koordinie- 
rung der Geld- und Währungspolitik tauglicher, weil sie von gegebe- 
nen ökononiischen Differenzen zwischen den hvlitgliedsländern aus- 
gehen und die Geldpolitik zu einem Instrument bescliäftigungsorien- 
tierter Wirtschaftspolitik machen wollen. Im Kern geht es darum, die 
Vormachtstellung der - von direkten wirtschaftspolitischen Vorgaben 
unabhängigen - Bundesbank und ihrer tendenziell wachstiinishem- 
menden Politik durch die Europäisierung geldpolitischer Entsclieidun- 
gen zu brechen. 
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Die Vorschläge reichen von der Erweiterung der Zuständigkeiten 
des EFWZ nach dem Delors-Plan bis zur Forderung des ehemaligen 
französischen Finanzministers Balladur im Frühjahr 1988 nach der 
Gründung einer Europäischen Zentralbank, die gegenüber den natio- 
nalen Zentralbanken weisungsbefugt, selbst jedoch nicht autonom, 
sondern den wirtschaftspolitischen Vorgaben einer demokratisch ent- 
scheidenden europäischen Institution unterworfen sein müsse. Der 
gleichen Tendenz folgt der Vorschlag des Padoa-Schioppa-Berichts 
von 1987, künftig die Geldmengenziele nicht mehr von nationalen 
Notenbanken, sondern durch den EG-Währungsausschuß festlegen 
zu lassen und die Durchführung der nationalen Geldpolitiken unter 
die Regie des EG-Gouverneursausschusses zu stellen. Auch wenn die 
einzelnen Pläne hinsichtlich ihrer Reichweite und Umsetzbarkeit im 
Detail diskutiert werden müssFn, zielen sie unseres Erachtens in die 
richtige Richtung. Erstens darf die Geldpolitik nicht unantastbarer 
>Besitzstand< der Zentralbank als vierter Gewalt im Staat sein, son- 
dern sie muß auf die Unterstützung einer ökologisch und sozial 
ausgerichteten Beschäftigungspolitik ausgelegt werden. Zweitens ist 
anstatt einer Deregulierung des europäischen Kapitalmarktes, dem 
damit verbundenen schwindenden Einflug nationaler Notenbanken 
- bei gleichzeitig wachsender Abhängigkeit von der Politik der Bun- 
desbank -, ein Regulierungsbedarf eben dieser Märkte sowie eine 
demokratisch kontrollierte Regulierung der Geld- und Währungs- 
politik notwendig. 

Über die politisch-institutionellen Reformbestrebungen hinaus be- 
steht die Vorstellung, den ECU zu einer Währungseinheit weiterzu- 
entwickeln. Auf ECU, der nicht als Währung existiert, sondern 
lediglich als Rechnungseinheit benutzt wird, werden in wachsendem 
Ausmaß öffentliche und mittlerweile auch private Anleihen ausgege- 
ben. Deren Bedeutung auf den Kapitalmärkten wächst ständig; sie 
bilden nach Dollar, DM und Yen die wichtigste Anleiheeinheit. Diese 
Entwicklung wird hauptsächlich von Franzosen und Italienern getra- 
gen, die als Nachfrager von ECU-Anlagen auftreten. Der Währungs- 
korb hat für sie zwei Vorteile: zum einen minimiert er das Wech- 
selkursrisiko, zum andern lassen sich durch die ECU-Verwendung die 
für die inländische Währung bestehenden Kapitalverkehrskontrollen 
umgehen. Der stärkeren Verwendung des ECU in anderen EWS- 
Ländern stehen jedoch zwei Hindernisse entgegen. Sie hat keinen 
eigenen Wert, vielmehr bestimmt sich dieser nach der Kursentwick- 
lung der in den Korb eingehenden Währungen. Sie ist somit eine 
synthetische Größe. Erst wenn mit einer europäischen Zentralbank 
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eine eigenständige EG-Währung eingeführt wird, können ECU wie 
andere Währungen gehandelt werden. 

Zu diesem Zweck sollten die Gold- und Devisenreserven der Zen- 
tralbanken in Höhe von 20%, die beim EFWZ hinterlegt sind, in 
dessen Besitz übergehen. Dies würde den Ansatz einer geldpolitischen 
Kontrolle darstellen, der es ermöglicht, in einem weiteren Schritt 
durch abgestimmte Währungsinterventionen zwischen den Zentral- 
banken schrittweise den Dollar als Interventionswährung und Zah- 
lungsmittel durch ECU zu ersetzen. Ziel einer gemeinsamen europäi- 
schen Strategie muß es ferner sein, westeuropäisches Kapital zur 
Finanzierung einer politisch abgestimmten Entwicklung der EG zu 
erhalten. Eine aui3erdem erforderliche stärkere Unabhängigkeit vom 
Dollar durch eine Stärkung des ECU bedarf bei den derzeitigen un- 
terschiedlichen Produktivitätsniveaus innerhalb der E G  einer bislang 
noch nicht erreichten geldpolitischen Abstimmung, um einen eigen- 
ständigen ECU gegenüber den Landeswährungen gleichmäßig stabil 
zu halten. Die Bundesbank wäre gezwungen, sich mit ihrer Geldpoli- 
tik der Integrationsstrategie innerhalb der EG anzupassen, die ihre 
bisherige politische Dominanzposition einschränkt. 

Die bundesdeutsche Geldpolitik ist bisher gegen eine europäische 
Integration gerichtet. Die kombinierte Regulierungs-/Deregulierungs- 
Politik ist allein auf Vorteilssicherung für die Bundesrepublik ausge- 
richtet gewesen. Regulierung durch den Wechselkursmechanismus des 
EWS, Deregulierung des Kapitalverkehrs, beide - scheinbar wider- 
sprüchlichen - Strategien nützen der Bundesrepublik einseitig. Im 
Sinne einer an ökologischen und sozialen Zielen ausgerichteten Inte- 
grationspolitik ist daher eine Einbindung der Bundesbank in ein von 
allen EG-Staaten demokratisch kontrolliertes System unumgänglich. 

6.fi.4 Sozialpolitik als Mauerblümchen? - Mobilisierung für  
soziale Grundrechte in der EG 

Gescha$sgrundlage der EG ohne sozialpolitische Dimension 

Die Sozialpolitik hat in der E G  niemals eine eigenständige Rolle 
’ gespielt, die mit der Bedeutung der Liberalisierung vergleichbar gewe- 
sen wäre. Dies ist der Fall, obwohl in Art.2 EWGVertr. eine .be- 
schleunigte Hebung der Lebenshaltung«, in Art. 3 Abs. 1 Bst. i »die 
Schaffung eines Europäischen Sozialfonds, um die Beschäftigungs- 
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möglichkeiten der Arbeitnehmer zu verbessern und zur Hebung ihrer 
Lebenshaltung beizutragen« vorgesehen sind, und obgleich mit den 
Artt. 117-122 ein ganzer Titel des EWG-Vertrages der Sozialpolitik 
gewidmet ist. In Art. 117 wird die Notwendigkeit bekräftigt, »auf eine 
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der Arbeitskräfte 
hinzuwirken und dadurch auf dem Wege des Fortschritts ihre Anglei- 
chung zu ermöglichen«. Dem Wortlaut des Vertrages nach gehören die 
soziale und sozialpolitische Dimension also zu den Zielvorstellunoen 
der Gemeinschaft. Dem gleichen Wortlaut nach sollte eigentlich eine 
Angleichung der sozialen Lage oder sozialpolitischer Bestimmungen 
in der EG durch ihre Verschlechterung und Nivellierung nach unten 
ausgeschlossen sein. Vielmehr sollte das jeweils höchste Niveau die 
Orientierung für die Angleichung abgeben. 

Daß die Sozialpolitik dennoch nicht über den Status einer Arabeske 
in der Gemeinschaftspolitik hinausgekommen ist, liegt an der konzcp- 
tionellen Geschäftsgrundlage der EG: Ihre Stoßrichtung zielt in erster 
Linie auf die Herstellung des Binnenmarktes. Durch diesen würden 
die in den Zielsetzungen genannten positiven Wirkungen auf  die 
soziale Lage der Menschen ausgehen. Zwar erklären die Mitgliedslan- 
der in Art. 117, Abs. 2, »daß sich eine solche Entwicklung sowohl aus 
dem eine Abstimmung der Sozialordnungen begünstigenden Wirken 
des gemeinsamen Marktes als auch aus den in diesem Vertrag vorge- 
sehenen Verfahren sowie aus der Angleichung ihrer Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften ergeben wird«. Faktisch aber liegt das kon- 
zeptionelle Schwergewicht eindeutig auf den erwarteten sozialpoliti- 
schen Wirkungen der Marktliberalisierung. Praktisch bedeutet das, 
daß eine gemeinschaftliche Sozialpolitik bislang im wesentlichen nicht 
stattgefunden hat. Dies spiegelt sich auch in der Bestimmung wider, 
daß die EG-Kommission »eine enge Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedsstaaten in sozialen Fragen zu fördern« habe (Art. 118 EWG- 
Vertr.), im übrigen aber bis zur Verabschiedung der EEA keine eige- 
nen sozialpolitischen Kompetenzen hatte - im Unterschied zu ihren 
ausgedehnten Kompetenzen zur Durchsetzung des Binnenmarktes. 

? 

Bescheidene Fortschritte und verpaJlte Chancen in der Wacbstums- 
phase 

Diese generelle Feststellung, daß die Sozialpolitik bislang keinen kon- 
zeptionellen oder praktischen Stellenwert in der EG hatte, ist an drei 
Punkten leicht zu relativieren: 
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Erstens gewinnen sozialpolitische Regelungen da an Bedeutung, wo 
es gilt, eine der >vier Freiheiten< des Binnenmarktes, nämlich die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer zu realisieren. In dieser Richtung ist 
in den 60er und 70er Jahren einiges geschehen. In diesem Zusammen- 
hang sind drei wesentliche sozialpolitische Grundsätze - Gleichbe- 
handlung, Aufrechterhaltung der erworbenen Ansprüche oder An- 
wartschaften beim Wechsel des Arbeitsplatzes in der EG, Möglichkeit 
des Exportes von Leistungen in andere EG-Länder - entwickelt wor- 
den. Auch sie sind jedoch noch nicht in vollem Umfang realisiert 
worden; vielmehr gibt es in allen Mitgliedsländern nach wie vor offene 
oder versteckte sozialpolitische Diskriminierungen von Personen aus 
anderen Mitgliedsländern. 

Zweitens stellen die Bestimmungen des Art. 119 EWGVertr. über 
»Gleiches Entgelt für Männer und Frauen« eine gewisse Ausnahme 
von der sonstigen sozialpolitischen Abstinenz der EG dar. Sie haben 
dazu geführt, daß in einigen Mitgliedsländern entsprechende gesetz- 
liche Vorschriften erlassen worden sind. Bekanntlich hat dies an der 
Einkommensdiskriminierung der Frauen jedoch nichts Wesentliches 
geändert. 

Drittens schien es Anfang der 70er Jahre für kurze Zeit so, als solle 
die Nachrangigkeit der sozialpolitischen Dimension in der Konzep- 
tion der Gemeinschaft überwunden werden: Angestoßen durch Initia- 
tiven Frankreichs und der Bundesrepublik kam es auf der Pariser 
Gipfelkonferenz von 1972 zu einem sozialpolitischen Aktionspro- 
gramm, in dem die prinzipielle Gleichrangigkeit der ökonomischen 
und sozialen Integration propagiert und eine eigenständige Sozialpoli- 
tik der Gemeinschaft gefordert wurde. Verspätete Resultate dieses 
Impulses sind die wenigen fortschrittlichen Richtlinien der EG im 
Bereich der Sozialpolitik: Die 1975 erlassene Richtlinie über Massen- 
entlassungen und die Richtlinie von 1977 über die Wahrung von An- 
sprüchen der Arbeitnehmer beim Übergang von Unternehmen oder 
Betrieben. 

Mit der drastischen Veränderung der ökonomischen Konstellatio- 
nen, dem Beginn der langanhaltenden Wachstumsschwäche und Mas- 
senarbeitslosigkeit in Westeuropa lösten sich derartige positive sozial- 
politische Anläufe der Gemeinschaft sehr schnell in Nichts auf. Die 
durch die Krise bewirkte Rückorientierung der Mitgliedsländer auf 
nationalstaatliche Politik schlug auch in vollem Umfang auf die - ja 
gerade erst im Entstehen begriffene - Sozialpolitik durch. 

Das hohe Wirtschaftswachstum bis Mitte der 70er Jahre hatte in den 
Mitgliedsländern - insbesondere in der Bundesrepublik und in Frank- 
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reich - zu erheblichen sozialpolitischen Fortschritten geführt. Die 
gleichen günstigen ökonomischen Grundprozesse hätten die Möglich- 
keit geboten, auch auf EG-Ebene ähnliche sozialpolitische Fortschritte 
durchzusetzen. Wegen der einseitig marktorientierten Konzeptioii 
von Rat und Kommission ist diese Chance nicht genutzt worden. 

Sozialpolitik als Sozialabbau, Deregulierung und Wettbewerb der 
Systeme 

Seit Mitte der 70er Jahre sind die Ökonomischen Ausgangsbedingun- 
gen für eine fortschrittliche Sozialpolitik sehr viel ungünstiger gewor- 
den. Das hat dazu geführt, daß Sozialpolitik auf nationaler Ebene im 
wesentlichen als Sozialabbaupolitik und auf gemeinschaftlicher Ebene 
nun gar nicht mehr stattfindet. Gerade die verschlechterten ökonomi- 
schen Bedingungen - insbesondere Massenarbeitslosigkeit und die da- 
mit einhergehende drastisch gestiegene Armut - machen jedoch ein 
Festhalten an den erreichten sozialpolitischen Standards bzw. - wo 
solche nicht vorhanden oder unzuniutbar niedrig sind - ihre Etablie- 
rung oder Verbesserung dringend erforderlich. Solche notwendigen 
Standards beziehen sich z. B. auf 
- eine materielle Mindestsicherung bei Arbeitslosigkeit und Armut; 
- den Schutz des Normalarbeitsverhältnisses in bezug auf Einstel- 
lungs- und Entlassungsbedingungen, Arbeitszeit, Arbeitsbedingungen 
und Entlohnung U. a. m.; 
- das Recht der, Koalitionsfreiheit und der gewerkschaftlichen Betäti- 
gung in Betrieb, unternehmen und - grenzüberschreitendem - Kon- 
zern. 

Die Tendenz der Politik ist jedoch genau entgegengesetzt: Den 
Druck der Massenarbeitslosigkeit nutzen Unternehmer und konser- 
vative Regierungen dazu, das Normalarbeitsverhältnis auszuhöhlen 
(wie etwa durch das sog. Beschäftigungsförderungsgesetz von 1985 in 
der Bundesrepublik Deutschland), soziale Leistungen zu kürzen (das 
Arbeitslosengeld, die Gesundheitsversorgung) und die Gewerkschaf- 
ten zu schwächen (die streikerschwerende Novellierung des $116 
AFG, die Veränderung des Betriebsverfassungsgesetzes). 

Die bevorstehende Vollendung des europäischen Binnenmarktes 
bietet den konservativen Kräften willkommenen Anlag, diese Tendenz 
in Richtung auf Sozialabbau und Entdemokratisierung zu verstärken. 
Mit Hinweis auf den zu erwartenden härteren Wettbewerb im liberali- 
sierten europäischen Binnenmarkt wird lohn-, sozial- und gewerk- 
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schaftspolitische Zurückhaltung gefordert. Andernfalls seien die 
Unternehmen in den Ländern mit den höchsten Löhnen und Soziallei- 
stungen sowie den weitestgehenden Mitbestimmungsrechten nicht 
wettbewerbsfähig. Sie würden zusammenbrechen oder ihre Produk- 
tion in EG-Länder mit geringeren Sozial- und/oder Demokratiestan- 
dards verlagern - in beiden Fällen seien die gegenwärtigen Arbeits- 
plätze nicht zu halten. Die Aussicht auf das >soziale Dumping< anderer 
EG-Länder wird instrumentalisiert, um die ArbeitnehmerInnen in den 
sozialpolitisch fortgeschritteneren Ländern unter Druck zu setzen. 

Von einer möglichen - und dringend erforderlichen - Einführung 
sozialpolitischer Mindeststandards auf EG-Ebene ist gegenwärtig 
zwar gelegentlich in Appellen und Berichten, praktisch aber nicht die 
Rede. Statt dessen favorisieren die Regierungen der Mitgliedsländer 
-in deren Kompetenz die Sozialpolitik nach wie vor fällt - ein 
Konzept, das einerseits auf eine weitgehende nationale Deregulierung 
(sprich auf Sozialabbau), zum anderen auf einen Wettbewerb der noch 
verbleibenden sozialen Regelungen und Standards hinausläuft - letzte- 
res mit der Tendenz einer weiteren Demontage der ohnehin schon 
erheblich eingeschränkten Systeme der sozialen Sicherung. 

Neue Impulse für die soziale Dimension? 

In jüngster Zeit ist diese Haupttendenz der sozialpolitischen Absti- 
nenz bzw. Demontage jedoch auf Widerspruch gestoßen. Dieser geht 
einerseits vom Europäischen Gewerkschaftsbund aus, ist aber anderer- 
seits auch von der Kommission aufgegriffen worden. Bekanntlich 
stand der ,Sozialraum Europa< im Mittelpunkt der Hannoveraner 
Ratstagung im Sommer vergangenen Jahres unter bundesdeutscher 
Präsidentschaft. 

Auf ein zumindest potentiell größeres Gewicht der Sozialpolitik in 
der EG weisen auch die 1986 in den EWG-Vertrag neu eingefügten 
Artt. 118 a und 118 b hin: Letzterer hat die Förderung des Dialogs 
zwischen den Sozialpartnern durch die Kommission zum Inhalt und 
dürfte kaum wesentliche neue Perspektiven öffnen. Mit dem Art. 118 a 
erklärt sich die Kommission jedoch in gewissem Maße zuständig da- 
für, die »Verbesserung insbesondere der Arbeitsumwelt zu fördern, 
um die Sicherheit und die Gesundheit der Arbeitnehmer zu schützen«. 
Zwar soll dieses Ziel von den einzelnen Mitgliedsstaaten durch 
»Harmonisierung der in diesem Bereich bestehenden Bedingungen bei 
gleichzeitigem Fortschritt« verfolgt werden. Der Kommission kommt 
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dabei jedoch insofern eine vorwärtstreibende Rolle zu, als sie hierzu 
durch Richtlinien Mindestvorschriften erlassen kann. 

Im September 1988 legte eine Arbeitsgruppe der EG-Kommission 
unter Leitung ihres Vizepräsidenten Marin einen Bericht über )Die 
soziale Dimension des Binnenmarktes vor. Die Studie, auf der dieser 
Bericht basiert, teilt zwar im großen und ganzen die positive Einschät- 
zung des Binnenmarktes für die wirtschaftliche Entwicklung und die 
Beschäftigung in der EG. Sie macht jedoch auf einige erhebliche 
sozialpolitische Probleme aufmerksam, die teils mit seiner Verwirk- 
lichung - durch die ungleiche Verteilung von Integrationsgewinnen 
und -Verlusten - verbunden seien, teils aufgrund der Beschäftigungs- 
krise entstünden. Angesichts dieser Probleme sei die Konzeption einer 
vollständigen Harmonisierung sozialpolitischer Standards in der EG 
zwar nicht realisierbar, der aktuell vorherrschende Deregulierungsan- 
Satz bringe aber auch unakzeptable sozialpolitische Risiken und Kon- 
sequenzen mit sich. 

Die Schlußfolgerungen und Forderungen, die der Marin-Bericht aus 
seinen Untersuchungen ableitet, sind teils vage, teils sehr bescheiden, 
zeigen aber doch, daß die sozialpolitische Dimension der EG mittler- 
weile stärker als früher ins Bewußtsein der Öffentlichkeit und auch der 
Akteure auf europäischer Ebene gerückt ist. Sie laufen daraus hinaus 
- erstens neue Anläufe für die Harmonisierung sozialpolitischer 

oder sozialpolitisch relevanter Rechtsvorschriften zu unternehmen, 
insbesondere in Bereichen, »in denen eine Harmonisierung Arbeitneh- 
mern und Arbeitgebern ein Plus bringt«; 
- zweitens den Dialog der Sozialpartner auf europäischer Ebene ZU 

vertiefen und hierfür durch die Kommission bessere Voraussetzungen 
zu schaffen; 
- drittens den früher schon einmal diskutierten Gedanken eines 

>Kodex sozialer Mindestvorschriften< als Ausgangsbasis für die euro- 
päischen Arbeitsbeziehungen wieder aufzugreifen. 

Die neuen sozialpolitischen Bestimmungen der EEA werden aber - 
angesichts der konservativen Optionen der Mitgliedsländer und der 
insgesamt doch ganz einseitig liberalisierungsfixierten Brüsseler 
Behörden - ebensowenig realisiert werden wie die bescheidenen An- 
sätze des Marin-Berichtes, wenn sie nicht von einer politischen Bewe- 
gung aufgegriffen, zugespitzt und gegen den Widerstand von Unter- 
nehmern, konservativen Regierungen und der EG-Technokratie 
durchgesetzt werden. 

Grundvoraussetzung hierfür ist - wie bei der Durchsetzung fort- 
schrittlicher Beschäftigungs- und Regionalpolitik - zunächst eine 
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starke nationale Bewegung für eine problemangemessene Sozialpolitik 
in den Mitgliedsländern, die Druck auf ihre Regierungen ausübt. 
Darüber hinaus kann und sollte das Europäische Parlament das Gebiet 
der Sozialpolitik zu einem Schwerpunkt seiner Arbeit machen und 
insofern ein Korrektiv gegenüber dem Marktöffnungsfetischismus der 
Kommission bilden. 

Von entscheidender Bedeutung aber wird es sein, ob und in wel- 
chem Maße sich die Gewerkschaften der Mitgliedsländer und der EGB 
in die Diskussion um die soziale Dimension der EG einschalten, 
präzise Forderungen entwickeln und zu ihrer Verwirklichung nicht 
nur auf den >sozialen Dialog<, sondern auch und vor allem auf die 
Mobilisierung derer setzen, die diese soziale Dimension in besonde- 
rem Maße angeht. 

Die gewerkschaftliche Diskussion und Aktivität über die Bedeutung 
des Binnenmarktes für die ArbeitnehmerInnen hat sich - nicht zuletzt 
ausgelöst durch die Binnenmarkt-Euphorie von Unternehmern und 
Regierungen - im vergangenen Jahr deutlich belebt. Das ist nicht nur 
auf nationaler Ebene so. Auch der EGB ist 1988 sehr aktiv gewesen: 
- Sein Exekutivausschuß hat im Februar 1988 ein ,Europäisches 

Sozialprogramm< verabschiedet, das einen umfangreichen Katalog 
sozialpolitischer Forderungen enthält, die durch Richtlinien zu zwin- 
gendem Gemeinschaftsrecht gemacht werden sollen. 
- Auf dem 6. EGB-Kongreß vom 6.-13. Mai 1988 in Stockholm hat 

er in sechs strategischen Entschließungen seine Forderungen für eine 
aktive Beschäftigungspolitik, für eine auf Gerechtigkeit und Sicherheit 
ausgerichtete Sozialpolitik und für eine »Demokratisierung in Wirt- 
schaft und Gesellschaft durch die Ausweitung der Rechte der Arbeit- 
nehmer« bekräftigt. 
- Schließlich hat der Exekutivausschuß am 1./2.12.1988 den Ent- 

wurf für eine ,EG-Charta für soziale Grundrechte< verabschiedet. 
Darin wird gefordert, die von der U N O ,  der Internationalen Arbeits- 
Organisation (IAO) und die in der Sozialcharta des Europarates nieder- 
gelegten sozialen Grundrechte zum Gegenstand formeller Verpflich- 
tungen der Mitglieder zu machen. Auf diesem allgemeinen ,Sozialsok- 
kel( sollen dann weitere EG-spezifische soziale Bestimmungen auf- 
bauen, die mit dem Binnenmarkt zusammenhängen. 

Obgleich zwischen der Verabschiedung derartiger Forderungen und 
ihrer Um- und Durchsetzung ein weiter Weg ist, hat sich die soziale 
Dimension der E G  als Problem in der politischen Diskussion festge- 
setzt. Dieses Problem sollte von den linken und fortschrittlichen 
Kräften zu einem der drei Hauptschwerpunkte - neben der Friedens- 
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und der ökologischen Dimension - der Europadiskussion gemacht 
werden, dessen Lösung entschiedenen Vorrang gegenüber. der Herstel- 
lung des Binnenmarktes haben muß. 

6.5.5 Naturschutz nur für den Binnenmmkt? -Für eine Demo- 
krdtisierung der Umweltpolitik 

Noch weniger als die sozialpolitische paßt die ökologische Dimen- 
sion - im Sinne eines umfassenden Schutzes von Natur und Umwelt - 
in das ursprüngliche und in seiner Einseitigkeit durch das Binnen- 
markt-Projekt noch akzentuierte Konzept der westeuropäischen Inte- 
gration. Im EWG-Vertrag taucht sie weder dem Worte noch dem 
Sinne nach auf. Zwar wurde 1972 - als auch die Aufwertung der So- 
zialpolitik in der EG erfolgte - die Umweltpolitik zur Aufgabe der 
Gemeinschaft erklärt und eine Generaldirektion für Umweltfragen bei 
der Kommission eingerichtet. Die Kommission hat seitdem vier um- 
weltpolitische Aktionsprogramme verabschiedet - das 4. läuft von 
1987 bis 1992 - und insgesamt bis 1987 etwa 80 umweltpolitisch 
relevante Richtlinien erlassen. 1986 schließlich ist durch die EEA ein 
eigenes umweltpolitisches Kapitel in den EWG-Vertrag eingefügt 
worden (Artt. 130 r-130 t). 

Daß dennoch trotz dieser Aufwertung des Umweltschutzes in den 
Erklärungen und Tätigkeiten der Kommission und im Gesetzestext 
nicht in einer angemessenen Weise an dieses Problem herangegangen 
wird, kommt vor allem in zweierlei zum Ausdruck: 
- Zum einen bleiben die meisten Richtlinien der Kommission - bei 

denen es sich in den meisten Fällen um die Festsetzung von Grenzwer- 
ten für die Umweltverschmutzung handelt - weit hinter den Anforde- 
rungen zurück, die sich aus der dramatischen Verschlechterung der 
Umweltsituation in Europa ergeben. Dies kontrastiert mit den Fest- 
stellungen der Kommission im 4. umweitpolitischen Aktionspro- 
gramm, daß diese Verschlechterung weiter voranschreite. 
- Zum anderen findet in zunehmendem Maße eine einseitige 

Schwerpunktverlagerung des Umweltschutzes in Richtung auf reinen 
Produktbezug (im Unterschied zum Produktionsbezug) statt. Dies ist 
dadurch zu erklären, daß unterschiedliche Umweltschutzvorschriften 
für ansonsten gleiche Produkte - wie z. B. Abgaswerte für Autos - in 
verschiedenen Ländern in der Wahrnehmung der Kommission vor 
allem Handelshemmnisse darstellen und somit der vollen Binnen- 
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marktintegration im Wege stehen. Unterschiedliche Grenzwerte für 
giftige Stoffe in Produkten - vom völligen Verbot bis zur völligen Frei- 
heit - behindern den zwischenstaatlichen Handel mit diesen Produk- 
ten und sollten daher nach Auffassung der Kommission harmonisiert 
oder zumindest soweit angenähert werden, daß sie als gleichwertig 
angesehen werden können. Demgegenüber behindern Produktions- 
verfahren, die die Luft verpesten, den Boden verseuchen und die 
Gewässer vergiften den zwischenstaatlichen Handel mit Gütern und 
Dienstleistungen nicht und geraten der Kommission zunehmend aus 
dem Blick. 

Die Harmonisierung von solchen Umweltvorschriften, die für den 
EG-Binnenmarkt erforderlich sind, hat sich bereits in der Vergangen- 
heit als außerordentlich schwierig erwiesen. Dies lag nicht nur an der 
Komplexität der Materie, sondern vor allem daran, daß die Interessen- 
lagen der Mitgliedsländer außerordentlich unterschiedlich waren. Die 
Umweltprobleme stellen sich in den einzelnen Ländern sehr unter- 
schiedlich; Umweltpolitik wurde bislang ausschließlich und wird auch 
in Zukunft zum weitaus überwiegenden Teil von den nationalen 
Regierungen betrieben. In einigen Ländern, vor allem Dänemark, den 
Niederlanden und der Bundesrepublik, ist unter dem Druck der 
Probleme (Nordseeverschmutzung, Waldsterben) und der Umweltbe- 
wegungen ein vergleichsweise weitreichender - wenn auch noch 
iminer weit hinter den Anforderungen zurückbleibender - Umwelt- 
schutz gesetzlich und institutionell verankert. Bundesregierung und 
Unternehmer versuchen mit dem Hinweis auf den niedrigeren EG- 
Durchschnittsstandard einen weiteren Ausbau zu be- oder zu verhin- 
dern. Sie arbeiten auf eine Nivellierung nach unten hin. Der Druck in 
Richtung auf eine solche Nivellierung wird ohne Zweifel auch dann 
zunehmen, wenn 1992 die Frage ansteht, ob die bis dahin nicht 
harmonisierten nationalen Regelungen im Bereich der Umwelt als 
gleichwertig anerkannt werden sollen, wie es nach Art. 100 b durch 
eine Feststellung des Rates möglich werden soll. 

Daß Umweltpolitik nicht auf die EG verlagert worden ist und dies 
auch in Zukunft nicht geschehen wird, braucht nicht bedauert zu 
werden. Denn dort dominiert die Binnenmarktorientierung, die den 
Umweltschutz ebenso wie die Sozialpolitik hauptsächlich als lästige 
Randbedingung ihrer eigentlichen Aufgabe, der vollen Liberalisierung 
des Güter-, Dienstleistungs-, Kapital- und Personenverkehrs, betrach- 
tet und unter diesem Gesichtspunkt >gestaltet<. Dieser nachrangigen 
Behandlung muß auf der Ebene der Mitgliedsländer durch politischen 
Druck für eine umfassende Umweltpolitik begegnet werden, die nicht 
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nur auf die Herstellung unschädlicher Produkte, sondern auch auf die 
Umstellung der Produktionsmethoden selbst ausgerichtet sein muß. 
Dabei spielen Demokratisierung der Entscheidungs- und weitgehende 
Dezentralisierung - Kommunalisierung und Regionalisierung - der 
Produktionsstrukturen eine wesentliche Rolle. Der Einstieg in den 
ökologischen Umbau der Wirtschaft wird sicher nicht auf der EG-, 
sondern nur auf nationaler und regionaler Ebene zu schaffen sein. 

Dennoch kann eine demokratische Umweltpolitik sich nicht auf die- 
sen Rahmen beschränken und darauf verzichten, auf europäischer 
Ebene aktiv zu werden. Dies aus drei Gründen: 
- Erstens hat ein großer Teil der Umweltprobleme mittlerweile 

einen internationalen Charakter angenommen und kann auf nationaler 
Ebene nicht mehr reguliert werden (wie z. B. die Verschmutzung der 
Luft, der Flüsse und Meere, die Gefahren, die von der Kernenergie 
und der Gentechnologie ausgehen). Hier müssen auf jeden Fall inter- 
nationale Regelungen gefunden werden, auch wenn diese bislang fast 
immer weit hinter den objektiven Erfordernissen zurückgeblieben 
sind. Für solche Regelungen bietet sich aber die europäische Ebene an. 
- Zweitens können auch Mindestregelungen, die weit hinter den 

Standards der fortgeschritteneren Länder zurückbleiben und insofern 
für diese Länder keine Fortschritte bedeuten, insgesamt positive Wir- 
kungen mit sich bringen. Denn für die weniger fortgeschrittenen oder 
rückschrittlichsten Länder führen sie - wenn die entsprechenden 
Richtlinien durchgesetzt sind - in der Tat zu materiellen Verbesserun- 
gen des Umweltschutzes. Darüber hinaus wird hierdurch die ökologi- 
sche Diskussion auch auf EG-Ebene erhalten, was es den fortgeschrit- 
teneren Ländern erleichtern kann, neue Initiativen zur Anhebung der 
Mindestnormen zu starten und so eine umweltpolitische Dynamik auf 
europäischer Ebene zu entfalten. Die Möglichkeit, daß Mitgliedslän- 
der von der Mindestnorm nach oben abweichen, ist in Art. 130t 
EWGVertr. ausdrücklich enthalten. Sie kann auch gegen die Kommis- 
sion durchgesetzt werden, wie der Pfandflaschen-Fall vom vergange- 
nen Herbst zeigt: Die Kommission hatte die dänische Regierung 
wegen deren Bestimmung verklagt, daß Bier in Dänemark nur in 
Pfandflaschen verkauft werden dürfe. Während die Kommission 
hierin eine vertragswidrige Behinderung des freien Warenverkehrs sah, 
entschied der Europäische Gerichtshof zugunsten Dänemarks mit der 
Begründung, dai3 die Belange des Umweltschutzes - dem in Art. 100 a 
EWGVertr. ein ,hohes Schutzniveauc zuerkannt wird - in diesem Falle 
Vorrang vor denen des freien Warenverkehrs haben müßten. Dieses 
Urteil ist von einiger Bedeutung und könnte eine positive Weichenstel- 
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lung im europäischen Umweltschutz bedeuten. Wenn die hierin zum 
Ausdruck kommende Tendenz beibehalten und in der weiteren Recht- 
sprechung gefestigt wird, wird damit der bisher überwältigende Vor- 
rang der Marktöffnung vor allen anderen gesellschaftlichen Zielen 
erheblich relativiert. 
- Drittens besteht die Gefahr, daß eine energische nationale und 

regionale Umweltpolitik ohne entsprechende Gegenmaßnahmen in 
zunehmenden Maße von der europäischen Ebene aus torpediert und 
behindert wird. Auf dieser Ebene sind nicht nur die behördlichen 
Interessen sehr viel einseitiger auf den Binnenmarkt fixiert; auch die 
Unternehmen verfügen dort über umfangreiche und effiziente Appa- 
rate der Einflußnahme, die gegen umfassende Umweltinitiativen ge- 
nutzt werden. Es ist dringlich, diesen industriellen Lobbyismus in 
Brüssel, dem keine annähernd vergleichbare Lobby der Umwelt- 
schutzverbände gegenübersteht, energisch einzuschränken. Dies 
könnte zum einen durch stärkere Präsenz der Ökologiebewegung in 
Brüssel, zum anderen aber auch - und vor allem - dadurch geschehen, 
daß das Europäische Parlament sich dieses bisher auf EG-Ebene 
unzureichend und falsch behandelten Problemfeldes verstärkt an- 
nimmt. Damit hieraus eine wirksame Einflußnahme und Steuerung 
entstehen kann, ist freilich die Erweiterung der Kompetenzen des EP - 
und damit die Demokratisierung der EG - erforderlich. 

6.5.6 Kein Anlaß zur Bescheidenheit - Spielräume nationaler 
Tarifpolitik im Binnenmarkt 

Die Perspektive des europäischen Binnenmarktes stellt sich für die 
ArbeitnehmerInnen auch dann als durchaus problematisch dar, wenn 
man die versprochenen - und angesichts der über 15 Millionen Ar- 
beitslosen in der EG immer noch sehr bescheidenen - Arbeitsplatzge- 
winne nicht in Zweifel zieht. (Daß derartige Zweifel allerdings mehr 
als gerechtfertigt sind, haben wir in der Kritik am Cecchini-Bericht - 
vgl. Abschnitt 6.3 - gezeigt.) Denn die Unternehmerverbände und die 
Bundesregierung behaupten nun unentwegt, daß die verheißenen Inte- 
grationsfortschritte nur um den Preis tarifpolitischer Rückschritte zu 
haben seien: 

Erstens lasse es die durch den Fortfall noch bestehender innerge- 
meinschaftlicher Handelshemmnisse zu erwartende Verschärfung der 
Konkurrenz nicht mehr zu, Produktivitätsfortschritte in Form von 
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Lohnerhöhungen an die Arbeitnehmer weiterzugeben. Zweitens seien 
weitere Arbeitszeitverkürzungen angesichts längerer Arbeitszeiten im 
Ausland nicht zu verantworten. Drittens müsse der Umfang der so- 
zialen Sicherung (die ,Lohnnebenkosten<) zurückgeschnitten werden, 
weil sonst die Unternehmen wegen der Arbeitskosten nicht mehr 
wettbewerbsfähig seien. Die - von uns bereits kritisierte - Behauptung 
des Cecchini-Berichtes, daß die Preise konkurrenzbedingt auf das I 
jeweilig niedrigste Niveau in der Gemeinschaft fielen, wird so als 
vermeintliches Sachzwangargument an die Gewerkschaften weiterge- 
reicht und soll sie zur tarifpolitischen Zurückhaltung veranlassen. 

Im folgenden ist daher der Frage nachzugehen, ob unter den Bedin- 
gungen des europäischen Binnenmarktes eine autonome und offensive 
nationale Tarifpolitik der Gewerkschaften in der Bundesrepublik 
unter ökonomischen Gesichtspunkten möglich, gerechtfertigt und 
sinnvoll ist. Unter autonomer und offensiver Tarifpolitik wird der 
gewerkschaftliche Einsatz für solche tarifliche Regelungen verstanden, 
die über in anderen Ländern geltende schlechtere Bestimmungen 
hinausgehen bzw. im nationalen Rahmen bereits vorhandene günsti- 
gere Regelungen festhalten, durchsetzen oder verbessern sollen. 

Der von Unternehmern behauptete Zusammenhang zwischen Ko- 
sten, Preisen und Wettbewerbsfähigkeit im Außenhandel muß kritisch 
hinterfragt werden. In die Herstellungskosten von Waren gehen 
Lohnkosten, Sachkapital- und Materialkosten ein. Da es sich bei dem 
von den Betrieben eingesetzten Vormaterial seinerseits um unter Ein- 
satz von Arbeitskräften hergestellte Güter handelt, wird im folgenden 
davon abgesehen und nur auf die Personal- und Sachkapitalkosten 
eingegangen. Die entwickelten Argumente gelten auch für die soziale 
Sicherung, insofern sie finanzierungsseitig als >Lohnkosten< in die 
Arbeitskosten eingehen. 

Kein Spielraum für höhere Löhne und Gehälter? 

In der Vergangenheit haben vor allem die Personalkosten und deren 
Entwicklung als ausschlaggebend für die (internationale) Wettbe- 
werbsfähigkeit der Unternehmen gegolten. Die Bundesrepublik 
gehört, auch wenn brauchbare Vergleiche aufgrund von Wechsel- 
kursveränderungen problematisch sind, international zu den Hoch- 
lohnländern. Daran ändert auch der in der ersten Hälfte der 8Oer Jahre 
erfolgte Reallohnabbau nichts. Insbesondere die neuen EG-Mitglieds- 
länder Portugal, Spanien und Griechenland weisen erheblich geringere 
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Arbeitskosten auf. Die vergleichsweise hohen Löhne in der Bundes- 
republik gehen aber - entgegen der herrschenden Lehrmeinung, daß 
hohe Löhne die Außenhandelsposition gefährden - seit Jahrzehnten 
mit Handelsbilanzüberschüssen einher. Sie haben zur Aufwertung der 
DM sowie zu einer Verstärkung protektionistischer Tendenzen, vor 
allem in den USA, beigetragen. Die Aufwertung der DM Ende der 
70er Jahre und seit Mitte 1985 hat die deutschen Exporte weitaus 
stärker als Lohnerhöhungen, Arbeitszeitverkürzungen oder die jetzt 
noch im grenzüberschreitenden Warenverkehr anfallenden Kosten 
verteuert. Wenn sich die Erwartungen der deutschen Industrie an 
einen europäischen Binnenmarkt nach 1992 erfüllen und der Export 
weiter zunimmt, dann muß damit gerechnet werden, da13 sich der 
Aufwertungsdruck auf die DM verstärkt und die ursprüngliche 
Kostensenkung infolge des Fortfalls der Grenzformalitäten usw. 
durch eine Aufwertung der DM (zumindest teilweise) wieder kompen- 
siert wird. 

Daß - im Widerspruch zur Argumentation der Unternehmer - hohe 
Löhne und Gehälter mit Außenhandelsüberschüssen in Rekordhöhe 
verbunden sind, erklärt sich aus der Entwicklung der Lohnstück- 
kosten, also des Verhältnisses von Löhnen und Gehältern zum 
Umfang der produzierten Güter und Dienstleistungen. Im Vergleich 
mit anderen Industrieländern weist die Bundesrepublik eine nur 
geringe Zunahme der Lohnstückkosten auf. In der Mehrzahl der 
Konkurrenzländer stiegen und steigen die Lohnstückkosten stärker. 
Die Lohnerhöhungen in der Bundesrepublik haben somit weniger als 
in anderen Ländern die Lohnstückkosten erhöht, da die Produktivität 
stieg. Ihr geringes Ausmaß hat statt dessen zu einer Verbesserung der 
Gewinne und/oder Erhöhung der Exportüberschüsse und damit indi- 
rekt zu einer Aufwertung beigetragen. Weder ist eine solche Gewinn- 
Steigerung gerechtfertigt noch ein hoher und weiter wachsender 
Außenhandelsüberschuß gesamtwirtschaftlich sinnvoll. Als Alterna- 
tive hierzu sollten die auf der Kostenseite bestehenden tarif- und 
sozialpolitischen Spielräume genutzt werden; die preisliche internatio- 
nale Wettbewerbsfähigkeit würde hierdurch nicht beeinträchtigt. 

Arbeitszeitverkürzungen weiter rzotwendig 

Neben den Personalkosten gilt der Senkung der Fix- und Lagerkosten 
eine erhöhte Aufmerksamkeit. Hintergrund für die gewachsene Be- 
achtung der Fixkosten ist der verstärkte Einsatz von Sachkapital in der 
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Produktion. Die Kapitalintensivierung hat auf der einen Seite zu einer 
Verringerung des Personalkostenanteils in der Produktion und durch 
die damit verbundene Steigerung der Arbeitsproduktivität zu einer nur 
langsamen Zunahme der Lohnstückkosten geführt. Allerdings ist auf 
der anderen Seite jedoch ein erhöhter Amortisationsbedarf entstanden. 
Grundsätzlich wird das eingesetzte Kapital über den Verkauf der 
damit hergestellten Waren erwirtschaftet. Vor dem Hintergrund der 
rasanten technischen Entwicklung, die das Anlagekapital einem hohen 
,moralischen Verschleiß< unterwirft, ist es nicht gleichgültig, innerhalb 
welchen Zeitraums die geplanten Stückzahlen produziert werden: Je 
schneller sie hergestellt werden können, desto eher fließt das in 
Sachinvestitionen gebundene Kapital zurück und steht für neue Ver- 
wendungen zur Verfügung. Dies ist am ehesten gewährleistet, wenn 
die Anlagen rund um die Uhr sowie auch an Wochenenden laufen und 
hat zur Forderung der Arbeitgeber nach einer Entkoppelung von 
Arbeitszeit und Betriebszeit geführt: Die Flexibilisierung der Arbeits- 
zeit soll dieses Kostensenkungspotential ausschöpfen helfen. 

Herstellungskosten und Preis spielen für die Wettbewerbsfähigkeit 
eine um so größere Rolle, je standardisierter und ähnlicher die Güter 
und je geringer die zur Herstellung erforderlichen Qualifikationen 
sind. Kostensenkungen können durch eine Ausweitung der Betriebs- 
zeiten vor allem in denjenigen Betrieben realisiert werden, die eine 
hohe Kapitalintensität aufweisen. Für Wettbewerbsnachteile der Bun- 
desrepublik gibt es jedoch auch in dieser Hinsicht keine Belege. Sie 
bestünden nur dann, wenn die Kapitalintensität in der Bundesrepublik 
im internationalen Vergleich tatsächlich höher wäre. Diesbezügliche 
Vergleiche liegen jedoch nicht vor und dürften angesichts der Daten- 
Probleme kaum zweifelsfrei zu erstellen sein. Eine auf die angeblich 
höhere Kapitalintensität gestützte Forderung nach einer stärkeren 
Entkoppelung von Arbeits- und Betriebszeit steht also argumentativ 
auf tönernen Füßen. 

Problematisch sind auch Aussagen über den Homogenitätsgrad der 
international gehandelten Produkte. Empirisch zeigt sich, daß die 
Warenströme zwischen den Industrieländern in der Vergangenheit 
immer ähnlicher geworden sind. Allerdings beruht diese Entwicklung 
auf der Grundlage zum Teil recht weit abgegrenzter Gütergruppen, 
durch die eine Spezialisierung innerhalb der jeweiligen Produktgrup- 
pen nicht erfaßt wird. Beispielsweise sind Öltanker und Kanus zwar 
Wasserfahrzeuge, ohne daß zwischen ihnen eine ökonomische Kon- 
kurrenzbeziehung besteht. Auf vielen statistisch zu Branchen zusam- 
mengefaßten Einzelmärkten gibt es aber >monopolistische Preisset- 
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zungsspielräume<, die auch mit der Vollendung des Binnenmarktes 
nicht verschwinden werden. Angesichts dieser Tatsache und der damit 
in der Regel verbundenen hohen Gewinne verliert die Behauptung an 
Zugkraft, daß tarifvertragliche oder gesetzliche Arbeitszeitregelungen 
im Ausland eine Entkoppelung von Arbeitszeit und Betriebszeiten 
und eine größere Flexibilität der Arbeit erforderten. 

Im Rahmen seiner Strukturberichterstattung 1987 hat das Ifo-Insti- 
tut die Preis- und Nachfrageelastizität der bundesdeutschen Exporte 
zu schätzen versucht. Danach weist der Export mit rund 0,s eine ge- 
ringe Preiselastizität auf. D. h. bei einer einprozentigen Preissenkung 
steigt der Export der Menge nach um lediglich ein halbes Prozent. Der 
gleichen Untersuchung zufolge ist die Nachfrageelastizität der Exporte 
dagegen mit 2,O anzusetzen. D. h. bei einer Zunahme der gesamtwirt- 
schaftlichen Nachfrage im Ausland um 1 % - gemessen am Wachstum 
des Bruttosozialproduktes - steigt der Export aus der Bundesrepublik 
um 2 %. Der bundesdeutsche Export hängt somit vor allem von 
Konjunktur und Wachstum im Ausland ab. Diese Abhängigkeit hat 
ihre wesentliche Ursache in seinem hohen Investitionsgüteranteil. Der 
dämpfende Einflug einer schwachen internationalen Konjunktur auf 
den bundesdeutschen Export ist durch eine Preissenkung nicht wett- 
zumachen. Im Gegenteil würden in diesem Fall die Exporterlöse 
(Ausfuhrmenge x Preis) insgesamt zurückgehen. Dies war beispiels- 
weise Anfang der 80er Jahre der Fall, als die DM abwertete und 
gleichwohl die Exporte nur schwach zunahmen. Unter den gegebenen 
Bedingungen ist eine Orientierung auf einen verstärkten Preiswettbe- 
werb für die Bundesrepublik keine erfolgversprechende Strategie. Ein 
Blick in die Statistik der Ausfuhrpreise zeigt, daß die Hauptexport- 
branchen - deren Vertreter diesen Weg in der Öffentlichkeit zwar als 
unausweichlich darzustellen versuchen - ihn tatsächlich jedoch nicht 
beschreiten: mit Ausnahme der Chemischen Industrie haben der Stra- 
Benfahrzeugbau, der Maschinenbau und die Elektrotechnik trotz DM- 
Aufwertung in den letzten Jahren im Ausland höhere Preise durchge- 
setzt als im Inland. 

Nimmt man einen Anteil von 5 % und mehr der Entwicklungs- und 
Schwellenländer am Welthandel bei Gütern hoher und gehobener 
Technologie als Indikator dafür, daß die Exporte aus Hochlohnlän- 
dern der Preiskonkurrenz ausgesetzt sind, dann zeigt eine weitere 
Untersuchung des Ifo-Instituts, daß der Anteil der betreffenden Pro- 
duktgruppen am Gesamtexport der Bundesrepubiik geringer ist als ihr 
Anteil am Export der USA und Japans. D. h. die bundesdeutschen Ex- 
porte sind (vorerst noch) in geringerem Umfang als die der USA und 
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Japans der Preiskonkurrenz aus den Entwicklungs- und Schwellenlän- 
dern ausgesetzt. Daß sich die Preiskonkurrenz dieser Länder auf 
erheblich mehr Produktgruppen ausdehnen wird, ist nicht sehr wahr- 
scheinlich. Mit der Zunahme einer auftragsgenauen Just-in-time-Pro- 
duktion, die eine Lagerhaltung weitgehend entbehrlich macht, gewin- 
nen qualitative Wettbewerbselemente, wie Zuverlässigkeit, Termin- 
treue, Service usw., bei den Zulieferern an Bedeutung. Beispielsweise 
können infolge von Verzögerungen bei Zulieferungen in den Unter- 
nehmen Kosten entstehen, die in keinem Verhältnis zu den Einsparun- 
gen stehen, die man durch den Kauf eines billigeren Produktes erzielen 
kann. Es spricht somit einiges dafür, da8 eine Verringerung der Ferti- 
gungstiefe bei gleichzeitiger Zunahme einer auftragsgenauen Ferti- 
gung, die auch nicht über beliebig weite Entfernungen zu realisieren 
ist, den Preis als Wettbewerbsparameter auch in Zukunft nicht aufwer- 
ten wird. 

Zusammenfassend ist festzuhalten: Die seit Jahren international 
starke Stellung der bundesdeutschen Exportindustrie stützt insgesamt 
die Forderungen nach Kostensenkungen durch Lohnverzicht und 
Flexibilisierung der Arbeitszeiten nicht. Es deutet nichts darauf hin, 
daß erstens Kostensenkungen in den Exportpreisen weitergegeben 
würden sowie zweitens - angesichts der hohen Nachfragebestimmung 
des bundesdeutschen Exports - eine durch Wochenendarbeit bewirkte 
Mehrproduktion auch abgesetzt werden könnte. Angesichts hoher Ar- 
beitslosigkeit und unterausgelasteter Kapazitäten im industriellen 
Durchschnitt dürften auf der Produktionsseite für mehr Produktion 
auch keine Einschränkungen bestanden haben. Dies gilt - wie er- 
wähnt - für die Ausfuhr insgesamt. Für einzelne Branchen, Fach- 
Zweige oder Produktgruppen mag sich die Situation anders stellen, sie 
kann sich aber nicht für alle Industriezweige anders stellen. 

Wenn nun aber die Struktur des Exports und seine Determinanten 
eine Steigerung der Ausfuhrmenge durch Preissenkungen gar nicht in 
dem Umfang zulassen, mit dem für sie in der Öffentlichkeit geworben 
wird, muß vermutet werden, da13 die StoGrichtung der Forderung nach 
Entkoppelung von Arbeits- und Betriebszeit außer gegen die Arbeit- 
nehmerhnen gegen kleine und mittlere Unternehmen im Inland 
gerichtet ist, die dadurch vom Markt gedrängt werden sollen. Gewerk- 
schaftlicher Widerstand gegen eine weitere Zunahme der Flexibilisie- 
rung und der Wochenendarbeit beeinträchtigt somit weniger den Ex- 
port als vielmehr die auf den Ausbau von Marktmacht (u.a. durch 
Konzentration) gerichteten Strategien der Großunternehmen. Es ist 
anzunehmen, daß durch den Erfolg eines solchen Widerstands per 
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Saldo mehr Arbeitsplätze in kleinen und mittleren Unternehmen ge- 
sichert als in Großunternehmen zusätzlich geschaffen werden, wenn 
diese sich mit ihren Forderungen durchsetzen würden. 

Wegen der hohen Handels- und Leistungsbilanzüberschüsse der 
Bundesrepublik und der dadurch mitverursachten Ungleichgewichte 
im internationalen Handel, die ihrerseits wiederum die Risiken im 
Export erhöhen, kann - auch angesichts der obigen Widerlegung der 
Unternehmerbehauptungen - die Aufrechterhaltung der Wettbe- 
werbsfähigkeit letztlich nicht der alleinige oder oberste Maßstab sein, 
an dem sich Tarifpolitik sinnvollerweise orientieren sollte. Eine min- 
destens ebenso wichtige Frage ist die nach ihrem möglichen Beitrag 
zur Förderung eines verstärkten binnenorientierten Wachstums. 
Offensichtlich ist die inländische Nachfrage zu gering, um den Lei- 
stungsbilanzüberschuß zu absorbieren. In der Bundesrepublik werden 
zunehmend mehr Güter und Dienstleistungen hergestellt als ver- 
braucht. Deshalb trägt eine expansive Tarifpolitik in der Bundesrepu- 
blik über eine erhöhte Binnennachfrage zu einem Abbau der Export- 
Überschüsse und damit zur Beseitigung von Verzerrungen bei, die eine 
gleichgewichtige Integration zur Zeit belasten. 
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